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UNESCO-Austrlne und S.3 
psychologische Krleg'Ohrung 

J ust bevor die Reagan-Adm inistration am 
20. J anuar cl .]. in ihre zweite Amtsperiode 
eintrat, landete sie ihren bislang schwer­
sten Schlag gegen die Vereinten Nationen: 
Sie trat aus der UN-Sonderorganisation 
UN ESCO aus. Die Regienlllg Thatcher 
folgt ihr zum nächsten J ahreswechsel. Und 
Bonn drohte denselben Schritt an. 
Wir beleuchten, was hinterdiesem Angriff 
auf die UNESCO steckt. Und wir zeigen 
auf, was dies auch mit der psychologischen 
Kriegruhrung der USA, ZUIll ßeispielgegen 
Nikaragua, zu tun hat. 

Neuk.ledonlen S.29 

Die kanakischen Ureinwohner Neukaie· 
doniens verlangen Unabhängigkeit von 
Frankreich. Die weißen Siedler suchcn 
dics mit allen Mitteln zu verhindern. Die 
Kolonialmacht strebt einen Kompromiß 
an, der ihre wirtschaftl ichen und strategi­
schen Interessen wahrt. 
Droht im I'azifik einer der letzten Kolo­
nialkriege? Oder beSIeht noch Hoffnung 
auf eine Konmktlösung im Sinne der 
Kanaken ? 

AAgol. S.32 

In Sachen Angola und Namibiafrage ist 
zum J ahreswechsel einiges in Bewegung 
geraten. Verhandlungen zwischen den 
Regierungen Angolas, Südafrikas und der 
USA lösten wildeste Spekulationen aus. 
Angolas Präsident dos Santos sorgte in ei­
nem Brief an UN-Generalsekretärde Cuel· 
lar rur Klarheit. l\, Conchiglia zeichnet das 
Verhandlungsgeschehen nach. 
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Kommentar: Reagens Krieg um die Köpfe 
Anl:.ißlich seiner zweiten Amtseinrtih­
I1 lng am 20. Januar d.]. gab sich US-I'rii­
sident Ronald Reagan verhandlungswi!­

Hg. 
Bei den vorausgegangenen Außenmini­
stcrgesprächen in Genf waren die Regie­
rungen der USA und UdSSR übereinge­
kommen, Verhandlungen über einen 
"Komplex von hagen" aufzunehmen. 
"welche die Weltraum- und atomaren 
Waffen, sowohl strategischer als auch 
miltlerer Reichweite, betreffen". Anlie­
gen der Verhandlungen ~ so die gemein­
same Erklärung weiter - sei es, "ein 
Wettriisten im Weltraum zu "crhindern 
und es auf der Erde zu beenden. die 
atomaren Waffen zu begrenzen und zu 
verringem und die strategische Stabilität 
zu festigen". 
Reagan bezeichnete die wohl in Kürze 
begi n nenden Küst u ngs kontrollverhand­
lungen als vorrangige Aufgabe seiner 
Außenpolitik im jahr 1985 und darüber 
hinaus. Die zweite außenpolitische Top· 
aufgabe ist Hir seine Regierungdne noch 
stärkere Unterstützung der "Contras" in 
ihrem Kampf gegen die Revolutionsre· 
gierong Nikaraguas. Zur dritten Außen­
aufgabe Hir 1985 erklärte sie die Bekäm· 
pfung des Terrorismus, speziell im Na­
hen und -'fittteren Osten. 
Mit ungewohnten Friedensbeteuerungen 
hatte der Republikaner Reagan auch im 
l'riisidentschaftswahlkampf (Herbst 
1984) aufgewartet. und damit seinen 
deutlichen Wahlsieg (59% der Stimmen) 
über den entspannungswilligeren Demo­
kraten ~Iondale abgesichert. Allerdings, 
57% der US-Wähler lehnten laut einer 
Umfrage Reagans (konfromative) Mili­
tärpolitik ab. Und der Widerspruch im 
US-Kongreß ist eher gewachsen. 
Zu diesem inneren Erwartungsdrock 
kam jener Druck, den die internationa­
len t' riedenskr'.ifte, von der westeuropä­
ischen ~Iassenbewegung gegen die Rake· 
tenstationierung bis hin zur l1N·Resolu· 
lion gegen die ,\Iilitarisicnmg des Welt­
raums, entfacht hatten. 
Doch bezeugen diese Sachzwänge bereits 
einen Gesinnungswandd der Reagan· 
Administration? Kommt sie aus Er­
nüchterung über di(' Grenzen der USo 
Stärkepolitik (Libanon. Nikaragua. 
sowjetische Gegenmaßnahmen) zur ech­
ten Abkehr vom globalen Konfronta­
tionskurs? 

Zu viek Anlcichen sprechen dagegen, 
trotz der zwist:henzeitlich verhalteneren 
Wort wahl im Weißen Haus. 
Da beharrten die Reagan-Leute im An· 
schluß art Genf auf ihn::m monströsen 
Weltraumwaffcn-Prograrnm, das alldn 
Hir Forschungsarbciten zum " Krieg der 
Sterne ,. 26 ~Ird Dollar verschlingen soll. 
Da weisen sie, wie auch die NATO-Spit· 

ze, einen StationierungsSiopp rur die 
Erstschlagswaffen Pershing I I und Cruise 
Missiles in Westeuropa (mehr als 100 
sind bereits installiert) kategorisch zu· 
rück. 
Da ging man zum 21. januar d.] . auf 
bundesdeutschem Boden mit dem NA­
TQ-Wintermanöver "Central Guardian" 
(65.000 Mann) einmal mehr an die Er­
probung des Angriffskriegskonzepts 
,.Airl,and Battle" (siehe AIB·Sonderhdt 
2/1984). Und auch I'om Erstschlags.Pro· 
gramm von MX·, Tridentraketen u.a. 
1I0chrüstungsposten gedenkt man nicht 
abzugehen. 
Die Substanz von Reagans globalem 
Konfrontationskurs (Kernstücke: militä­
rische überlegenheit, Erstschlagsmhig­
keit) ist insofern noch lange nicht gestri· 
ehen. 

Die US·lnterventionsaktivitäten gegen 
die Revolutionsprozesse Nikaraguas, E.I 
Salvadors. Ango las oder Afghanistans 
laufen weiter auf luuren. Und ge­
genüber den Vereinten Nationen hat \\'a· 
shington zum jahreswechsel 1984/85 
mit dem Austrill aus der UNESCO zum 
exemplarischen Schlag ausgeholt, der die 
"'Iehrheitsverfechter von Abrüstung. Ge· 
waltvenicht, i'\ichtdnmischung, Demo­
kratisierung der Weltwirtschafts· und In· 
formationsordnung einschüchtern soll. 
Ein Zeichen von Stärke oder Schwäche? 
Ich meine, letzteres trifft zu. Daß der 
Washingtoner Frontalangriff auf die 
UNO skh ausgerechnet gegen deren 
Ideologie· und ~Iedienzweig konl.en· 
triert, kommt dem Eingeständnis des 
Versagens ihres Konzepc.s der psycholo­
gischen Kriegruhrung gleich. 
Dabei war der l'syeho·Krieg, verstanden 
als Kampf um dic Köpfe bzw. das Be­

wußtsein der ~Iassen im eigenen Land 

wie in Zielländern, schon in der Amtspe· 
riode 1981-84 keineswegs von der Regie· 
rung Reagan geringgeschätzt worden. 

Vielmehr hatte man verschiedenste kon· 
servative Denkfabriken. Militär- und Ge­
heimdienstapparate (CIA!). Auslands· 
sender und -Informationsagenturen 
(Voice of America, USIA) mit Reagans 
erstem AmIsbeginn gestrafft, aktiviert 
und unter der Regie des Nationalen Si­
cherheitsrates zusammengefaBt. Dessen 
"Programm rur Demokratie" gab ein or­
cheslriertes Konzept des Hineinwirkens 
in andere, vorab die sozialistischen Staa­
ten, vor. 
Die ideologisch'politische Destabilisie· 
rung revolutionärer Regimes sollte - wie 
unser Fallbeispiel Nikaragua illustrie rt 
(siehe Beitrag von N. Biver) -densozia­
len Veränderungsprozeß untergraben 
und seine kriegerische Beseitigung mög· 
lieh machen. Der Kampf um die Köpfe 
als Vorbote und Wegbegleiterdesmilitä­
rischen Roll back! 
Für den Psycho-Krieg, d.h. die Verbrei­
tung von (Des·)lnformation im Ausland, 

verausgabt beispielsweise der CIA 
immerhin 1/3 seines Budgets. Es fallt 
ihm und anderen Werbetr.igern dann um­
so leichter, ihre Nachrichten in die kom­
merzielle t>ledienlandschaft zu landeren, 
da diese weltweit von den US-Agenturen 
(AP. UPI) und U5-lnformationskonzer· 
nen beherrscht werden (siehe nachste· 
henden U1\ESCO-Beitrag). 
Die durch Reagans Konfrontationskurs 
ausgelöste Massenbewegung in den USA 
(Freeze) und vor allem in Westeuropa 
vermochten die sog. "NachrüsteT" mit 
ihrer "Nachrüstung der Gehirne" den· 
noch nicht abzuwenden. Das abrupte Er­
starken der internationalen friedens­
kräfte engte stattdessen die Möglichkei­
ten und Wirksamkeit ihrer psychologi­
schen Kriegftihrung ein. 
Im Kampf um die Rückgewinnung von 
Mio Köpfen muß die Reagan.Admini. 
stration daher heute zu feinfUhligeren 
Leitbildern und Methoden greifen. Und 
sie wird von ihren Vordenkern zum Ein­
satz noch aufwendigerer ~littel gedrängt. 

Wie der westliche Medienkrieg gegen die 
UNESCO und ihren Generaldirektor 
M'Bow ("östlieh-'progressive' Schlag­
seite"; "afrikanischer Renaissanceftirst" 
usw.) einmal mehr gezeigt hat, ziehen die 
USA, Großbritannien, die BRD u.a. der· 
zeit alle Register. Sie wollen auf Teufel 
komm raus ihre monopolistische Stel­
lung im internationalen Informations­
und Kommunikationsbereich, ihre groß­
bourgeoisen Klasseninteressen behaup­
ten. Dies nämlich sichert ihnen die opti· 
male Ausgangsposilion im Krieg um die 
Köpfe. Wo](ram Brönller 
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Wolfram Brönner 

UNESCO-Austritte 
Gegenschlag des "Informationsimperialismus" 

.-\rn I. Januar 1985 machlc die Reagan. 
Administration den Austritt dcr USA 
aus d<.'r Organisation der Vereinten ~a· 
lionen ruf Er.o.:iehung. Wissenschaft und 
KullUr (UNESCO) wahr. den sie 53t· 
zungsgemäß I Jahr lUvor, im Dezcmlx:r 
1983 schriftlich beanlragt hJltc. 
Ende Dezember 1984 waren die korner­
vativcn Regicrull)!:cn Großbritanniens 
und Singapur.l dem Beispiel Washingtons 
gefolgt. In Schn:ibcn,lll UNESCO·Gene­
raldirektor Amadou Malhar M' Bo\\' 
kündigten sie ihre Mitgliedschaft .:um 
Jahresende 1985 aur. 
Schließlich stelltt'! ßundcsaußCllrninister 
Hans-Dietrich Genseher in einem \'er· 
traulichen Brier an l\!'Bo\\' "om 
I 7.12.1984 eine Ausuitl5crklärung auch 
der ßundesrepublik. des \"iengri.ißten 
Beitr3gsentrichters. :turn ndchsten Jah. 
resschluß in Aussicht. Dies solle ge~che· 
hen. falls die in PdriS ansässige U~-Son­
derorganisalion auf ihrer Genera.lkonfe­
renz im Oklober/~ovt:mber 1985 nicht 
einige Bedingungen ernille. 

"übermäßig" für de n Frieden 

,.künftig keine politischen hagen beil.m­
deli'· und vor .dlcm die "unfruchtbaren 
ideologischen Debauen·· über die Xeue 
Internationale 1nfonnations· und Kom­
munikationsordnung beendet wurden. 1 

~ I it diesem schieruneinlösb .. rem L' ltima­
\Um macht sich Bonn, wie im librigen 
auch die Regierung TIl.ltcher. d,ls (jros 
der Grunde zu eigen, welche die Re3gan­
Administration iln Abschied)brief ihrer 
UNESCO-Botsehafterin J can Gerard 
noch einmal lang und hreit auniStcle, 
Ihr erster Vorwurf lautet auf "liber­
mäßige l'olLtisicrung·' der WcltQrganisa­
tion, in deren Rahmen "eine ideologi. 
sehe f-'ront der systematischen Kampf. 
nihrung gegen die Interessen, Wene und 
Lebensweise der freien Weh geschaffen 
worden ist·' . .'\ls eklatantt: Bdspide hit'r­
mr nannte sie die Bdassunll mit der Ras· 
sendiskriminierung (Zionismus als Ras­
sismus. Sudafrika), die UntentUllung 
der "terroristischen J'alJ.stint·nsischen 
Befrciungsorganisation (I'LO)" sowie 
vor alkm "die h.ntnikkige lrmunterung 
einer weltweiten Politik der eill5eitigen 
Abrustunll der freien Welt", 

Artikel 1 ihrer Satzung hatte sie sich 
auch zum lid gesetzt, "zu "· rieden und 
Sicherheit ... bcizutragen··. 3 

Von daher ist die Behauptung Washill8-
tons unhaltbar, das Thema Krieg und 
Frieden läge außerhalb der Zuständig­
keit der UNESCO. 

Uer zweite Vorwurf richtet sich gegen 
d;os Bestrt'ben, das Konzept einer NeueIl 
Intern:.tiolla1cn lnformations- und Kom­
munikationsordnung (:'\IICO) durehzu· 
setzen, was die US-Bolsehafterin Gerard 
ineinssetzt mit .,dem antiwestliclll'1l 
Kreul;I;ug dl'T UNESCO", 
Dd ist "'eiter die Rede von einer Udat-

Uie 161 Milgliedsnationen J.ählcnde 
UNESCO musse so Genseher weiter­
zu ihrer wahren Mission. d,h. I;ur Erl;ic­
hung, Wissenschaft und Kultur zuriick­
kehren. Die "künftige ,\'litwirkung der 
liundesrepublik" knüpfte er dar .. n, d .. ß 
fortan au f unliebsame Vorhaben ven;ich­
tet, das Gen('raJsekretari,H ver',mden. 

1984/85 habe die UNESCO "den Pazifi­
sten" 1 ;\Iio Dollar zugeschos~e/\ und in 
der Hudget-Diskus)ion 1986 /87 h,jbc 
man "ein 'Internationales J ahr des I' rie­
dem', desse/\ Kamplgtle in lI ämkn der 
Sowjets 1ielo:l, zu landeren l'ersucht",2 
Derart unpolitisch aher wollie und konn· 
te die 1946 von <kn USA milll<'!;rundete 
UNESCO als ein Zusamml·nsehJuß von 
Staaten pr nicht angelegt sein, Und ill 

l·"Es<.:O·IIOIschlf\~nn J. Go •• ..:1 "nd 
tS.n~I·1 
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Iich-"orwellschen" Gänge!ung des 
,Journalisten der NIlCO" (Gerard), der 
Beseitigung .,der Redefreiheit und Pres­
sefreiheit" (Thatcher) oder noch deut­
licher ~ von "einer dauernden Feind­
seligkeit gegenüber den Institutionen 
einer freien Gesellschaft, besonders je­
nen, die e ine freie Presse, freie Miirkte 
und, vor allen [)ingen, individuelle Men­
schenrechte schütun", wie Gregory 
Newell, US-Staatssekretär rur Angele­
genheiten internationaler Organisatio­
nen, ergänzend klarstellte. 4 

Schreckgespenst NIICO 

Hier wird zu Unrecht der UNESCO, an­
stelle der Nichtpaktgebundenen, die 
Vorreiterrolle beim Ringen um die Ver­
änderung des Informationssystems ange­
dichtet. Hier werden die Anliegen des 
NIICO-Konzepts ins Gegenteil verkehrt. 
Hier wird der uneingeschränkten Auf­
rechterhahung der Weltherrschaft der 
Medienmu[tis und ihrer Regierungen, 
des " Informationsimperialismus", ge­
huldigt. Um deren Profit- und Macht­
interessen nämlich geht es in Wahrheit, 
wenn Reagans UNESCO-Gesandte die 
fortdauernoe Diskrcditienmg des "frei­
en Informationsflusses" durch di e 
UNESCO-I-.'Iehrheit als eigentliches 
Kernmotiv der Austrittsaffare benennt.:; 
Als dritten gravierenden Austrittsgrund 
führten Washington und London die 
Budget- und Verwaltungspraxis der 
UNESCO-Direktion ins Feld. 
Bemängelt wurde etwa, daß i\I'Bow ur­
sprünglich den Zweijahresetat 1986/ 87 
gegenüber jenem von 1984/85 (374,41 
Mio Dollar) um jährlich rund 10% auf 
433 Mio Dollar anheben wollte. Auf 
Kritik stieß weiter. daß entgegen dem 

sonstigen UNESCO-Verfahren nach dem 
Konsensprinzip, in Geldangclegcnhciten 
der Mehrhcitsentschcid gelte. Die WeSt-

trah.nt UNESCQ·O.n . .. I .. kr ... ar ),1'80", 

mächte als größte Beitragszahlcr (die 
"Großen 7" tragen über 60% des Bud­
gets, die USA allein 25%) flihlten sich in 
den ZuSland einer permanent überwäl­
tigten Minderheit versetzt, was nicht 
länger hinnehrnbar sei. Anstoß nahm 
man weiter am Oberhangdes Pariser Ver· 
waltungspersonals, das rund 60% des 
Etats verschlinge, wohingegen auf Pro­
jektausgaben Icdiglich 40% ent fielen. 

Die Regierungen keagan und Thatcher 
hatten allerdings in ihren Kündigungs­
schreiben vom 28. Dezember 1983 bzw. 
2. April 1984 eingeriiumt, ihr AUSlTitu­
vorhaben noch einmal zu überdenken, 
falls es seitens des UNESCO·Sekretariats 
bis Ende 1984 zu "Reformen" (Gerard) 
bzw. "nennenswerten Am~eichen des 
Wandels" im Arbeitsprogramm ~ so der 
britische 1\·l inister Timothy Raison ~ 
komme. 
Zwischenzeitlich ergriff die geschmähte 
UNESCO-Exekutive eine Reihe solcher 
Initiativen, die Entgegenkommen und 
Konzessions bereitscha f t signal isierten. 

"Freier In formationsfluß" ist ... 

So gaben 1\1'Bow und der Exekutivrat im 
Oktober 1984 dem von angloamerikani­
scher Seite geforderten Nullwachstum 
des Budgets 1986/87 schließlich die Zu­
stimmung. Auch wurden Nounaßnah­
men zur Straffung des von der General­
konferenz im November 1983 verab­
schiedeten Arbeitsprogramms angeord­
net und mit einer Stellensperre von 10% 
eröffnet. 
Verworfen wurde allerdings der Vor­
schlag Washingtons, man solle den 10 
größten westlichen Mitgliedsstaaten das 
Sonderrecht einräumen, künftig in Bud­
getangelegenheiten als Gruppe aufzu­
treten ~ mit entsprechend höherem 
Gewicht und unter Disziplinil·rung etwa 
des konzessionswilligeren Fr;ml.;.rcich, 
vcrsteht sich.6 

Eine vom US-Kongrcß eingerichtete 
90köpfige Kommission, die im Laufe des 
Jahres 1984 daran ging die Ref ormwillig­
keit der UNESCO zu überprüfen, bestä­
tigte in einem vertraulichen Bericht an 
US-Außenminister George Shuhz vom 
27. November 1984: "Das angemerkte 
Erfordernis nach Reformen wird weit­
gelll"nd geteilt", ja Generaldirektor 
i\I'Bow selbst habe "Schritte unternom· 
men ... , um eine sehr große Auswahl an 
Reformen und Verbesserungen LU initi­
ieren und ,tnLuwenden." Die UNESCO· 
ExekutivrJtsmitglieder aber hätten ihre 
Verärgerung zum Ausdruck gebracht 
wegen ihres .. allgemeinen Eindrucks, 
daß, ganz gleich welche Anstrengungen 
von anden·n Nationen unternommen 
würden, dil· Entscheidung der USA da­
von unberührt bliebe".1 
[n der Tat z<:l8t gerade diese Ignoranz an, 

daß es der Reagan-Administration bei 
der. UNESCO-AuseinanderselZung in 
Wahrheit gar nicht um "Reformen" oder 
Zugeständnisse in Einzelfragen geht. 
Sie setzt mit der Inszenierung einerwest­
lichen Austrittswelle ~ als nächste Kan· 
didaten gelten die BRD, die Niederlande, 
Japan, Kanada, Dänemark und die 
Schweiz 8 ~ offenkundig darauf, die 
UNESCO über die finanzielle Austrock· 
nung letztlich auf einen entgegengesetz­
ten Kurs zu zwingen oder lahmzulegen. 
Die Carter-AdminiSlfation (1976·80) 
hatte auf den Generalkonfcrenzcn der 
UNESCO 1978 und 1980 wenigstens 
Ansätze zur KompromißbereilSchaft 
gegenüber dem damals verabschiedeten 
NII CO-Konzept gezeigt und den Ent­
wick lungsländern begleitend öffentlich-

private "positive Kooperationen" im 
Medienbereich angeboten. 9 Die im 
Januar 1981 angetretene Regierung Rea­
gan hielt hingegen nichts von einer der­
artigen westlichen [ntegrationsstrategie. 
Sie trat den zwischenzeitlich in der 
UNESCO verankerten medienpoliti­
schen Grundsätzen genauso unnach­
giebig, konfrontativ gegenüber wie den 
Forderungen nach einer Neuen inter­
nationalen Wirtst.:haftsordnung (NIWO, 
j 974 verabschiedet von der UN-Vollver­
sammlung), welche auf den sog. "Kord­
Süd-Gipfeln" der UN.Sonderorganisatio­
nen ftir Handel (UNCTAD) 1983 oder 
rur Industrie (UN100) 1984 bekräftigt 
wurden. 

... kostbarer als 0 1, Gold 
Hier wie dort ging es ihr insbesondere 
darulll, jegliche Einschränkungen der 
weltweiten Kapital., Waren- und Dienst· 
Icistungsexpansion der transnationalen 
Konzerne abzuwenden. Und als deren 
integraler Bestandtdl sind schließlich die 
den Weltinformationssektor zu 80·90% 
beherrschenden Nachrichten-, Werbe­
agenturen und Medienkonzerne (siehe 
ausführlich: AlB 2/1984. S. 46ff.) voran 
der USA, Großbritanniens, japans, 
Frankreichs, der BRD usw. anzusehen. 
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Mehr noch, mit der gegenwärtigen Revo· 
lutionierung der Informationstechnolo­
gie (ihrem Verschmelzen mit Datenver· 
arbeitungs. und Telekommunikations· 
technologien), ihrer breitangelegun 
industriellen Nutzung und Vermarktung 
stieg der Informations· und Kommuni· 
kationsbereich eingangs der 80er Jahre 
zur lIiertgrößten Industriebranche und 
einem der Spitzenposten des Welthan· 
dels (1 0% Anteil 1980) auf. Die Bran· 
chenführer rur Computer, Telekom· 
munikation und Elektronik wie IBM, 
General Electric, 1'1''1', Matsushita, 
I-l itachi, Philips, Siemens rangieren im· 
merhin unter den 50 größten transnatio· 
nalen Konzernen der kapitalistischen 
Welt,lO 

u!". G<ner.lkonf.rtn. der UNESCO "orn Novtmber 1981 in !'aris 

Folgerichtig waren die Profitinteressen 
der Informationsmultis auch Gegen. 
stand der Sondenagungen der UN­
Kommission rur transnationa1c Unter· 
nehmen 1983/84, die, dank des Wider· 
stand'! der USA und anderer West· 
mächte, in ihren Verhandlungen über 
einen Konzem·Verhaltenskodex (ein 
Kemelement des NIWO·Konzepts}nicht 
vorankamen. 
Gleichzeitig liefen sie auf der UNESCO· 
Generalkonferenz vorn NOllember 1983 
Sturm gegen eine der Sehlüsselforderun· 
gen· der NIlCO, der eines Verhaltens­
kodexes rur die (transnationalen !) ~Ias· 

senmedit'n. Daß die Staatenmehrheit der 
Dritt en Welt und des sozialistischen 
Lagers dieses Verlangen zurückstellte, 
wurde von den Verteidigern der ~kdien­
multis freilich keineswegs honoriert. 

Desgleichen beharrten die USA, die BRD 
und Japan auf ihrer Obstruktion gegen 
einen anderen Pfeiler der UNESCO· 
Medienpolitik, mit dem den Entwick-

lungsländern zum Aufbau von nationa· 
len eigenständigen Informations- und 
Mediensystemen (Ausbildung, Ausrü­
stungen u.a.) verholfen werden soll. 
Sie versagten der multinationalen Me­
dienhilfe im Rahmen des Internationa­
len Programms ruf die Entwicklung der 
Kommunikation (IPDC, gegr. 1980)jede 
finanzielle Beteiligung. Dies läuft auf die 
systematische Behinderung des Aufbaus 
alternativer Agenturen oder Kommuni­
kationssysteme der Dritten Welt hinaus, 
ohne die weitere Grundpfeiler des 
KlleO·Konzepts une in lösbar bleiben 
müssen. 

Dies betrifft namentlich die Forderung, 
"die Ungleichheiten im Informations­
nuß nach und aus den Elltwicklungslän· 
dem ... zu berichtigen", um so die 
"Schaffung eines neuen Gleichgewichts 
und größerer Gegenseitigkeit beim Infor· 
mationsaustauseh" anzubahnen. wie es 
in der UNESCO·Mediendcklaration von 
1978 hcißt. l1 Und dabei geht es letzt· 
lieh nicht nur um Entkolonialisierung 
und Demokratisierung der alten Infor· 

RBsolutlon zur UNESCO 
Jakarta-Konferenz 

der Nichtpaktgebundenen 

6 

Am 26.·30. Januar 1984 fand in Jakana 
(Indonesien) eine Konr~r~JU ocr Informa­
tionsminiSler \"on über 60 nichtpaktgebun­
dencn Staaten datl. U.a. \'crabschi<dcten sie 
~inen Appell an die Ma~scnmedien und eine 
R~!oO lut ion zur Unterstülzung d" r UNESCO. 

Die Konfereru: der informationsminister, 
erinnernd an die Aktivitäten und systemati· 
schen Anstrengun~n der UN·Organisation 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
(UNESCO) f1ir eine Neue Internationale in­
formations· und Kommunikationsordnung 
(NIlCO); ( ... ) 

besorgt feststelle nd, daß sei(Jahren systema­
tisch venucht wird, die UNESCO zu diskre· 
ditieren und uneffektiv zu machen, um die 
Durchsctzung einer NII CO 'tu verhindern; 
iibcneugt, daß derartige DrohunS"n gegen 
eine internationale Org-dnisation unaluep· 
tabel sind und sich gegen die Entwicklung'!' 

ziele der Bewegung, wie sie auf der Gipfel· 
konferenz 1973 in Algier angenommen wur­
den, sowie gegen den Willen der internatio· 
nalen Gemeinschaft hinsichtlich der 
UNESCO richten; 
übcneugt, daß die Unterstützungder Univer· 
salität der UNESCO und ihrer weiteren Ef­
feklivität mit den Grundsau:en und Zielen 
der Bewegu ngubereinstimml, 
l. be'teugt der UNESCO ihre Solidaricat 
und lehnt Drohungen und Pre$sionen gegen 
die Organisation entschieden ab; 
2. bekr4ftigt di~ Notwendigkeit. den unilIn­
seHen Charkater der UNESCO aufrechtzucr­
haleen; 
3. drückt die volle Unter..tülZung für und 
das voll~ Vertrauen in den Generaldirektor 
der UNESCO aus, unter dess~n Leitung Ak· 
tionsprogramme gem~ß dem von den Mit· 
gliedsJänd~m der Orlfdnisation gcgeb"nen 
Mandat ausgearbeitet wurden. 
(Q.uell,,: Mainstream, Dclhi, 11.2.1984) 

ma!ions- und Kommunikationsstruktu· 
ren, sondern - wie der MacBride-Bericht 
1980 spezifizierte 12 - auch der Inhal te. 
Mit der größten Vehemenz stemmte sich 
d ie Regierung Reagan schließlich gegen 
die wichtigste Zieldcfinition des NllCO­
Konzepts, "einen freien Austausch und 
eine umfassendere und ausgewogenere 
Verbreitung von Informationen" 
(UKESCO-Mediendeklaration) henu· 
ste.llen. 13 

Grenzüberschreitende Daten .. , 

Washington setzte dagegert die Formel 
110m "freien Informationsfluß", unter 
deren Flagge die weltgrößten US-Nach­
richtenagenturen AP, UPI ausgangs des 
2. Weltkrieges ihre europäische Haupt­
konkurrenz (Reuter, AFP. dpa) über· 
rundet und die in der UKESCO·Verfas· 
sung großgeschrieben worden war. lI eu· 
te dient die Neubelebungderüberhohen 
Formel einesteils dazu. den Gegenschlag 
gegen die Unpri\"ilegierten der neokolo· 
nialen Wehinformations· und Welt wirt· 
schaftsordnung zu ruhren, d.h. die Me· 
dien·Uberm acht des "Informations­
imperialismus" zu zementieren. 
Die InformationSllerantwortliche des 
US-Außenministeriums Diana Dougan 
brachte das Interesse an der Kontrolle 
grenzüberschre-itender Datenflüsse so auf 
den Punkt: "Information ist Macht -
wertvoller als Öl, kostbarer als 
Gold. "1311 

Andernteils komnll eingangs der 80er 
J ahre hinzu. daß die Westmächte als Ver­
rugungsgewaltige über die neuartigen In­
formations· und Kommunikationstech­
nologien - die von grenzüberschrcitl'!l' 
den Datenbänken bis hin 1:U satellitenge· 
stützten fernmeldenetzen. Fernsehüber· 
tragungen und Fernerkundungen (Ener. 
gie_, Rohstoffressourcen der Dritten 
Welt!) reichen - , an anderweitigen 
Grundsatzentscheidungen der Vereinten 
Nationen riittcln. 
1972 bereits hall.- die UN-Vollversamm· 
lung ..:um Einsatz und Nutl.ungsrechl 
von Funksatdliten in einer Resolution 
(bei I Gegenstimme: USA) vorgegeben. 



daß bei Satellitensendungen in das 110-

heilSgebiet anderer Lander zwischen­

staatliche Vereinbarungen vonnolen 
seien . Dieselbe l'osition bezog 1977 die 

Internatio nale Femmelde· Union. 
Im Dezember 1982 verabschiedete die 

UN-Volh'enammlung en tSpn'!eh ende 

"Grundsatze" rur Femsehsatelliten , in 

denen du Pr im:i p der vorher igen Zustim· 

mung durch du jeweilige Empranger­

land festgeschrieben wu rde. Die hie rmit 

festgeschriebene Vorrangigkdl der na· 

tionalen Souvcr.inität und des Schutzes 
\'or überfre mdung rief gehamiJchte Pro­

tes te der Verfechter des "freien Infor­
mationsflusses" hervor. Unter den 13 
Gegenstimmen fanden sich d ie USA, 
J apan, die BRD, Großbritannien und das 
Gros der EG ( Frankreich enthielt sich) 

ein. 

... durch Satelliten, Computer 

Die veutarkte Washingtoner-Propagie­

rung des grenzüberschreitenden "freien" 
Informatio ns- und Teleko mmunika· 

tio nsflu JSes der Multis in die Länder der 
Dritten Welt 14 stieß diese nac hdrück lich 

darauf, sich starker der nationalen Sou­

ve,..ini t ä tSr«h te IN ich tdnm ilIchungs­

prinzip ) und der neuen Abhängigkeiten. 

die von der Com puterisierung drohen, 

anzunehmen. 

Die Nichtpaktgebundenen, eigenliich e 
Initiatoren des Konzepu der NIICO, be­
tonten auf ihrem Dclhi·Gipfei im März 

1983 d as Erfordernis, "den Kon sequen­

zen ftir die nationale Souveränität und 

wirue haftliche lntwicklung der Ent­

wicklungsländer, die sich aus der Nut· 

zung des geostationären Orbin (über 
dem Äquator pla1.ierte Satelliten; d. 

Red.) und dtr Regulierullg dt5 elektro· 

Eine Konferr:m üMr die Neue Internationale Informatiomordnung,'eranstaltetc: ,'om 29. NO\'em' 
ber - 2. Daembcr 1984 in Kabul die 0lllan;&.at;on rur Afrouiati~he Völkenolid.uitit (AAPSO). 
Oie Teilnehmer aUI ijber 30 Lindern HnbKhledeten neben dner Untentiitzungsbouehaft an 
UNESCO..(;c,neraldirekt 01" M ·Bo..- die hier dokument ierte: A b.e:hlußcrkliirung. 
( ... ) Die Teilnehmer büundeten ihre Ent· 
schlosS<:nheit, alles in ihren Kräften $Iehende 
zu tun. um das Monopol der wcstlichen Me­
dien zu beenden. das diese dazu nutzen. die 
Regierungen und Völker der Dritten Weh .. ls 
Wilde oder Kinder oder IoOpr Terroristen 
darzustellen, da sie: nicht die politische und 
wirtschaftliche VorheTTschaft der impcria· 
lini§chen Hauptmächte akzeptierten. 
Sie stellten die große politische Wichtigkeit 
der Frage des int .. rnational .. n Informations· 
austauschs heraus, besonders, daß diese Vor­
herrs<::haft im Zuge der ,.Kommunikation, · 
explosion" und der ungleichen Verteilung 
ihrer wissenschaftlichen und teehnologi· 
sehen Früchte, zu einer immer größeren 
Kluft zwischen den .. nt wickelten und den 
Entwicklungsländern auf diesem Gebiet 
fuhrt. 
Bew nden hervorg .. ho~n wurde der Infor ' 
mationsimpc:rialismus, das Monopol der 
tnnmationa1cn Ge.sdlschaften an den M1U' 
scnmedien, deren Einflulhuheine Entwick· 
lung sowie der Einsatz ihrer wachsenden 
Starke zur l:ntergrabung der öffentlichen 
Meinung in den Entwicklungsbndem. 
Our<:h ihre Aktivitaten und ihren Einfluß 
"erfolgen die we!llichen Informationsmono­
pole auf arrogante und rassistische Weise ihre 
Politik des Neokolonialismus und Militaris· 
mus. Sie fiigen dem Kampf der Völker in den 
Entwicklungslandern, die darum ringen, Ihre 
politische Unabhangigkc:it und Souvenlllitit 
zu wahren und unabhängige Volkswiruchd· 
ten aufzubauen, großen Sc:haden zu. Damit 
schaden sie auch den Interr:nen der breiten 
Massen in den westlichen Lindern selb5l. 
Die Teilnehmer untellitrichen ferner die 
Wechselwirkung zwischen Unablüngigkeit, 
der Entwicklung dervor kurzem unabh~ngig 
geword .. nen Lander und der Entkolonisie· 
rung der Muscnkommunikatiommittel. 
Ohne eine entsprechende Entwicklung der 
~bllenmc:dien ist sozialer Foruchrill heute 
undenkbar. Eine solche Entwicklurtj hingt 
allerdings von den sozialpolillSchen Optio­
nen der Entwicklungsl.ilillder ab. InConna· 
tionsunabhangigkc:it wird zWiln(!;$Liuflg von 
der antümpcriali~tischen, foruebrilllichen 
Politik abhangen. die das jeweilige Land auf 
... Uen Gebieten m .. ruehlicher Akti~it.it ver­
folgt. ( ... ) 

Die Teilnehmer warnten vor der imperialini· 
sehen Kultu rinvasion, die eine reale Be· 
drobungder Werte, kulturellen Identität und 
wahren Unabhangigkeit der Entwicklungs· 
länder darstellt. 
Die Teiln .. hmer makten ihre Wertschit:r.ung 
an fur dIe von der UNESCO und der UNO 
untemommcO<:1l Schrilte zur Unterstiitzung 
der gerechten Forderungen der Entwick­
lungslä.nder nach einer Neuen Internationa · 
len Informationsordnung. Sie verurteilten 
die Jub"ersiven Aklionen der imperialisti· 
schen ~l:ichtc gc~n die Bemtihungen der 
UNESCO und der UNO. 
In diesem Zusammc:nhangappellierten lie an 

alle Nationen, ~eignete Maßnahmen zur Uno 
terstützung der UNESCO >:1.1 erwäg.:n, die 
den Drohungen der USA und Großbritan· 
niens aUJgeKUt ist, diese internationale Or­
ganiution >:u verlassen. 

Die Teilnehmer äußerten ihre Unterstützung 
für das Internationale Programm fiirdie Ent­
wicklung der Kommunikation (IPDe) der 
UNESCO und deren Bemiihung:en um die 
Förderung regionaler Nachrichtenagenturen 
in Afrika, Mien und Laleinamerika wie 
PANA, FANA, OANA, ASI:-< und ALASEI 
ebenso wie nationaler Massenmediensy­
Jteme in den Entwicklungsländern. 
Sie teilten die Ansicht, daß lPDC, PANA, 
FANA und OANA mehr finanzielle, techni­
sche und moralische Unterstützung in jeder 
möglichen Fonn erhalten sollten, Stipendien 
rur Journalisten und KommunikationKxper­
ten eingeschlossen. 
In diesem Zuummc:nhang untentrichen die 
Teilnehmer die Notwendigkeit, daß die Ent· 
wieklungsllnder ihre Abhangigkeit von den 
.mperialistilchen Ländern verringern, indem 
sie ~ich um alternati'e Technologien sowie 
um modeme Ausrilstungen und Systeme von 
~freundeten Undern bemühen, welche die 
~rechte Forderung nach einergkichgewich· 
tigen Verteilung der Information im In tere .. 
se aller Völkeruntentüuen. 
In diesem Zusammenbang betOnien die Teil· 
nehmer die fruchtbare und effektive Zusam· 
menarbeit >:wilchen Entwicklungsländern 
und sodaliitischcn Ländern als ein Beispiel 
für gcgemc:itig vorteilhafte und gerechte Be­
ziehungen, die zur Entwicklung nationaler 
un:lbhänglgcr Informationss)'steme bcitT3' .... 
Die Teilnehmer hoben die enge Verbindung 
zwischen der Errichtung einer Neuen Inter­
nallonalen Informatiomordnung, der Fcst i· 
gung du Wc:ltfriedem und der Förderung der 
Abrilllunghin. 
Eine Neue Informationoordnu ng lollte eine 
demokratisch·fortschrittliche Kin, die den 
gescllschafupolltischen Bestrebungen alkr 
Viilker enuprkht und die gegen die impcria· 
liJlL.che lIegemanie und ihre aggressIven 
PLlne gerichtet ilt, die Völker Afrika., 
Asiens und LateInamerikas zu unterw .. rfen. 
AUI diesem Grund, 00 erklärten die Teil· 
nehmer, i.t el notwendig, daß alle natio· 
nalen, demokratilChen und fortschrittlichen 
Kr.fle höchll wachlam gegeniiber den 
Manövern der impcrialiuischen Länder, vor 
allem der USA, ,ind, die lieh jeder wirk· 
hchen Veränderung des gegenwärtigen Zu· 
nandi du Ma'ienkommunikationswelClU 
heftig wideuetzen. 
Die T"ilndt11ler lenklcn die Aufmerkumkcil 
auf die Tatsache, daß die weltweit~ ungehin­
derte Verhreitung von Informationen nur 
auf den Prinzipien der Respektierung der 
nationalen Souv .. ränitit aller Staaten und 
der Nichteinmischung in ihre innere Angele· 
~nheiten beruhen kann. ( ... ) 
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ni5ch-magnetischen Spektrums (Auftei­
lung der Fernmelde- bzw. Sendefrequen­
zen; d. Red.) ergeben unddie von äußer­
ster Wichtigkeit für die Informalionsver­
breitung im Welthandel. Geschäftsver­
kehr und Austausch sind, sorgraltige 
Aufmerksamkeit zu schenken". lS 
Die Nichtpaktgebundenen-Konferenz 
der Informationsminister vom "-ebruar 
1984 in jakarta stellte fest, daß s ich im 
Zuge des technologischen Schubs die 
Kluft zwischen dem westlichen Informa­
tionsmonopolisten und Entwicklungs­
ländern eher vertieft habe. 
Die Nutzung der neuartigen Kommuni­
kationstechnologien aber dUrfe nicht um 
den Preis der nationalen Entscheidungs· 
fahigkeit und der NIICO-Kernzicle er· 
folgen, voran jener Aktivitäten. die "zur 
ObeT\vindung der bestehenden Mißver­
hältnisse und Ungleichgewichte ... sowie 
zur überwindung der Monopole" bei­
trügen. Und die seit jahren systematisch 
betriebene Kampagne gegen die 
UNESCO sei gerade daraufausgerichlet, 
"die UNESCO zu diskreditieren undun­
effektiv zu machen, um die Durchset­
zung einer NIICO zu verhindern".16 

Coup gegen die UNO 

Diese von der Reagan-Administration 
angeführte Desinformationskampagne 
1983/84 gegen die UNESCO diente 
nicht zuletzt der psychologischen Ein· 
stimmung (siehe Kommelllar) auf den 
nun wahrgemachten Austritt der USA 
und ihrer imperialistischen Gefolgschaft. 
Damit ist es allerdings nichtgetan. Denn 
die UNESCO-Austritte sind ein exempla. 
rischer Schlag auch gegen die Vereinten 
Nationen als Ganzes, gegen die dort sei­
tens einer deutlichen Mehrheit von Drit­
ter Welt und sozialistischem Lager ver­
ankerten Vorhaben der Demokratisie­
rung der Weltwirtschafts- und Informa· 
t ionsordnung. 
Die Austritte mUssen schließlich als ein 
Anschlag gegen die UNO als das univer­
selle Forum rUT Frieden. Abrüstung und 
Antiinterventionismus verstanden wer­
den. Denn die UNESCO hat sich in 
außerordentlichem Maße der Verteidi­
gung des Friedens verpflichtet. ja dies 
zur Entaufgabe der Medien und Infor­
mationsträg(':r (siehe Medien-Deklara­
tion, MacBride-Bericht usw.) überhaupt 
erklärt. 
Insofern ist der Coup der Reagan, That­
cher, Kohl zum j ahreswe(:hscl als ein 
weiteres Kettenglied ihres globalen Kon· 
frontationskun(':s einzy.ordnen. Bundes· 
kanzler Helmut Kohl kann man dabei 
keineswegs vorhalten. er sei seiner Sache 
als Anwalt der Medienmultis untreu ge­
worden, war er doch in unnachahmlicher 
Manier vor dem Bundesverband Deut­
scher Zeitungsverleger berciu im Sep-

B 

tember 1983 in Bonn der jetzigen Aus­
trittsdrohungvorausgeeilt: "Die Bundes­
regieru ng bekennt sich ohne Wenn und 
Aber zum Grundsatz des freien Infor­
mationsflusses über die Grenzen." 17 

Sein Außenminister Genscher dürfte es 
dagegen schwer haben, nicht wie der 
DUmmere dazustehen. 

"Verpu lvertes" Geld 

Den Widerspruch nämlich zwischen sei­
nem Drohuricf vom Dezember 1984 an 
M'Sow und seinen Aussagen namens der 
sozialliberalen Koalition vor der 
UNESCO·Generalkonferenz im jahr 
1978 wird er kaum auflösen können: 
"Der freie Informationsfluß zwischen 
den Völkern ... soll reziprok sein. soll 
Austausch sein ... Die Aufgabe ._. lautet 
hier, eine Teilung der Welt in Informa­
tionsgeber auf der einen Seite und Infor­
mationskonsumenten auf der anderen 
Seite zu verhindern ... Mein Land tritt 
entschieden ein rur einen gleichgew ichti. 
gen Informationsaustausch zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern ... 18 

Im Dezember 1984 sperrte der Haus­
haltsausschuß des Bundestages - übri· 
gens mit den Stimmen der SPD - einen 
Teil der rur dieses j ahr fälligen Zahlung 
(8 .1 Mio D~1. die zusätzlich zum Grund­
beitrag von 40 l\Iio Di\1 ans tehen) an die 
UNESCO. 
Der CSU-Abgeordnete Rose verkündete! 
VOT dem Bundestag. die CDUfCSU sei rur 
den Ut\ESCO·Austritt zum j ahresab­
schluß. falls keine "tthte Rdorm" kom­
me. Denn die Beitragszahlung bringe 
"der Steuerzahler zu mUh sam auf. als 
daß sie in der Nähe des EifcIturms oder 
in rüder Politikhetze gegen den Westen 
\'erpulvert "19 
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Zit. nach: J. Hecker, Vom Vorteil ... , 
a.a.O.,S.29 

15) 7th Non·Alignmcnt Summiat, Political 
DedallIlion. Paf'~graph 173 on the Ne ... 
World Information and Communication 
Order, De!hi. 7.· 12.3.1983 

16) Mainstream,Delhi,II.2.1984 
17) Hulletin. Honn, Nr. 100.30.9.1983 
18) Eb .. nda. Nr. 123. 3L10.1978 
19) Das Parlament. Bonn, Nr. 51·52/1984. 
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Nico Biver 

Psychologische Kriegführung 
gegen Nikaragua 

"Ohne militärist;he Stärke ist 't;ontain­
ment' (US-Politik zursog. Eindämmung 
des Kommunismws; d_ Red_) nkhts als 
eine Politik des Bluffes_ Aber eine allei­
nige Konzentration auf die militärist;hen 
Aspekte des 't;ontainments' fUhrt zu 
nkhts. 'Containment' ist aut;h derpoliti­
st;he Kampf um die Köpfe der Menst;hen 
im eigenen Land und im Ausland. "1 

Diese Definition psychologischer Krieg­
fUhrung stammt von Walter S. La<luer, 
Mitarbeiter des "Center for Strategie and 
Int ernational Studies" in Georgetown. 
Diese ultrakonservative "Denk rabrik", 
die der Reagan-Administration ;marbei­
tet, ist auf psychologische Operationen 
spezialisiert_ 
In der Tat sind die Dt:sinformationsprak­
tiken Washington nicht losgdöst zu se­
ht:n von militärist;hen Maßnahmen. denn 
sie dienen dazu, Kriegt: politisch fUhrbar 
zu machen und den Gegner zu schwä­
chen. 
Sie richten sich deshalb sowohl an die 
Bevölkerung und die Entscheidungsträ­
ger im eigenen Land, als auch an die 
Wdtöffentlichkcit und dit: Menschen im 
Lande des Gt:gners. 
Ocr Stellenwert psychologischl'r Krieg­
fUhrung hat vor allem wegt:n der Wider­
stände gegen die globale Konfrontat ions­
politik der Reagan-Administration zuge­
nommen. Die Völker und Teile der Ilerr­
sehenden in den verbündeten Staaten, 
aber auch in den USA selbst. müssen erst 
fUf diese I'olitik gewonnen werden. Das 
Feindbild in den Köpfen der Menschen, 
das in der Zeit der I:.ntspannungspolitik 
gelitten hatte, soll wieder aufpoliert wer­
den. 
Dies gilt nicht nur ftir die Politik gegen­
über den sozialistischen l.ändern, SOli-

dern auch fur den Umgang mit den revo­
lutionären Staaten und Befreiungsbewe­
gungen in der Dritten Welt. 
Seit dem Machtantritt der Reagan­
Administration konzentriert sich ein 
lIauptteil der diesbezüglichen propagan­
distist;ht:n Maßnahmen auf das revolutio­
närt: 1\ikaragua. Oie Mittel und Metho­
den der psychologischen KriegfUhrung 
sind in diesem Fall im großen und ganzen 
dieselben, die angewandt wt:rden, um 
der Welt die Hochriistung der USA 
schmackhaft zu macht:n. 
Gntndlagt: ru r psychologische Operatio· 
nen sind in dt:r Regel dit: Beschlüsst: des 
Nationalen Sicherheitsrates (KSC) der 
USA. Umgesetzt werden sie übt:r staat­
liche Einrichtungen sowie über. der Re':a­
gan·Politik freundlich gt:sonnene, Pt:r­
sonen, Organisationen, Unternehme':n, 
Medienusw. 

Medienmulti CIA 

Die aktivste und die koordinierende Rol­
le kommt dabei dem Geheimdienst C1A 
zu. 
l'\ach unvollständigen Angaben eines US­
Senatskomitees zur Untersuchung der 
Aktivitäten des CIA ausdem j ahre 1975 
besitzt der CIA 200 Verlage, Zeitschrif­
tt:n und Nachrichtendienste. Die New 
Vork Times fugte 1977 noch weitere 50 
dazu. Allein 1.000 Bücher werden im 
J ahr vom CIA herausgegeben_ 400 Jour­
nalisten stehen in seinen Diensten. 
Schätzungsweise 3.5 i\lrd Dollar gibt die­
se r Geheimdienst jährlich fUr I'ropagan­
da aus. 2 
In das Desinformationssystt:m rt:ihen 
sich weitere Medien ein, die nicht oder 

nicht mehr dirt:kt unter Kontrolle des 
CIA stt:hen, aber allemal von der Re':gie­
rung kontrolliert werden. Dazu gehört 
die .. Stimme Amerikas" (VOA), die 
wöcht:ntlich fast 1.000 ProgrammslUn­
dt:n in mehr als 40 Sprachen ausstrahlt, 
sowie die US-Informationsagentur 
(USIA). 
Unter staatlicher Kontrolle sind bei der 
USlA die Informations-, Bildungs. und 
Kulturaktivitätt:n im Ausland konzen­
trit:rt. Die US IA bt:schäfligt 8.700 Men­
schen und unterhält 202 Filialen in 124 
Ländern. 3 Zu den staatlichen Desinfor­
mationsorganen gehören außerdt:m dit: 
US- Botschaften sowie die Medie':n der 
US-Streitkräfte im In" und Ausland_ 
Bt:gleitet und untt:rstÜtzt werden die': 
staat lichen Desin form at ionstätig keile':n 
durch Institute. StiflUngen und Komi­
tt:es der extremen Rechten. Personell 
vt:rflochten und finanzidl unt t: rstützt 
vom militärisch-industriellen Komplex 
(MI K) und der Reagan-Administration 
versuche':n sie': mit Studien und Kampag­
nen Einfluß auf Politiker, MeinungsfUh­
Ter, abe':r auch auf die Bevölkerung im ln­
und Ausland zu nehmen_ 
Zu den "w issenschaftlichen Organisatio­
nen" gehören die Hoover Institution 
(1919 als Rea ktion auf die russischt: 
Oktoberrevolution gegründet), das 
American Enterprise Institute, das Cen­
ter for Strategie and International Stu­
dies sow ie die lIeritage Foundation. Zu 
dt:n politischen Gruppen zählen das 
Komitee für die gegenwärtige Gefahr 
(Reagan zählte zu den Gründern), die 
Koalition Frieden durch Stärke u_a. 
Zu zwei Bereichen von entscheidender 
Bedeutung fUr die "Eindämmung" der 
Revolution in Lateinamerika (Religion 
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und Arbeiterbewegung) arbeiten spe7.ia­
lisierte Institute. Das mit dem CIA und 
dem US-Gewerkschaftsbund AFL-C10 
verbundene und staatlich unterstützte 
Institut rur die Entwicklung Freier Ge­
werkschaftcn (A IFLD ) beschäftigt sich 
mit dem Aufb .. u und der Unterstützung 
rechter Gewerkschaften in Latcin:.meri­
b. 
DdS Institut über Religion und Demokra­
tie wurde 198 1 gegründet, als Reaktion 
auf die verstärkte Teilnahme von Chri­
sten am re\'olutionären I'rozeß in Latein­
amerika und auf die antiinterventioni­
stische Haltung einiger US-Kirchen. 
Seide In stitute reihen sich ein in eine 
Becinflussungspolitik wie sie schon im 
Geheimdokument des Komitees von 
Santa Fe von 1980 festgelegt wurde. In 
diesem Papier, das die Leitlinien Rea­
ganscher Latei namcrikapolitik vorfor· 
mulierte, heißt es u.a.: .. Die Außcnpoli­
tik der USA muß damit beginnen, der 
Theologie der Befreiung, wie sk in 
Lateinamerika durch den Klerus der 
'Theologie der Befreiung' angewendet 
wird. zu begegnen (und nicht nur im 
Nachhinein zu reagiere n) ... 4 
Zum Bereich Gewerkschaftsbewegung 
wird vorgegeben: .,Die USA. die gemein­
sam mit und mil1els des AF L-CIO und 
andcren unabhängigen Arbeitcrorganisa­
donen arbeitcn. wcrden die freie Ge­
werkschaftsbewegung in Lateinamerika 
fördem, ... ' ·5 

Nikaragua wird bedrohlich 

Als Hindernis rur die Durchse tzung der 
Kon fro ntationspoli t ik entpuppten sich 
Teile der nationalen und internationalen 
Informationsmedien. Auf interna t iona· 
ler Ehenesollen die Kanäle fti r die Propa­
ganda Washingtons weiteroffengehahen 
wcrden. Diesc Politik äußert sich im 
Kampf gegen eine Neue Internationale 
Informat ions- und Kommunikationsord­
nung (N IlCO) und hat ihren vorläufigen 
I-Iöhepunkt mit dem Austritt der USA 
aus der Ur-;ESCO erreicht (siehe Beitrag 
von W. Brönner). 
Auf nationaler Ebene geht es darum, die 
letzten kritischen Medien. insbesondere 
Presseorgane, mundtot zu machen. "Die 
Formulierung der US-Politik". so das 
Santa Fe Papier, "muß von der Propa­
ganda freigehalten werden, die von den 
Massenmedien verbreitet wird und von 
Kräften ausgeht, die den USA ausdrück­
lich feindlich gegenüberstehen. "6 Bier­
bei handelt es sich um eine !naßlose 
übertre ibung. Denn der übergroße Teil 
der Medien und Nachrichtenagenturen 
der USA sind trcue ErfUllungsgehilfen 
Reaganscher Poli tik. Einige Medien ste­
hen sowieso auf den ideologischen Posi· 
tionen der Reagan-Administration. An­
dere a rbeiten eng mit dem CIA 7.usam-
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men, beschäftigen CIA:Joumalislen und 
übernehmen bedenken los seine offene 
(sog. weiße) Propaganda. Manche sind 
vom CIA unterwandert oder fallen auf 
verde<.:kte Desinformation des CIA her­
ein. Dies sind \'or allem Informationen, 
bei denen dic Autorenschaft des CIA 
nicht bekannt ist (graue Propaganda) 
oder wo sie dem Gegner zugeschrieben 
wird (schwane Propaganda). 

Wichtigste Ursache für die regierungs· 
treue Berichterstattung der Massen­
medien und der Nacbrichtenagenturen 
ist, daß es sich bei ibnen - ungeacbtet 
ihrer unterschiedlichen politischen Ak­
zentsetzungen und Positionen - selbst 
um kapitalistische Unternehmen han­
delt, die wenig Interesse an revolutionä­
ren Wandlungen in Lateinamerika ha­
ben. Kontroversen finden allenfalls über 
d ie Millel und Wege zu ihrer Durchset­
zung statt. 
Bei den l\'lassenmedien kommt noch 
dazu, daß sie über Elcktroni kkOIl7.crne 
mit dem l\ IIK verflochten und 110m An· 
zeigenaufkommen der Multis abhängig 
sind. Die Journalisten sch ließlich haben 
sich nach den Wünschen der Medien zu 
richten. Die "Iedien müssen sich natür· 
lieh auch an das durch d ie Reagansche 
psychologische Kriegftihrung geprägte 
i'.Iassenbewußtsein und an die so diktier­
ten Themen anpassen . w~nn sie weiter 
im Geschäft bleiben wollen. 
Daß trotzdem einige kritische Blätter 
übrigbleiben, die sich vor allem an gebil­
d~tere Schichten wenden, ist wesentlich 
der Konkurrenz geschult e!. Was rur die 
Boulevard-Blätlcr ,.sex and crime" ist, 
sind rur Time. Ne\\lsweek. New York 
Tim~s oder Washington I'ost die Auf· 
deckung illegaler Regierungspraktiken 
und Bestec hungsskandale. Dem Konkur­
renzverhältnis zwischen diesen Blättern 
ist es geschuldet, daß dann und wann die 
verdeckten Aktionen des CIA in Nikara­
guaein offenes Geheimnis werden . 
Die Absicht, die sa ndin ist ische Rcvolu-

tion rückgängig zu machen. einen Sieg 
der Befreiungsbewegung in EI Salvador 
zu verhindern und Kuba zu iso lieren, 
machte den lIollen Einsatz des Instru­
mentariu ms der psychologischen Krieg­
führung notwendig. Die Reagan-Admini­
stratio n ste ht hierbei vor dem Problem, 
der eigenen und der Weltöffentlichkeit 
klanumachen, daß das kleine und unter­
entwickelte Nikaragua eine Bedrohung 
fUrdie USA darstellt . 
Außerdem gilt es der US-Be,·öl kerung 
die Meinung auszutreiben. daß eine Inva­
sion in Mittelamerika zu einem ähnli­
chen Desaster führen könnte wie der 
Vietnamkrieg (1964-73). 
Der nikaraguanischcn Uevölkerung 
schl ieß lich muß deutlich gemacht wer· 
den. daß sie eine Dik tatur mit einer ande­
ren lIertauseht hat. Die psychologischen 
Operat ionen sind dabei nur Element -
allerdings ein unvel7.ichtbares - ~il1cs 

l\ laßnah meplans zum Sturz der sandini­
st ischen Regierung. 
Den Startschuß dazu gab ein Destabili­
sierungsplan des NSC, der am 14.2. 1982 
vom US-Präsidenten gebilligt wurde. Er 
sicht sowoh l den Aufbau der "Contras", 
wirtschaftliche und militärische Druck­
ausübung, Gehcimdienstaktillitäten. In· 
vasionsplanungen als auch Propaganda­
anstn:ngungen lIor. 7 
Dieser NSDD 17 genannte Plan wurdl' 
berei ts im April 1982 aktualisiert. In die­
sem neuen Dokument des NSC wird eine 
.. Beschäftigung mit dem öffentlichkeits­
aspe kt des l\Iittelamerikaproblems durch 
eine konzertierte Aktion zur Informa­
tion der öffentlichkeit" gefordert. 8 
Militärische, wirtschaftliche, diplomati­
sche und propagandistische Maßnahmen 
bedi ngen sich dabd gegenseitig. So ver­
schlechtert beispielsweise der wirtschaft­
liche Boykott die Versorgungslage, was 
wiederum den Boden daftirberciten soll, 
durch antisandinistische Propaganda Un­
zufriedenheit zu erzeugen. Dies wiede r­
um wird den Widerstandgegen eine Inva· 
sion verringern. 

s,., ... j .. u",he, FJll~hl .. r nach <Ir. "nkunft In Con"'o o~n • .\l,G. 

L 

I 
--;=: --.:--. 

I HUKDflAU (P~ 
flEIIJ!\ 'e;: • ., 

-



J-Iaupuhema antisandinistischer Propa­
ganda sind die Beziehungen Nikaraguas 
zu Kuba, zur Sowjetunion und zur Be­
freiungsbewegung EI Salvadors. Ziel der 
Desinformation ist es, Nikaragua als Er­
fUllungsgehilfen der Sowjet union bei der 
Ausbreitung der mittclamerikanischen 
Revolution bis zu den Grenzen der USA 
darzustellen. Die Gleichstellung Nikara­
gua.Sowjetunion hat vor allem den 
Vorteil, daß man an das tiefverwur..:clte 
Feindbild Sowjetunion anknüpfen kann. 
Die bisher wichtigsten Vorstöße in diese 
Richtung waren die Vorlage des Weiß· 
buches "Kommunistische Intervention 
in EI Salvador" am 23.2.1981. Es sollte 
die, Weiterleitung kubanischer Waffen 
über Nikaragua an die Befreiungsbewe­
gung EI Salvadors belegen (siehe AlB 
6/ 1981, S.6). Das Thema des Exports 
der Revolulion ist auch heute noch eine 
der Hauptbegriindungen fUr Reagans ln­
terventionspolitik gegen Nikaragua. 

Achse Nikaragua-Sowjetunion 

Auch die Bonner Regierung fUhrt dies 
immer wieder als Grund fUr die Einstel· 
lung der Entwicklungshilfe an Nikaragua 
an. Und dies, obgleich dafUr noch kein 
Beweis erbracht wurde. Es wurde im Ge­
genteil von einem ehemaligen C1A­
Agenten, der die nikaraguanischen Waf­
fentransporte ausmachen sollte, wider­
legt. 
"Beweise" rur die sowjetisch-kubanische 
l\Iilitärpräsenz und Aufrüstung Nikara­
guas legt das US·Außenministerium rei­
henweise vor. 
So wurden berdts am 9.3.1982 der Welt· 
öffentlichkeit Luftaufnahmen vorge­
fUhrt, auf denen mehrere sowjetische 
Hubschrauber und I'anzer, Kasernen 
nach kubanischem und Hindernis­
strecken nach sowjetischem l\Iuster zu 
sehen waren. Wiederholt wurde auch die 
Präsenz von 4.000 kuba nischen und 200 
sowjctischen Militärberatern behauptet. 
Ziel dieser Desinformation ist es nicht 
nur l'\ikardgua als einen sowjeti~chell 
Stützpunkt und damit als Bedrohung der 
USA hinzustellen. sondern auch Nikara­
gua dazu zu ..:wing:en vom Kauf sowjeti. 
scher Waffen für seine Verteidigung: ab· 
zusehen. 
Besonders deutlich wird dies bei der 
Kampagne um den Kaur sowjetischer 
MiG-F!ug-..:eugc, die angeblich das mili· 
tärische Gleichgewicht in der Region 
stören würden. Der bisherige lIöhel'unkt 
wurde am 6. November 1984 erreicht, 
als die US-Regierung verbreiten ließ, ein 
sowjetisches Schiff mit MiG-}-,lugzeugen 
an Bord würde Nikaragu<a anlaufen. ZWdT 
entpuppte sich das Gan.:e schließlich als 
cllll' Ente, doch bclll'rrschte das Them<a 
tagel.mg: die Schlagzeilen. ls wurde 
schließlich weitergespun nen. in dem dic 

Aufmerksamkeit auf die nikaraguani­
sche "übeITÜstung" und die Verbindun· 
gen zur Sowjetunion gelenkt wu rde. 
Nach Aussagen von Vertn:lern der Rea­
gan-Administration war der Versuch, 
"Nikaragua als eine mögliche Basis rur 
die Ausbreitung sowjetischer Macht in 
der west lichen Hemisphäre" darzustel· 
len, "Teil einer Anstrengung, um den 
Kongreß und die Öffentlie}lkeit zu über­
zeugen, daß die USA ihre Unterstützung 
rur dic nikaraguanischen Rebellen wie· 
deraufnehmen und weiterhin diplomati. 
schen und militärischen Druck auf Nika· 
ragua anwenden sollten, um sein Verhal­
ten zu ändern". 9 
Ein weiteres Ziel bestand darin, die Be­
richterstattung über die Wahlen in Nika· 
ragua vom 4.11.1984 in den Hintergrund 
zu drängen. 
Obwohl cine internationale Kampagne 
beschlossen worden war, um die Wahlen 
zu diskreditieren - die Washington Post 
enthüllte Olm 6.11. 1984 ein entsprechen­
des NSC-Dokument - an der Politiker, 
J ournalisten. Gewerkschafter und Bot­
schafter beteiligt waren. war dies nicht 
vollständig gelungen. 
Dabei hatte monatelang das Tauziehen 
um den Wahlboykott von vier nikaragua­
nischen RechtspaTleien die r-.ledien be­
herrscht. Dieses vom CIA inS'Lenierte Ma­
növer, dem sich jedoch zwei weitere 
Rechtsparteien trotz Bestechung nicht 
oder zu spät anschlossen, wurde an­
schließend \'on der US-Regierung und 
den Medien als Be\"eis ruf eine angeb­
liche Wahlfarce angeruhrt. 

Die selbstinszenie rte "Wahlfarce" 

Obwohl vorwiegend an die Weltörfent­
liehkeit gerichtet. verfehlen die genann· 
ten psychologischen Operationen auch 
innerhalb Nikaraguas ihre Wirkung 
nicht. Die vermeintliche Achse Nikara­
gua·Kuba·SowjelUnion soll dcn unter 
Somoza gezeugten Antikommunismus 
mobilisieren. Die Kampagne um die 
Wahlen hat der zivilen Konterrevolution 
im Lande einen größeren Spielraum ver­
schafft. 
Dies ist von Bedeutung fiir die Beein· 
flussung der nikaraguanischen Bevölke· 
rung. Die nach Nikaragua hineinwirken· 
den Operationen folgen dem Schemader 
im "FieId ~1anual Psychological Opera. 
tions (FM 33·5)" der US·Armee festge. 
hahenen Grundsät:t.e: "Die Uneinigkeit 
zwischen den militärischen und politi· 
sehen Institutionen stimuliercn;das Ver· 
trauen in die Führung untergraben; die 
Abneigung von seiten religiöser. ethni­
sch<:r, politischer, wirtschaftlicher und 
anderer Elemente gegen die Regierung 
oder untereinander fördern; wohIgeson­
nene Führer stärken und feindliche 
schwächen.·,IO 

VIVI _UfO! UM ~IO fUNOAOOI DIL Il!!In !INOIMIIU Dl 
IIIIUCION NlCIONAL (I. I. L. N. ), '111111 COMANDAfO!t1 
!OMAS_", ~lIlINtZ. .. , 

jBORGE PARA PRESIDENTE 
DE NICARAGUA! " .. 

Sp."un".'e"uch minet. der k~,arik.nilch.n PreIse: 
.Weder etu! noch Onela. IIorSe muß die Revol""on rel· ,en.· 
Von diesen Maßnahmen machen die 
USA und die konterrevolutionären 
Kräfte ohne Ausnahme Gebrauch. Wich· 
tigstes Mittel rur innere psychologische 
Operationen ist die Zeitung "La Prensa ", 
seitdem alle fortschr it tlichen J ournali­
sten gefeuert wurden. Sie erfreut sich 
nicht nur der Unterstützung aus dcn 
USA, sondern auch aus der BRD. So griff 
ihr die Fricdrich-Naumann.Stiftung der 
FDI' mit 500.000 Dollar unterdie Arme. 
" La Prensa" ist in der Führung der von 
US-Pressekonzernen beherrschten und 
von CIA-Agenten durchsetzten ln­
tcramerikanischen I' ressevereinigung 
(IAPA) vertreten. 
Die IAPA organisiene bereits die i'TOpa· 
ganda des "Ell'o'lercurio" gegen die Re· 
gierung Allende (1970·73) in Chile und 
des "Daily Gleaner" gegen die Regierung 
Manley auf Jamaika - erfolgreich. 

Innenmedium " La Prensa" 

"La I'rensa" legt es nicht nur darauf an, 
die Regierung offen zu kritisieren und 
Falschmeldungen zu verbreiten. Durch 
die bei "EI Mercurio" vorexcrLierte 
Kombination \'on bestimmten Bildern, 
religiöscll Symbolen, überschriften und 
Texten soll beim Leser unbewußt eine 
Antipathie gegen die Revolution er..:eugt 
wcrden (siehe AI B 5/1982. S. I Off.). 
Durch die Zensur - sie wurde inzwi· 
sehen wieder gdockert - konnte dem 
teilweise vorgebeugt werden. Vor allem 
aber hat die Aufklärung über die Prak­
tiken des CIA dazu geführt. daß die Auf· 
lage der Zeitung von 70.000 auf 40.000 
zurückgegangen ist, während die der 
Sandinista-Zeitung Barricada mittler­
weile auf die 100.000 zugeht. 
Ein weiteres Mittel der innercn und 
äußeren psychologischen Kricgruhrung 
ist d ie Kirche Nikaraguas . Mit dcr Kam· 
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pagne gegen die angebliche Verletzung 
der Religionsfreiheit durch die Sandini· 
stas soll nicht nur die Revolution diskre· 
ditien, sondern auch die rechte Kirchen­
ftihrung als politische Opposition ge­
schützt werden. 
Die Kirchenhierarchie ist sich der Unter­
stützung der Reag:ln·~\dministration 

ebenso sicher wie der des Papstes und 
von rechtsradikalen Organisationen, so 
des Instituts über Religion und Demo­
kratie. Letzteres machte den Erzbischof 
Obando y Bravo zum ersten Träger sei· 
nes Preises fUr Religionsfreiheit. 

Die Bedeutung der Kirchenhierarchie CUr 
die l'lane Washingtons kann nicht hoch 
genug eingeschätzt werden. 
Sie vermag die religiösen Geruhle der 
Gläubigen rur ihre politischen Zwecke 
umzumUnzen. Aus diesem Grunde ist es 
auch notwendig, die Theologie der Be­
freiung, für die die Basiskirche steht , zu 
bekämpfen und ihre Repräsentanten in 
der Regierung zu disziplinieren (siehe 
AlB 11-12/ 1984, S. 77ff.). Da sie die 
Vereinbarkeit von Christentum und Re­
volution symbolisieren, wurde von der 
KirchenfUhnmg ihr Rücktritt gefordert. 
Wegen ihrer Weigerung wurde der Er· 
ziehungsm inister Fernando Cardenal aus 
dem jesuitenorden - "unter Druck des 
Vatikans", so diej esuiten - ausgeschlos­
sen. 
Weniger erfolgreich als im religiösen Be­
reich hat sich die Reagan-Administration 
im Gewerkschaftssektor bet;itigt. Troll 
massiver Unterstützung aus dem Ausland 
sind die beiden rechten Gewerkschaften 
Nikaraguanische Arbeiterzentrale (CTN) 
und Föderation der Gewerkschaftlichen 
Vereinigung (CUS) auf2. 700 bzw. 1.700 
~itglieder zusammengeschrumpft und 
zudem noch gespalten. 
Seit 1965 hatte dM AIFLD jährlich 
100.000-150.000 Dollar Hir ihre finan­
zierung \'on der staatlichen US-Agentur 
rur Internationale Entwicldung (AID) er­
halten. 5 Monate nach der R(:volution 
bewilligte AID dem AIFLD 500.000 
Dollar rur Projekte ,.in der Karibik und 
Nikaragua", im April 1981 weitere 
350.000 Dollar nur ftir Nikaragua. l1 
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Trotz ihrer Bedeutungslosigkeit halten 
diese beiden Organisation(:n allemal her, 
um die Sandinistas der Verletzung der 
Gewerkschaftsfreiheit zu bezichtigen. 
Themen waren das inzwischen wieder 
aufgehobene Streikverbot und dic an­
geblichen Spaltungsversuche der Sandi­
nistas. Letzter Anlaß waren die Differen· 
zen innerhalb der CUS über ihre Position 
1.um Wahlboykott. 

Am 18. August 1984 hatten ca. 100 ihrer 
~Iitglieder und Führungskrafte den Sitz 
der Gewerkschaft besetzt. um gegen den 
Pakt der Führung mit den Rechtspar­
teien zu protestieren. Als die Führung 
schließlich das Geb:iude zuriickzuer­
obern versuchte, wurde es kurterhand 
von der sandinistischen Polizei geräumt 
und 14 Tage später an die gewählte 
Führung zurückgegeben. Diesen Vorfall 
nahm der Internationale Bund FreierGe­
werkschaften (I BFG), dem die CUS an· 
gehört, zum Anlaß, vor der Internationa­
len Arbeiterorgani~tion (ILO) Klage ge· 
gen Nikaragua zu erheben. 

Weiterhin werfen dic psychologischen 
Krieger in WMhington und ihre Gefolgs­
leute in aller Weh den Sandinistas vor, 
die juden zu verfolgen, 1\'lenschen aus 
politischen Gründen einzukerkern und 
zu foltern und Rauschgift in die USA zu 
schmuggeln. Mehr Aufsehen erregt aller· 
dings das Dauerthema ~·Iiskitos. Hier ist 
es nicht nurgelungen. einen Großteil der 
Indios ftir konterrevolutionäre Ziele ein· 
zuspannen, sondern auch Verwirrung bis 
hinein in die Solidaritätsbewegung zu 
stiften. D(:r Herzog· Film (gesendet in d(:r 
ARD am 5.1 I.] 984,21.15 Uhr) und die 
Diskussion dariiber ist ein beredtes Zeug­
nisdaftir. 
Wegen d(:r geringeren Möglichkeiten, 
psychologische Operation(:n in Nikara­
gua selbst durchzuführ(:n, verlegt sich die 
US-Regierung zunehmend auf die Nach­
barländer. In Kostarika wurde jetzt ein 
Ableger der "Stimme Amerikas" instal­
lien, der nach Nikaragua hineinsenden 
soll. 
Il ieT wurde auch der Versuch unternom­
men, einen Keil in die sandinistische 

Führungzu trcib(:ll. In da I'une erschie­
nen vor den nikaraguanischen Wahlen 
Großan1.eigen, die zur Ernennung Tomas 
Borges zum I'räsidentschllftskandidaten 
der Sandinistas aufriefen. Verantwort· 
lieh zeichnete ein "Komitee rur den ver­
länger\{'n Volkskrieg". 
Von Honduras senden außerdem Radios 
der "Contras". Diese werden inzwischen 
direkt in die psychologische Kriegruh. 
rung eingebunden. 
Ein Handbuch des CIA mit dem Titel 
,.Psychologische Operationen im Gueril­
lakrieg", das Hir die "Contras'· erstellt 
wurde, machte in der zweiten Oktober­
hälfte 1984 Furore. Grunddafürwarvor 
allem, daß das Bucb empfiehlt. Reprä· 
sentanten der Revolution "zu neutrali· 
sieren". Daß die ,.Contras" und der CIA 
morden und töten war bekannt. 
N(:u an dem Buch ist jedoch, daß es ein 
Leitfaden damr ist, wie die "Contras" 
mit psychologischen Mitteln das Ver­
trauen der Bevölkerung - was wohl ihr 
größtes Problem ist - gewinnen können. 
Die Empfchlungen reichen \'on Ratschlä­
gen. was man bei Reden an die Bevölke­
rung beachten muß, wie man Probleme 
bestimmter sozialer Gruppen aufgrdft 
und gegen die Sandinistas mobilisiert bis 
zu Vorschlägen zur Organisation von 
~Iassendemonstra tionen. 
Das Handbuch, das d(:n "Contra"-füh· 
rcrn empfiehlt, sich dar<tn zu erinnern, 
daß im 2. Weltkrieg "Infiltration und 
Diversionstaktik es den Dcutschen er· 
möglichten, die Zielländer vor den In­
vasionen zu durehdringen··,12 läßt nur 
eines außer Acht: daß Menschen nicht 
nur mit schönen Worten zu gt:winnen 
sind, sondern vor allem mit :\1aßnahmen, 
die in ihrem Interesse liegen. Hier sind 
di(: Sandinistas allemal in der Vorder­
hand. 

Anmerkungen: 
1) Walter S. Laquer, Reagan and the Rus­

sians, in: Commentary, New Y ork, Januar 
1982,S.24 

2) Angaben nach: Covert Action Informa· 
tion Bulletin (CAlB), Washington, Nt. 19, 
Frühjahr-Sommer 1983, S.6 

3) Ang-.Iben nach: G. Gr:unik/G . S<:iß, US· 
amerikanischer Apparat für psyehologi· 
sehe Kriegfuhrung, in: IPW·Benchte, Ber· 
lin (DDR), Nr. 11/1984, S. 1O·1~, hier 
S.13und14 

,,) Geheimdokument des Komitees von 
Santa Ft, Eine neue interamerikanische 
Politik für die 80er Jahre, Frankfurt/M., 
0.J.,S.12 

;) Ebenda, S. 20 
6) Ebenda, S. 12 
1) Siehe: CounterSpy, WashingIon, Nr. 3, 

Mai·Juni/1982,5.17 
8) NewYork limes, 7.4.1983 
9) Intemalional Herald Tribune, Parisl 

Zürich, 16.11.1984 
10) CAIB,Nr.16,März 1982.S.% 
11) An8'~ben nach: NACl.A. Report on Ihe 

Americas, New Vork. Nr.l, Januar­
Februar/1982,5.22 

12) OperaeiollCs 5icologiclU en GuelTa de 
Guerillas, 0.0., 0.J., 5.!i2 
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Kaltekriegsstück "Rote Flut" 
"Eine klare uktion für alle Zuschaue. übe, 
die Bedeutung der Aufrechtcrhaltung der 
amerikanischen Stärke, .. Einer der real;­
stischstcn und pro~okaliv5ten Filme. die ich 
je ge~h"n habe," Diese Schwärmerei ftir den 
US-Film "Die rote Flut" (Red Dawn) 
stammt nicht etwa von einem Filmkritiker, 
sondern "om ehemaligen NA TO-Oberbe­
fehlshaber und Ex-Außcnminislcr Reagans, 
AJexandcr Haig. 
Warum Haig so begeistert iSI, macht der In­
halt des Films deutlieh. 

Nachdem die Sowjcllmion bcn:iu 400 Mio 
Chinesen gemordet hat und WC"europa 
ldeln beigibt. werden Washington, Kanns 
City und Omaha mit Atombomben belegt. 
Sowjetische. kubaniKhe und nikaraguani­
sehe Luftlandetruppen besetzen die USA 
und errichten eine &hreckemhemchah. 
Geiseln werden erl;chossen, Frauen vergewal· 
tigt, Umeniehungslager errichtet (in einem 
AUlokinol). Und im Supermarkt gibu nur 
noch Lcnin·8iicher. 
Die Helden des Films, eine Handvoll Schüler, 
ziehen sich daraufhin in die Bl:rgc zurück, 
ausgerii"et mit Flinlen, Bohnen und Coca 
Cola. Oie "Wolva-ines" (Werwölfe) wie sich 
die Schülergruppe nennt, beginnen einen 
Parlis.anenk.ricg gegen die Besatur. 
Da diese nichl nur bÖf..lrtig, sondern auch 
noch dumm und schlampig sind, iu es dann 
auch ein KindenpicJ sie zu besiegen. 
Inneniert wurde dieles Machwerk vonJohn 
1\-filius, dem "Anlikommunist Nr. I der 
amerikanischen Regisseure" (Stern, 
22.11.1984). Er bezeichnel sich selbil als 
,,zen·Fuchiu" und nennt Hitler einen nel' 
len Burschen. 
Für den polilisch·strategil;chen Inhalt der 
"Rolen Flut" in, als Olefberater des Film· 
teams und Auhichtsralsmitglied der Produk· 

tionsfirma MGM, niemand anders als Alu· 
ander Ilaig verantwortlich. 
Wenn auch als Unterhahungntreifen auf· 
gemacht, erwartet jedoch den Zuschauer des 
Films eine psychologische und ideologische 
Kriegsvorbereitung. Kriegsangste und Frei· 
hciuwünsche besonders der Jugendlichen, 
auf die der Film zugeschnitten ist, werden 
für die Feindbildmache der Reagan·Polilik 
ausgenutzt. 
Die Filmhelden kampfen nicht etwa gegen 
einen Feind \"om anderen Stern, sondern 
gegen die \'00 Reagan zum "Reich des Bö­
sen" erkorene Sowjetunion. Immer wieder 
wird Haß beschworen, der über den Kino· 

besuch hinauswirken soll (Filmzilat: ,,Es tut 
gut zu killen"), Gewaltaktionen gegen So­
wjetsoldaten werden gerechtfertigt und \·er· 
herrlicht. 
Wenn Russen, Kubanerund Nikaraguaner als 
eine rote Flut von Ungeziefer dargestellt 
werden. von denen die USA befallen werde. 
so soll das bewußt über die aggrcui\"e Politik 
der Rcag-.. n·Admini5tration gegenüherdiescn 
Ländern hinwegtauschen. Weiterhin ist dcr 
Vorrang eines als eine Art Indianenpiel ge. 
winnbarer 3. Weltkrieg völlig abiurd, und 
verharmlost die wirklichen Gefahr~n. 
Inlgesamt also ein Film, der rtir alle Felder 
der mom~ntanen US·Außcnpolitik die Zu· 
schauer mobilisieren soll. Nicht nur für Rea· 
gani Aufrültun~programm und den Ent· 
schlag gegen die Sowjetunion. sondern auch 
für den Krieg gegen Nikaragua und Kuba 
sollen in den Köpfen der ZU5Chalier die Wei· 
ehen gestellt werden. 

N ur d ie Sp itzcdes Eisbergs 

Handelte es sich bei dem Film nur um einen 
Einzelfall, so w'~re er kein~ langen Deballen 
"·erl. Er ist jedoch nur die Spitze einei Eil' 
bergi. 
Mindeuens ein halbes Dutzend anderer 
Filme aus Hollywood nimmt sich des The· 
mas Sowjetunion an. Gestrickt sind lie alle 
auf die gleiche Art, wenn auch der Antikom· 
munismus je n~ch Zielgruppe mehr oder 
weniger derb ist. "Gulag", "KGß - The 
Sccrel War", .. Read Hcat"' und "The Final 
Option" sind nur einige Bei.picle aus dem 
Gruselkabinell des psychologischen Krieges. 
Nicht zuletzt die Mitwirkung eines A. Haig 
zeigt an: Hier wird ein Gutteil Reagan'iChcr 
Kriegsvorbereitung vorange trieben. 
"Die Rote Flut" Itellt einen Höhepunkt der 
Entmemchlichung des Gegneri dar und defi· 
niert klar die Feinde, die cl zu erledigen gilt. 
Obwohl von der amerikanischen PruN: ver· 
risN:n die Los AngdCi Timel Ichreibl da· 
zu: "Wenn man so einen Film mit soviel 
L.igen tiber Menschen und politische Realitli· 
ten machen kann, dann in etwas euentiell 
Mellichlichu kaputtgegangen" - 10 klingel· 
ten dennoch die Kassen der US·amerikani­
Khen Kinol. 

In der Bunde5Tepublik licr der Film dann als 
WeihnachtsbeKherung 1984 an. Hatte man 
wohl auch hier auf volle KinN und ZUllim· 
mung gesetzt. 50 stieB der Film jedoch auf 
scharfen Protest. Fri~densinitiati\'en und an· 
dere demokr-,<tiilChe Organisationen wehrten 
sich gegen das Machwerk. 
Nicht wenige Eier und Farbbcutcl flogen auf 
bundesdeutsche Lcinwände. Wurde in vielen 
US·Kinos das Morden der "Werwölfe" mit 
Gejohle begrußt, so galt in manchem bundes· 
deutschen Filmthealer der Beifall den Kuba· 
nern und Russen. Auch die Presse war nicht 
gerade begeistert von diesem ,,ätzend be· 
scheuerten" (Spiegel, 24. 12. 1984) und 
"makabrcn Machwerk" (Stern, 22.11. 
1984). 
Durch zahlreiche weitere Aktionen wie Dis· 
kuuion mit den Kinogangcrn, Flugblauver­
teilungen, Briefe an Politiker, Kinobesitzer, 
Presse und Rundfunk und Demonstrationen 
gelang es, daß der Film in ca _!>O Städten aus 
dem Kinoprogramm gestrichen oder erst gar 
nicht ins Programm aufgenommen wurde. 
"Einer Minderheit ist es also gelungen, das 
Recht des Burgen auf freie Information ein­
zuschranken", kommentierte Die Welt. 
Wenn psychologische Kriegfiihnmg zu einem 
Grundrecht werd~n soH, wird Widentand 
zur Pflicht. PetuSi ltig 
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Grenada 

Martina Haun 

Wahlsieg der Besatzer 

r ~t~\lt.h 
_~1 __ \ 1}1i 

US.Ik ... tzuna,...,ldal<n aur S""if. 

"Am Montag, dem 3. Dez.ember 1984, 
hat die Bevölkerung auf Grenada ihre 
erste demokratische Wahl seil 1976 ab­
gehalten. Diese Wahl stellt einen E.rfolg 
von historischer Bedeutung dar - es war 
das erste Mal. daß ein Land zur Demo­
kratie zurückkehrte. nachdem es von 
marxistisch-leninistischer Herrschaft be­
freit wurde. Die Vereinigten Staaten sind 
stolz darauf, daß sie an dieser Ruckkehr 
der Demokratie nach Grenada Anteil 
hatten .. .... so lautete die Glückwunsch­
botschaft Ronald Rcagans .,an dasgTena­
discheVolk",1 
Grenada, das seit 15 j\-Ionatcn von den 
USA besetzt is!. hat den US·i\larincs 
noch weitere Wohltaten zu verdanken. 
Die von der ehemaligen Revolutionären 
Volksregierung (I'RG) eingeleiteten Ent­
\\'icklungsmaßnahmen wurden gestoppt, 
die sozialen Errungenschaften beseitigt 
(siehe AlB 5/1984, S. 15fL). 
Die Arbeitslosigkeit stieg von 12% im 
Juli 1983 auf mittlenveile ca. 50% an. 
Kriminalität. Drogenmißbraueh, Prosti­
tution. Hunger und Elend prägen das 
heutige Grenada. Noch immer kontrol­
lieren 250 Soldaten aus den USA, 435 
Soldaten und Polb;islen aus den an Jer 
Invasion beteiligten karibischen Nach­
barstaaten und Agenten des Geheim­
dienstes CIA das Land. 
Dennoch ist es Washington bisl.mg noch 
nicht gelungen, dieses k1ein~' Land in 
eine funktionstüchtige US·Kolonie zu 
verwandeln. 
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Die Stagnation der Inscl\\'irtschaft ließ 
Unmut und Unzufriedenheit unter den 
Grenadiern aufkeimt·n. Anti·US-ameri· 
kanischc Losungen erschienen häufiger 
in der Öffentlichkeit. 

In einigen Betrieben, u.a. in Jer Muskat­
nußindustrie, in der Niederlassung des 
Schuhkonzerns BATA und auf dem in­
ternationalen Flughafen kam es zu Pro· 
testen und Streiks. Die ~\rbeiter wandun 
sich gegen Lohnkürlungcn lind Strei· 
chungen einiger von der PRG eingeleite­
ter Maßnahmen zur materiellen und so· 
zialen Absicherung der Arbeiter. Die Ar­
beiter des inH'rnationa1cn Flughafens 
streik ten außerdem gegen das Verbot der 
gewerkschaftlichen Organisierung. 

Trotz Schulung und Unterstützung reak­
tionärer Gewerkschafter durch das CIA· 
nahe Amerikanische Institut rur die 

Entwicklung Freier Gewerkschaften 
(AIFLD) und Abwerbekampagnen sei­
tens der traditionell rechten Seeleute­
und Ilafenarbeitergewerkschaft (SWWU) 
gelang es nicht, die linken Gewerkschaf· 
ten der Banken (BGWU) sowie des Han· 
dels und der Industrie (CIWU) zu zer­
schlagen. 
Die großangelegten Kampagnen zur An· 
werbung ausländischer Investoren, vor 
allem aus den USA . blieben bislang er· 
folglos. Lediglich eine Spielzeugfabrik 
siedelte sich an. 
Interessenten gibt es eine ganze Reihe, 
jedoch ist diesen potentiellen Invest oren 
die Liberalisierung der Steuer- und Inve· 
stitionsgesetzgebung noch nicht weit· 
gehend genug und die Infrastruktur 
nicht genügend entwickelt. um entspre· 
chende Profite in Grenada zu erwirt­
schaften. 
Die ca. 50 Mio Dollar, die von den USA 
bisher nach Grenada nossen. dienten in 
erster Linie dem Fertigbau des interna· 
tionalen Flughafens und der militäri­
schen Ausrüstung des Landes. Die poli­
tische Instabilität, die die Investoren zu­
dem abschreckte, erforderte die schnelle 
DurchfUhrungvon Wahlen. 
Ein gules halbes J ahr benötigte die Rea· 
gan.Administration. um eine ihnen ge­
nehme Partei zusammenzuzimmern. 
Nach langen Verhandlungen zwischen 
US-Diplomaten und ursprünglich vier 
konservativen Parteien gelang es im 
August 1984 auf der NachbarinseI St. 
Vincent, unter Anwesenheit der Regie· 
rungschefs der karibischen Invasions· 
staaten, die i\"eue Nationale l'artei (N NP) 
zu gründen. Sie vereinigt drei Splitterpar­
teien, die die Unterstützung der Mittel­
schichten. der Großgrundbesitzer und 
der städtischen Geschäftsleute genießen. 

Die Wunschparte i de r Hesalzer 

Zu ihrem Führa WUrdl' Herbert Blai:...e 
ernannt. der schon einmal. von 1962·67 
Premierminister der damaligen briti­
schen Kolonie war. 
Die NNP - im Volksmund als .. no native 
Party·' (nicht einheimische Partei) be­
zeichnet - setzte sich )ogleich rur deli 
Verbleib der US-Truppen und rur die 
verstärkte Öffnung der Wirtschaft gegen­
über dem US-Kapital ein. 
Für die USA stand von Anf.lIlg an fest, 
daß die l'\NP als Siegn aus den Wahlen 
hervorgeh('n mußte. Mit ihr sollt(· eine 
I'artei an die Regierung kommen. die als 
sog. Zentrumspartei zum einen die In­
teressen der USA auf Grenada wahren 
so llt(· und zum anderen ruf die W<.:lt­
öfft'ntlichkdt und die grenJ.disch<.: Bour· 
g('oisie akzcptabd war. Außadcm war 
dito i\"NI' nicht wie ditO Vereinigte Partei 
der Arbeit Grenadas (G ULl' ) des eh('­
maligen Tyrannen Erie Gair)' mit einer 



diktatorischen Vergangenheit belastet. 

"Ein Sieg der Partei Gairys", so ein ein­

heimischer Geschäftsmann, "würde nur 
die Linken aus dem Tod erwecken und 
die Investoren vertreiben."2 

Als einzige fortschrittliche Partei kandi­

dierte die am 27.5.1984 von ehemals 

fUhrenden Mitgliedern der i\ew J ewel 

Bewegung (NJM) gegründete Patrioti­

sche Bewegung Mauriee Bishop (1\IBI'M). 

Sie entschloß sich erst Ende J uli 1984, 
nach langen Auseinandersetzungen, rur 
die Teilnahme an den Wahlen. 

Die Frist ftir die Einschreibung in die 

Wahllisten war zu dieser Zeit bereits ab­

gelaufen und viele der potentiellen 

MBI'M-Wähler konnten s ich nich t mehr 

registrieren lassen. 
Die Teilnahme der MBPM begTÜndete ihr 

Vorsitzender Kenrick Radix so: "Wegen 

der militärischen Besetzung des Landes, 

wegen des Verlustes unserer Unabhän· 

gigkeit, und weil sich ein neues kolonia­

les Regierungssyslem in Grenada eta­

bliert. Das bedeutet, daß wir den Kampf 
ftir nationale Unabhängigkeit erneut auf­

nehmen müssen. Um einen Keubeginn zu 

legitimieren, müssen wir eben an den 
Wahlen teilnehmen. Wir hatten ja schon 

flÜher - 1976 - an den Wahlen teilge­

nommen. Damals - während der Dikta­

tur unter iric Gairy - hatten wir zwar 
Wahlen und dennoch hatten wir eine 
Diktatur.,,3 

Die lIauptforderungen der MB!'1\! sind 
u.a. die Wicdererlangung der nationalen 

Souveränität und die Wiederaufnahme 

der ..... ährend der Regierung Bishol' ein· 
geleiteten Wirtschafts- und Sozial pro­

gramme (siehe Kastcn). 

Die Sicherung d('s Sieges de r NNI' prägte 
den Ablauf der Wahlfarce. 

Ein neu es Registrierungssystem, das mit 

Unterstützung von Barbados und J amai· 

ka ent ..... ickelt worden war, sah die Bil­

dung eines 135 Mann starken Teams und 

einer gleich großen Anzahl Photogra­

phen vor, die die Grenadier zu Hause und 

am Arbdtsplatz zur Registrierung "er­

munte rn" soHten. 

Wählerlisten von der US-Botschaft 

Jeder wahlberechtigte Bürger mußt" sich 

eine Identitätskarte: mit I'hoto ausstellen 
lassen, für die verschiedene persönlich ... 

lJaten wie Adresse, Alter, Beruf, Arbeits­

platz angegebl'n werden mußten. lJiese 
lJaten wurden nach Barbados an eine 

Datenbank der dort ansässigen US-Bot­
schaft zur Erstellung der Wahllisten wri­

tt'rgdeit!'\. Vide Grenlldier befürchte­

ten, daß diese Daten mißbraucht werden 

könnteIl. 

Ende Oktober 1984 WUrdl' von General­

gouverneur Paul Scoun das Wahlburo ge­

säubert. Dl'r zu unparteiische Wahlleiter 

wurde durch <:inen Handlanger der Kr\I' 

Manifest der 

.IM B P MI' 
MAURICE BISHOP PATRIOTIC MOVEMENT 

Dj~ Pat riot i sch~ B~"'egung Mauric~ ßishop 
(MBPM ) "~rab,ehi~det~ am 29.5. 1984 ~ in 
Iloli l ischu Manj r~st. Dir: fo lgenden 18 Punk· 
k sind di~ Hauplzi ~ I ~, rÜr d ie d ie MBPM 
M Ut.- kämpft. 

Wir treten ein Kir: 

I. Das Recht auf Lebenjedu Grenadieri. 
2. Volbbeteiligung in aUen Regierungs­

angelegenheiten. 
3. Das Recht auf Arbeit rUT jeden Grena­

dier. 
4. Den Aufhau einer gemil'Chten Wirt­

schaft mit einem naatliehen, einem privaten 
und einem gcno",cn'ehartti<::hen Sektor. 

S. Rehgion~freiheit furaLLe . 
6. Das Recht der Arbeiter Gewerk<chaften 

na<::h ihrer Wahl beizutreten und zu grunden 
und auf angemessenen S<::hutz des Arbeits· 
platzes. 

7. Das Recht auf allgemeine und kosten­
lose Sekundarschulbildung rlirje-desgrenadi­
sehe Kind. 

8 . Da, Recht auf angcmenene Wohnung 
und kOilenlo~e medizinische Grundverior­
gung für jede Familie. 

9. Die Gleichheit aLLer Burger VOr dem Ge­
setz. 
10. Dcn Wieder.tufhau du Zentrums rur 
Vol ksbildung (Erwachsenenbildu ngspro· 
gramm der Re"oluliondrcn Volksregierung; 
d. R~d.). 
Ii. Den Aufhau freundschaftlicher Bezie· 
hungcn mit Ländern untenehiedlicher Ge­
sellschaftsordnung. 
12. Den Au /bau starker und lebendiger Ma.· 
~norganisationcn dtr verschiedenen Bevöl· 
kcrungl!l:ruppcn. 

U. Die terrigstelLung des imemationalen 
Flughafens und seine Benennung in " Inter­
nationaler Flughafen Maurice Bishop". 
14. Die voLLe Anerkennung und Ehrung aLL~r 
Nalionalhelden und /T.iärtyrer unseres·Vol· 
kes, und besondtrs der Martyrer des 19. 
Oktober (1983;d. Red.). 
15. Vol15tändigc UnabMngigkeit. Souve· 
ränität und territoriale Integrität Grenadas. 
16. Die zukunftige Entwicklung der Verfa5-
wng' durch umfassende Beratung mit dem 
Volk_ 

17. Die Errichtung ein~r Umenuehungs· 
kommission über die Ereignisile vom Okto' 
ber 1983, um zu klären: 
a) Die V~rantwortlichkeit fÜr die Morde an 
Premienninister Bishop und anderen. 
b) Eine umfa5sende Untersu<::hung der Um· 
stände, die zum Mas.aker v"m 19. Oktober 
und der Invasion des Landes am 25. Oktober 
1983 fUhrten. 
cl Die genaue Identifizierung und die Erstel­
lung einer Liste der Getoteten oder Verwun­
deten währ~nd der Oktoberereignissc. Es 
muß gesichert werden, daß diejenigen, deren 
Eigentum durch die Kämpfe beschädigt wur­
de, angemessen emsehädigt werden. 
18. Die MB PM tritt ein fur vollnändige Uno 
abhängigkeit, Souveränität und territoriale 
Integrität Grenadas und aUer Nationen. Da 
wir das Prinzip der Souveränität "ertreten, 
wird die 1-.IBPM keine ausl:mdis<::hen Mil itär· 
sttilZpunkte oder die Stationierung von aus· 
ländischen Truppen auf unserem Boden er­
lauben. 
Wir unterstützen, daB die Karibik als eine 
Friedenszonc respektiert werden muß. 
(Quelle: Manifesto of the r.1auriee Bishop 
Patrioti<:: Movemem, 0.0., o.D. S.I) 
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Atom Express & 
atommüllzeitung 

jetzt gemeinsam! 
Es ist soweit - Atom Express und atom· 
rnOlizeitung haben sich zu einer Zeitung 
zusammengeschlossen. 

Der Inbetriebnahme des Atomkraftwerks 
Grohnde. des Zwischenlagers Gorleben 
und den Plänen zum Bau einer Wieder· 
aufbereitungsanlage setzen wir unser 
neues Blatt entgegen· zunächst in Form 
einer extra·dlcken, brandaktuellen Dop· 
pelnummer mit 

---

* Berichten, Einschätzungen und vielen 
Fotos zum Tag X 

* Hintergrundartikeln und den Ergebnis­
sen einer vertraulichen Studie über die 
Gefahren von Atommülllransporten 

1< einem Interview mU Klaus Traube zu 
den Gründen für den Bau einer WAA 

* Standortberichten 
* Analysen zu den Manöverbehinderun· 

gen der Anti·Kriegs·Bewegung 

• Beilrägen zur Kriminalisierung von 
AKW· und Kriegsgegnern sowie aller· 
naliven Zeilungen. 

Atom E xpressia tornrnu Ilieitung erschemt 
allf~ l""el Monatc kostet 4 Mark iDoppel 
nummer 51 urxl sotlte unbedongt abon 
nlrr! wcrden 

BestellacJ,essen 
Atom Express. 
Postlach 1945. 3400 Göttingen 
un(1 
atommOlIzeitung. 
Sültenweg 57. 2 t 20 lüneburg. 

Gegen Einsendung ~on <\ Mark l.tur Dop 
pelnuflmwr 5·) In BrIefmarken sch,cken 
WII gerne und pIompt em ProtJep,,'nlplal 

", 
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ersetzt. Die ,,1\'1' begrüßte diese f\ktion 
ausdrücklich. 
Kurze Zeit später wurde bekannt, daß 
die N' NP und r..litarbeiter der noch amtie­
renden Interimsregierung im Besitz von 
Identitätskarten waren. die sie freizügig 
an ihre Wählerschaft verteilten. 
Verschiedene Institute und Gruppen aus 
den USA, darunter auch das AII'LD. 
gaben Zehntausende Dollar aus, um den 
Wahlkampf mitzugestalten. 4 
Vor allem das kostenlose Verteilen von 
Buttons. Kugelschreibern, T-Shirts, 
Rum, Corned Beef, Gutscheinen für 
Guiness Bier und auch Bargeld prägten 
den Wahlkampfzugunsten der NNP. Sie 
verfUgte über 3 Mio Dollar Wahlkampf­
mitte! und heuerte 500 Wahlhelfer an. 

Begleitet wurden die Stimmen-Kauf­
Aktionen von Verleumdungen der Revo­
lution und der MBPM_ Schließlich wur­
den zusätzlich 170 Soldaten von den 
konservat iven Karibikinseln geholt, um 
eventuell entstehende Unruhen zu ver· 
hindern, mit denen man durchaus rech· 
nete. 
Der 3_ Dezember 1984 brachte den USA 
den erhofften Sieg der NN I'. Von den ca. 
65_000 Wahlberechtigten hatten sich 
48.000 registrieren lassen. Von diesen 
beteiligten sich knapp 41.000 an den 
Wahlen_ Die NJ\'P erhielt 23.996. die 
GULI' 14_798 und die l\IBI'M 2_025 
Stimmen. 
Wegen des Mehrheitswahlrechts entfie­
len 14 der 15 Parlamentssitzc auf die 
NNP_ Die GULI' ,·ert.ichtcte "wegen 
Wahlfalschungen" auf ihren Sitz. Am 
9.12_1984 bildete der neue I'remiermini­
ster I-I. Blaize seine Regierung. 

Der Sieg der N'NI', der nicht weiter ver­
wunderlich ist, soUte nicht überschätzt 
werden. Im Grunde erhielt sie, trotz aller 
Wahlmanipulationen, nur ca. 1/3 der 
Stimmen aller Wahlberechtigten. 
Viele Wähler erhofften sich durch den 
NNP-Sieg mehr US-ll ilfe, Auslands­
investitionen und damit Arbeitsplätze. 
Eine Wirtschaftshilfe der USA von 57 
Mio Dollar rur 1985-86 war von einem 

Wahlsieg der NNI' abhängig gemacht 
worden. 
Nachteilig rur die MUPr..! wirkten sich 
mehrere Faktoren aus. Der Mord an 
Bishop und anderen NJ .\'1-Führern führte 
zu einem Vertrauensverlust in die Linke 
und die US·) nvasion gleichl.eit ig zu einer 
Demoralisierung. Diese Ereignisse haben 
die revolutionären Kräfte gleichzeitig 
ihrer mhigsten Führer beraubt. Die einen 
wurd<:n am 19.10.1983 umgebracht. den 
anderen soll von den Besatzungstruppen 
wegen di<:ser l\lordc' der Prol.eß ge·macht 
werden (siehe AI B 1/1984, S. I 7fL)_ 

Negativ fUr die MBI'l\1 wirkte sich aber 
auch die späte und umstrittcne l:.ntschei­
dung, an den Wahlen teilzunehmCIl und 
die Angst vor einem WahlsiCl: Gairys aus. 

Außerdem muß berÜCksichtigt werden, 

daß viele Grenadier eine Beteiligung an 
den Wahlen ablehnten. da sie sie rur eine 
Farce hielten. 
Daß Ex.DiktatorGairy fast 15.000 Stim­
men erhielt, läßt sich neben scinen Stim­
menkauf-Aktionen (auch er wurde 
finanziell von einheimischen Geschäfts­
leuten unterstützt), dadurch erklären, 
daß er noch bei Teilen der älteren Land· 
bevölkerung, die in ihm noch den alten 
GewerkschaftsfUhrer der 50er Jahre 
sahen, verankert war. 
Sicher wurde dieses Wahlergebnis auch 
beeinflußt durch die Ereignisse im Okto­
ber 1983 und Gairys außerordentlich 
religiös geruheten Wahlkampf. Deswei· 
teren war die Partei Gairys die einzige, 
die sich sehr frühzeitig reorganisiert hat· 
,,-
Die Wahlschlacht haben die USA erfolg­
reich geschlagen. Jetzt bleibt abzuwar· 
ten. ob mit der Installierung dieses 
r..larionettenregimes das Land regier­
barer wird, ob die viel umworbenen Inve· 
storen nun in Scharen kommen und die 
enormen wirtschaftlichen Schwierigkei­
ten überwunden werden können. 
Zweifel sind angebracht, denn auch den 

anderen Karibikstaaten hat die Öffnung 
rur das Auslandskapital bisher keine 
Lösung der wirtschaftlichen und sozia­
len I'roblcmegebracht_ 
Es ist deshalb mit einer Desillusionierung 
der Grenadier über die Wohltaten der 
"Befreier" und mit einem erneuten Er­
surken der revolutionären Kr'ifte zu 
rechnen. Die wirtschaftlichen und sozia­
len Errungenschaften der grcnadischen 
Revolution sind nicht vergessen. 

Anmerkung.:,,: 
L) Amerikadienn, Bonn, 12.12.1984 
2) New~weck, New York. 22.10.1984 
::I) Oie Wochenzeitung, Zürich, 30.11.1984 
4) Siehe: International HeraldTribune,Parii/ 

Zürich,4.12.1984 



Haiti 

In den letzter: ~"onaten ist es in Haiti zu 
bedeutenden Widerstands- und Kampf­
aktionen gekommen, die eine neue Etap­
pe auf dem langen und mühsamen Weg 
dieses Volkes zu seiner Befreiung eröff· 
nen. 
Zum ersten Zwischenfall dieser Art kam 
es am 23. Mai 1984 in Conaives, als die 
Bewohner der Armenvicrte1 hefliggegen 
die: Willkür eines Polizisten protestierten 
und sich sowohl lokalen Repressions­
kräften als auch den später im Ilclikop­
ter aus der Hauptstadt eingenogenen 
Verstärkungen entgegenstellten. Drei 
Tage später kam es auch in Cap-!-Iaitien, 
der zweit größten Stadt des Landes, zu 
massiven Demonstrationen. 
Dabei besetzten Tausende von Bewoh­
nern aus den Armenvierteln im Verlauf 
einer Veranstaltung zum Unabhängig­
keitskrieg das Stadtzentrum. In beiden 
Städten gingen die Repressionskräftc un­
ter Schußwaffengebrauch gegen die Be­
völkerung vor und verursachten eine un­
bekannte Zahl von Toten und Verletz­
ten, obwohl das Ausmaß der Mobilisie­
rung des Volkes rur die Mordkom­
mandos der Diktatur überraschend kam 
und ihren Einsatz brelnste. 
In den folgenden Wochen gab es Straßen­
demonstrationen auch in weniger be­
deutenden Orten; in I-linehe, Bombar­
dopolis, Cavaillon und Kenscoff. 
Die internationale Presse gab von den 
Ereignissen eine verzerrte Darstellung, 
indem sie von "lIungerrcvolten" sprach. 
Sicher wurden bei diesen spontanen Aus­
bruchen des Volkszorns auch einige 
Lebensmittcllager der Care-Stiftung und 
der I1ACIIO geplündert. Diese sind in­
stitutionen, die die Lebensmittelhilfe 
dter US-Regierung verteilen und beim 
Volk als Komplizen der Diktatur gelten. 
Die Mobilisierung des Volkes beschränk­
te sich aber bei weitem nicht auf Rufe 
wie "nieder mit dem l-Iunger"und"Nic­
der mit Duvalier" Ocan-Claude Duvalicr 
ist seit 1971 Präsident Haitis: d. Red.). 
mit denen di(" Massen ihren Protest und 
ihre Ablehnung gegenüber der Diktatur 
zum Ausdruck brachten. 
Erstmals seit 27 jahren eroberte das 
Volk die Straße und besiegte den Terror, 
die Furcht, die Desorganisation und for­
derte die Tontons Macoutes (Mili<!: zur 
Bespitzdung und Terrorisierung der Be­
völkerung: d. Red.), die Leoparden 
(Spe<!:ialeinheiten zur Aufstandsbekämp­
fung; d. Red.) und ihre Maschinen­
pistOlen und die gan<!:e perfektionierte 
Mordmaschinerie der Diktatur heraus. 
Die Minister Cineas und Achille. die vom 
Palast nach Gonaives geschickt worden 
waren, um die Forderungen der Demon­
stranten entgegen.:unehmen. erhielten 

Gerard Pierre-Charles 

Die Furcht besiegt 

eine klare Antwort: "Wir haben genug 
von den DuvaJiers"; das Auto deT Abge­
sandten des Präsidenten wurde entwen­
det, sie selbst von der Armee befreit. 
Die Regierungreagierte mit den üblichen 
demagogischen Maßnahmt;n, setzte eini­
ge örtliche I-' unktionäre ab, ließ in den 
betreffenden Orten Lebensmittel ver­
teilen und kündigte ein Arbeitsbeschaf­
fungsprogramm ruf Tausende von Per­
sonen an. 

Erste Massenaktionen seit 1957 

Der Massenprotest der Bevölkerung aus 
der Provinz und einigen abgelegenen Ge­
genden ermunterte auch den städtischen 
Widerstand gegen die Präsidentschaft auf 
Lebenszeit und gegen die Diktatur. 
Schon vor diesen Ereignissen nahmendie 
Un<!:ufriedenheit, die Agitation und die 
Anstrengungen sich zu organisieren zu. 
Sie wurden von verschiedenen politi­
schen Sektoren vorangetrieben, von de­
nen einige in einem sehr engen Bereich 
legaler Betätigung, andere aus dem Un­
tergrund heraus arbeiten. 
Sylvio Claude, dt;r Vorsitzende der 
Christdemokratischt;n " and, hat durch 
ständige Aktivität und großartigen Ein­
satz das Bewußtsein und dk aktive Teil· 
nahme des Volkes gefördert. In seiner 
Zeitschrift "Conviction" prangerte er 
sehr eng-oigiert und kämpfcrisch die Ver­
fassungswidrigkcit. die Willkür und die 

Kormption des Regimes an. 
Selbst mehrmals verhaftet, gefoltert und 
erniedrigt, wobei auch seine Familie un­
ter Verfolgung leiden mußte, ist er in 
Haiti zu einem Symbol rur den Kampf 
um die Bürgerrechte geworden. ( ... ) 
Auch die Rückkehr von Gregoire Eugene 
(Pr'.isident der Christlich-Sozialen Partei 
Haitis (PSCH): d. Red.) im März 1984 
aus dem Exil in New Vork. wo er zusam­
men mit Hunderten von demokratischen 
journalisten und Politikern gelebt hatte, 
die von der Diktatur ausgewiesen wor­
den waren, trug da<!:u bei, den Kampf rur 
die Demokratie <!:u fördern. Seine 
Rückkehr war ein kühner Streich, aber 
auch Resultat des Dmcks, den einige 
amtliche Kreise der USA im Mär.: auf das 
Regime in Haiti ausübten, als die vom 
Duvalierismus organisierten Parlaments­
wahlen stattfanden. 
Damals erklärten US·amerikanische Ab­
geordnete in einem Brief an lIerrn j .C. 
Duvalier, sie könnten sich als Mitglieder 
des Kongresses gegebenenfall damr ein­
setzen, "die von Washington mr 1984 
vorgesehene Hilfe in Höhe von 54 Mio 
Dollar zu streichen, wenn die Wahlen 
staufinden, während die wichtigSten 
Führer der Opposition sich im Exil oder 
im Gefangnis befinden". 
Diese offene Drohung zeigte, wenn auch 
erst nach den Wahlen, Wirkung. Sylvio 
Claude wurde freigelassen und Gregoire 
Eugene konnte heimkehren, um sein·e 
Stelle als Professor an der juristischen 
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f akultät wit:derdnzuneh lll(~n. Wenig 
später erschien erneut das Organ seiner 
Pand, die Zdtschrifr "fo"ratemite". 

Als diese Gruppen beschlossen. den poli. 
tischen Spielraum mehr und mehr zu 
erweitern und die Redefreiheit durchzu· 
set1.:en, beschloß die Regierung im Mai 
1984, die politischen Parteien formell zu 
verbieten. 
Aber es war 1.:U diesem Zeitpunkt schon 
sehr Jchwe-r, die- De-mokrausierungsbe· 
nre-bungen aufzuhalte-n. Sie wurden im 
Gegenteil durch wdte-re patriotische­
Gruppen und Sektoren ve-rstärkt und 
verbreite-rl. 

"Wir verlangen freie Wahlen" 

Die chris t lichen Basisgruppen setzten 
sich sowohl in ihrer Gemeindearbeit auf 
dem Lande wie von der Kanzel herab rur 
mehr freiheiten ein. Ihre lIahung ist in 
dem bedeutenden Dokument "Die 
Charta der Kirche von Haiti" niedcrge· 
legt. Gleiches gi lt ftir die .,Mensehen· 
rechtsliga". deren Vorsitzender G~rard 
Gourgue keine Gelegenheit austißt, die 
Diktatur anzuprangern. 
Auch Presse- und Runrlrunkorgane wie 
"L'Information" oder "Radio Soleii" 
sowie die linken Untergrundorganisatio­
nen, besonders die Vereinigte Partei der 
Kommunisten (PUCH) kämpfen beharr­
lich ftir die Ruckkehr 1.:ur Demokra­
tie. ( ... ) 
Außerdem kursierten im Lande illegale 
flugblätter und auch cinige Unter5ehrif· 
tenlisten. in denen die Bürger furchtlos 
ihre Abscheu vor der Diktatur 1.:um Aus· 
druck brachten. In einer Lrklärung, die 
\'on Delegierten aus den aufständischen 
Städten herausgegeben wurde und 2.000 
Unterschriften trägt. heißt es wö rtlich; 
.. Angesichts der Tatsache. daß Il aiti zu 
den 30 ärmsten Nat ionen der Welt ge­
hört und ~u dncr Nation \'011 lI ungern­
den, Bettlern, Ausgehaltenen, 'Boat 
People' (flücht ling-e. die in Booten vcr-

suchen. nach Florida zu niehen; d. 
Red.) , Parias und Obdachlosen gcwor­
den ist. - cine Lage, die die Menschen 
l:ur Auswanderung oder zum Diebstahl 
zwingt. um ihre elementaren Bedi.irfniuc 
zu befriedigen; 
Angesichts der Tatsache, daß der l'rozeß 
der Entwicklung lIaitis die allgemeine 
~lobiLisierung und wachsende Beteili· 
gung aller Bürger und aller sozialen Grup­
pen, unabhängig \'on ihrer politischen 
Anschauung verlangt. um die Zukunft 
der nationalen Gemeinschaft zu gestal. 
ten; 
Angesichts der Tatsache. daß die politi­
sche-n Macht hauer seit 19!H nicht nur 
unfahig waren, eine umfassende Ent­
wicklu ngsstrategic zu realisieren, SO Il ­

dern die materielle, ökonomische, so­
ziale und kulturclle Verelendung des 
Landes beschleunigt haben; ( ... ) 
Unter Bekräftigung des Rechts des 
haitianischen \'olkes. sein Schicksal 
selb~t zu bestimmen und frei die demo· 
kratisehen Institutionen zu wahlen, die­
seinen Bedürfnissen und trwartungen 
entsprechen. 
haben wir, führer und Delegierte aus 
Gonah'es, Cap· llaitien, Valle de Artibo­
nife, SI. Michel de ['AlIa[are. Bombar­
dopolis, Lt-:oganc, Ca\'aillon und Grande 
Anse auf der Zusammenkunft in Cuna de 
la lndependencia beschlossen, die Ar­
tikel 106. 107 und \08 der dem Volk 
von Haiti am 27. August [983 aufge­
zwungenen Verfassung zuruckzuwrisen 
und von der Regierung der Re-publik die 
Ankündigung a llgemeiner Wahlen zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt zu verlan­
gen." 

In dieser neuen Haltung der Bevölkerung 
drückt $ich unmißverst;indlich der .'\ n­
fang vom Ende des Immobilismus aus. 
des verbreitet sten Resultats dcs 
Schreckens und der Einschüchterung 
\'on 27 jahren Duvalierismus. Angesichts 
die.ser Entwicklung \'ersuchte die Regie­
rung, die alte Terronnaschinerie wieder 
einzusetzen. ( ... ) 

Im ganzen Land verschwanden Ilunderle 
\'on Bürgern. die bekannteren wurde-n fur 
einige Tage \'erhaftet. gefoltert, verhört. 
50 z. B. Picrre Albert Auguste, Direktor 
der Zeiuchrift " L'lnformation", GrC· 
goire Eugcne und seine familie, Syh,jo 
Claude und .sein Sohn. 
jedoch haben die Abnutzung des Regi· 
mes und die Verstärkung des Kampfes 
des Volkes verhindert. daß die Repn:s­
sion ihr Ziel. die Bewegung zu ersticken. 
erreichen konnte. ~ Iehr noch, die Krise 
spiegelt erhebliche Gegensätze innerhalb 
der Regierung wider. die mit dem 
Rücktrill von Alix Cineas, einem der ein· 
nußreichsten Minister, kurz.: nach dem 
Ausbruch der Unruhen in Gonai\'esdeut ­
[ich sichtbar wurden. Außerdem kriti­
sierte der ehemalige E:rliehungsminister 
und Ideologe des Duvalierismus, dcr 
UNESCO·Botschafter Dr. Huber! de 
Ronccray, in einem Interview mit der 
utl'lbhängigen Presse heftig die Mißach­
tung der McnschenTC'chte in !l aiti. eine 
Haltung, die ihm die Entlassung cin­
bral:hte. ( ... ) 

Die Machthaber sind uneins 

Selbst die nordamerikanisehe Botschaft, 
die die Dynastie: der Du\'aliers bisher 
rückhaltlos unterstützt hat, lud zum 
~. mpfang anb.ßlich des amerikanischen 
Unabhängigkcilstags am 4. juli die 
lIauph'ertreter der Opposition cin. A[s 
Reaktion darauf \'crzichteten die Ver· 
treter de~ Duvalierismus aur eine Teil· 
nahme. ( ... ) 
Diese Ge-gensätze unter den Macht· 
habern, die durch die Krise '-eiter ver­
tieft worden sind, sind tatsächlich so um­
r.mgrdch und tiefgehend, daß sie in Ver­
bindung mit den Aktionen der Volks­
bewegung das Ende des Duvalil'r;smus 
herbeifUhren werden, das fUr viele Be­
ouachter bereits sehr nahe ist. 

(Quelle; Nueva Sociedad, Caracas, Nr. 
73,juli/August 1984) 



Kampuchea 
~Iil der Eroberung des Hauptquartiers der " Weißen Khmer" in Ampil am 8. J anuardJ. 
errangen die kampucheani~che Armee und ihre viet namesischen Verbündeten den 
bislang sp ektaku lärsten Erfolg gegen die Rebe llen. Die Truppen des ehemaligen Mini­
sterpräsidenten Son Sann verloren ih ren ktzten HaUplstü tzpunkt im t hai landisc h· 
kampuchean;5I.:hen Greßzbereich und damit an politische I" Gc ..... it:.:ht innerha lb der 
Allianz gegen die Revolutionsregierung unter Heng Samrin. Infolgedessen stelle n Pol 
Pots " Rote Khnlcr", die hauptsächlich in den grenznahen Berge n Phnom Malai 
operieren, den.eit die einzig bedeutsame Kraft innerhalb der von der UNO aner kannten 
Gegenregierungaus " Weißen Khmer", .,Roten Khmer" und An hängern des ehemalige n 
Staatsoberhaupts Prinz Sihanouk dar (siehe auch: AlB 7-8/ 1984)_ 
Damit verbunden ist ei n weiterer Stärkezuwachs der Verhandlu ngsposi lion Phno m 
Pen hs, die Hun Sen (34) in einem Gespräch ausführ lich darlegte. Der bisherige 
Außenminister der Volksrepublik Kampuchea wurde am 14. januar d.] . zum Premier­
minister gewählt , nachdem se in Vorgänger Chan Sy p lötzlich vcrs torben war. 

Interview mit Hun Sen 

Die Tendenz 
zum Dialog 

FRAGE: Die laufende Sitzung der Voll­
versammlung der Vcreinten Nationcn 
hat keine Änderung desStandpunktes zu 
Kampuchea hervorgebracht. Und Ihrer 
Regierung wurde es immer noch niehl 
erlaubt, ihren Sitz dort einzunehmen. 
Wie bewerten Sie diese Situation? 

Die UNO-Nichtp räsenz 
nic ht d ramatisiercn 

HUN SEN; Diese Frage ist ziemlich kom­
ple". Zu Beginn dcr 70er j ahre wurde die 
Ansicht vertreten, daß der kampuehea­
nische Sitz bei den Vereinten Xationen 
an Lon Nol (vom CIA gestüt.tler Putsch­
general. Regierungsehcf 1970-75; d. 
Red. ) zuniekgcgebcn werden solle. weil 
cr die Ilauputadt kontrollierte. 

Heute sind wir es. die dio.: Ilauptstadt und 
das Land kontrollieren. Aber der Sitz 
wird uns von:nthalto.:n unte r dem Vor­
wand, daß vietnamesische TrujJpen in 
Kampuchea sind, ohne jede Analyse der 
Gründe rur deren Anwesenheit. 
Wir sind geduldig. Volkschina blieb 22 
jahn; außerhalb der UNO, nicht wahr? 
Warum blicb es eine so lange Zeit 
draußen? Warum wurde es schließlich 
Mitglied? Gant. einfadl deshalb. weil dk 
Vueinigtl·n Staaten es eines Tages rur 
nützlit·h erachteten, die I't·kinger Karte 
gl'gen ditO SowjelUnion aus~.uspiclcn und 
wei! sk beschloss<.:n, dk Wichtigkeit 

T ai\\"an~ hintanzustellen. 
Wenn wir den Weg, den wir gewählt ha­
ben, ver lassen würden, könnten wir 
wahrscheinlich 1985 in der U.NO sein. 
Aber wir dramatisieren dieses l'roblem 
nicht, das sich von selbst lösen wird, 
wt.:nn die Zeit gekommt.:n ist. Während 
wir warten, wollen wir keine Schwierig­
kcitt.:11 vermehren über eine Fra)!e, die 
keinerlei grundkgende Bedeutung hat. 
Wir sind nicht isoliert ... 
Innerhalb der Bewegung der Nichtpakt­
gebundenen, wo wir viele ~ rcunde ha­
ben, ist es besser. Kaml'ucheas Sitz leer 
zu lassen, als in ihren Reihen Spaltung zu 
schaffen. Dazu kommt, daß die nieht­
paktgebundenen Ländt.:reine höchst ein­
sichtige Resolution zu den ]'roblemen 
Südost asiens verabschiedet haben. 
)-' RAGE: Was ist dergegellwärtigeStand 
der Bet.khungen z\\ischen den Ländern 
Indochinas und den Mitgliedern der Ver­
einigun)! Südostasiatischer Nat ionen 
(ASEAN)? 
HUN SEN: Sie sind in ei nen neuen Ab­
schnill eingetreten. Ocr Zeitraum 
1979·81 war ein Zeitraum der Konfron­
tation.5<.:it 1982 wurde die Konfronta­
tion vom Dialog begleitct. Und die Ten­
dl·nt.t.um Dialog hat sich vl·rstärkt. 
Die ASEAN-Länder st.:hl"int.:n erkannt zu 
haben. daß die Lagt.: nicht !o:ewaltsam ge­
ändert wt.:rden kann. und daß es daher 
Ilotw<.:ndig ist, nach t.:inerVerll.lndlungs­
lösung zu sULhen. Nur durch den Dialog 

können wir hoffen, dahin zu gelangen. 
FRAGE: Wie würde ein Dialog mit der 
ASEAN beginnen? 
HUN SEN: Es gibt wirklich nur zwei 
Möglichkeiten, um die anstehenden Pro­
bleme zu lösen: Gespräche oder bewaff­
nete Auseinandersetzung. 
Der Dialog sollte Schritt rur Schrit t statt­
finden auf der Grundlage der Gleichheit 
und der gegenseitigen Achtung der be­
troffenen Parteien, wobei niemand ver­
sucht, seinen eigenen Standpunkt durch­
zudrücken. Wir können doch das Kam­
puchea.l'roblcm einfach nicht allein auf 
der Grundlage der ASE AN-Forderungen 
diskutieren, oder? 
Wenn man die vietnamesische Militärprä. 
senz in Kampuchea diskutieren möchte, 
kann die Staaten Indochinas nichts da­
von abhalten. d ie Frage zum Beisl' icl 
nach der amerikanischen Präsenz auf den 
Philippinen aufzuwerfen, nach der 
Australiens und Neuseelands in Singapur 
und l\lal ays ia , oder nach der lndonesicns 
in Ost-Timor. 

Die grundsät:dichen Fragen bestehen 
vielmchr darin, nach Wegen zur Beendi­
gung der ausländischen Einmischung in 
der Region zu suchen, und ein Klimades 
guten Willens - ode r zumindest der 
Toleranz - in Südostasien zu schaffen, 
mit gutnachbarlichen Beziehungen. 
Insbesondere sollte Thailand eine echte 
unpartei ische Verh~ltcnswcise anneh­
nlen, anstalt 1'01 Pots (Rcgicrungschef 
1975·79: d. Red.) Streitkräften und sci­
nen Verbündeten zu erlauben, sein Ge­
biet zu benutzen. Wir haben die Schaf­
fung riner entmilitarisierten Zone unter 
internationaler überwachung an der ge­
meinsamen Grrnze vorgeschlagen oder 
eine grenzübergreifende Sicherheitszone 
über die Grenze hinweg. in der sich nur 
thailändische und kampucheanische 
Truppen aufllalten sollen. Bangkok hat 
das zurückgewiesen. 

Ncutralität auch für Thailand 

So kann Illan sclh'; ." "er I·rieden und 
Entspannung in Südostasien wiederher­
stellen will, und wer die Spannungt'n ver­
längern will. Wir werden unsere Bemü­
hun)!en forts,·tzen, den Beginn eines ech­
ten Dialogs, ein Ende der feindseligen 
Propaganda. und die Wiederaufnahme 
des normalen lI andels herbeizufUh­
ren. ( ... ) 
WiT werde n damit fortfahren \'orluschla· 
go.:n. daß eS allgemeine Verhandlun)!en 
übe r alle Problellle Siidostasiens geben 
sollte, und insbesondere über den Abzug 
VOll ausländischen Truppen aus a llen 
Ländern der Region. 
Wir werden aufgeruft.:n, neutral zu sein. 
Wir weisen diese Lösung nicht zurück, 
aber alle werden neutral sein müssen, 
nicht n'lr Kampu chea ... 
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FRAGE; Gau es irgend\\elchc Vcrinde­
rungen in der Verhaltensweise "on seiten 
der l.:inder. denen Sie gegeniluerstehen? 
HUN SEN: Als erstes sollten wir die Poli­
tik Chinas und der USA gegenuber der 
Region untersuchen. 
Die l 'SA haben sich vor 10 jahren aus 
I ndochina zunickgc:zogen. aber sie hauen 
ihren l'lan. uns zu stun:en, nicht aufge· 
geben. Sie fahren damit fOTl. Krieggegen 
uns zu fuhren. imkm sie die Dienste an­
derer zu Nutze molchen. 
Was China betrifft, das in Gestalt von 1'01 

Pot rur das ~lassdker an Millionen ull5e­
rer i\lenschen verantwortlich ist. so hat 
u seinen Standpunkt seit 1979 nicht 
geändert. Es hat sei ne Taktik veränder\. 
Es hat seine \\'irtschafupolitik verän­
dert. Und es haI begonnen. seine lJezie­
hungen zur SowJetunion zu "erbessern. 
Aber es hat seine I(altung gegenilber den 
Ländem Indochinas nicht I'erändert. 
In Wirklichkeit hat es sein I.iel nicht 
geandert: Es zielt darauf ab. seine Vor­
herrschaft über die l.:inder Sildostasiens 
zu errichten. ('eking benutzt das kam­
pucheanisehe I'roblem als ein ~Iillel. um 
mit den USA I.:usammen eine gemein­
same Front gegen die l!dSSR aufrecht­
zuerhalten. 
Wir .... issen sehr I,·ohl. daß die Intereuen 
der USA und Chinas hinsichtlich Süd­
ostasiens nicht dieselben sind. Aber un­
geachtet dessen wirken sie zusammen. 
weil sie sich in Bezug auf Kampuchea 
I'ereinigen und gemeins,Hn vorankom­
men können. 
Sie veran la.uen beide die t\SEAX-Natio­
nen vor ihnen herl.:umarschieren, indem 
sie sie glauben m,lchen. daß das kam pu­
cheani5che ('robltm ein Streit zwischtn 
Indochina und den ASI~AN-l.andern sd. 
Ditsen sind jedoch Zwtifd gekommen. 
und ihre S tandpunkte sind nuancierter 
als sie vorher waren, 
Oie verschiedenen ASt..A;>;·Lander 
schatzen die Btdrohung, dieuber Südost­
asien sch .... ebt. in verschiedener Weise 
ein. Für Indonesien und Malaysia kommt 
die lIauptbedrohung aus China. Fur 
Thailand kommt sie aus Vietnam. Diese 
Länder haben sich infolgedessen ver­
schiedene Strategien zu eigen gemacht. 
Ich glaube, daß wir uns am Ende der 
Phase befinden. in der Thailand die 
ASEAN-Politik bestimmt. Indonesitn 
und Malaysia sind nicht langer willeru, 
Thailand mit geschlossenen Augen zu 
folgen. Sie "enuchen eine Strategie zu 
entwickeln, die ihren nationalen Interes­
sen besser angemessen ist. Das ist es, 
warum der Trend zum Dialog sich be­
hauptet. 
Zu Ende des j ahres 1984 scheint die 
Lage gelockerter zu sein: lndonesien i~t 
von der AScAN dazu benimmt worden. 
Gesprache m it Indochina aufltunehmen, 
das durch Vietnam vert reten sein 
wird. ( ... ) 
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FRAGE; In welchem Ausm.lß ist die An­
wesenheit I'ietnamesischer Truppen für 
(hre Sicherheit notwendig? 
HUN SEN; Mehrerejahre lang waren wir 
damit beschäftigt. unsere eigenen Streit­
kräfte auszubilden. Wir haben I:ort­
schritte gemacht. so daß es \ 'iet nam er­
möglicht wurde. drei (ruppenabl.:uge 
durchzuflihren. Diese Abzuge werden 
auf einer jihrlichen Grundlage unter­
nommen. bisallel'ietnamesisehen Streit­
kräfte abge.o:ogen sein werden. 

Wenn jedoch die Bedrohung durch China 
aufhört ebenso wie die Hilfe. die Thai­
land unseren Feinden gew'lhrl. die !>Cin 
Gebiet benuuen, können Vietnams 
rruppen morgen ge hen. Wir haben e in 
Stadium erreicht, in dem unsere eigenen 
Streitkräfte das l.and selbst verteidigen 
könnten, wenn es keine ausliindische 
Unterstützung rur 1'01 I'Qt und seine Ver­
bündeten gäbe. 
,\ ber China fährt damit fort. uns ltU be­
drohen, Das kampucheanische Problem 
ist ein Konflikt zwischen lndochina und 
China. nicht z .... 'ischen Indochina und der 
ASE,\i\'. 

FRAGE: Während der letz ten drei jahre 
gab es I'iel Gerede über eine .. politiSChe 
Lösung" dcr kampucheanischen .\I1I;ele­
genheit. l\lehrere L.1nder haben Vor­
schtige gemacht. Was fur eine An I'on 
Beilegung hat I'hnom I'enh ins Auge ge­
faßt? 

"Fre ie Wahlen" fu r Pol Po t? 

IIUN SEN: Oie ASEAN und die ;\Iächte. 
die sie unterstützen, fordern den Abl.:ug 
der Vietnamesen. China JUsgellomlllen, 
rufen sie zur ,.Selbstbestimmung" fur 
das kampueheanische Volk durch das 
Mittel .. freier Wahlen" auf. in denen die 
Anhanger 1'011'015 teilnehmen sollen. 
Filr uns ist ,'selbstbestimmung" in erster 
Linie das Recht, in Sicherheit zu leben . 
ohne furcht vor 1'01 PotS Terrorismus. 
Bestimmte Länder möch len ebenfalls 
1'01 I'ots Kräfte ausschalten. aber auf 
dem Wege freier Wahlen. Wirlehnenjede 
derartige Lösung ab, Es gibt keine ;>;a­
Iion der Weh. die es Kriegsverbrechern 
erlaubt. sich an freien Wahlen zu beteili­
gen. 
Prinz Sihanouk rur seinen Teil hat die 
Bildung einer .tus vier I'arteien bestehen­
den Koalitionsregierung l0'lesehlagen, 
wodurch seine drei Fraktionen und die 
Regierung lieng·Samrin I.usammenge­
bracht lvürden. Der Prinz ist gar zu 
schlau. Sogar aus dem Exil heraus bittet 
er die Leute. die das L"lld kontrollieren. 
ihm 3/4 des Kuchens zu geben, und wir 
bekämen nur 1/4. Das kann er kaum 
ernst meinen. 
Es ist wichtig sich daun zu erinnern, daß 
Sihanouk, Son Sann (. 'ilhrer der "Wei-

ßen Khm er", der .og, Xationalen Bdrci­
unj,lsfront des Khmer·Volkes: d. Red.) 
und ('01 Pot niemals ihren Gegnern Io:c· 
stattelen. an Wahlen teilzunehmen, als 
sie an der iI (acht waren. DerStandpunkt 
unserer Gegner ist sehr einfach. Als sie an 
der Macht waren. unterdnickten sie jeg­
liche politische Freiheit. Xun. da sie ih· 
rer ~lachl ueraubt wurden. rufen sie 
n,l(h Wahlen, an denen sie teilnehlnen 
möch ten ... 
L'nsere Administration hat länger Be­
stand als die von Lon Nol und die von 1'01 
Pot. I:. s ist klar. daß wir ohne die L1n ter­
~tutlung des Volkes nich t SO lange hjtten 
durchhalten können ... 
Unsere "politische Lösung" ist wie folgt: 
erstens, die politische und militarischc 
Ausschaltung I'on I'oll'ot, und die Been­
digung der auslandischen Hilfe fur ihn 
und der Benutzung thailjndischcn Ge­
bietes für seine ('artisanen. Dann werden 
die I"ietnamesischen Truppen I'ollstindig 
Ion kampucheanischem Gebiet abzie­
hen, und wir werden für .111 diejenigen 
Platz schaffen. die sich uns bei der .\us· 
schaltung von Pol Pot angeJ;chloJ;)en 
haben. ( ... ) 
FR AGE: Ilauen Sie die Absicht. mit der 
Oppositionskoalition Kontakt aufzu­
nehmen. \'or allem mit ('rinz Sih,mouk? 
n UN SEN: Wir können uns niemals mit 
('01 Pots Leuten und mit denen. die ih­
nen nahestehen. verbünden. Wir werden 
entschlossen damit fortfahren, alle die 
zu bekämpfen, die bei Pol ('01 bleiben. 
Wir haben jedoch eine milde Politik ge­
genilber denen, die sit;h geirrt haben. 
auch wenn sie soweit gegangen sind. sich 
mit unseren Feinden zu vereinen. 
Die Regierung in Phnom Penh ist bereit, 
sich mit jedem w befasscn. der ('01 POLS 

"Regime" l'erläßt, und wir haben eine 
flexible I'olitik gegenüber denen. die es 
aufgeben. weil sie Kampucheaner sind, 
vom gleichen Blut wie wir selbst, 
Wir haben gesagt: "Wenn eine beliebige 
Person. was immer ihre Vergangenheit 
sei, sich von Pol Pot trennt und die Ver­
hssung achtet, kann sie alle Rechte eines 
Bürgen der Republik genießen. Und sie 
wird insbesondere das Recht haben. zu 
w;ihlen und gewählt zu werden." Wir 
sind bereit, jeden willkommen zu hei­
ßen. der diese Bedingungen annimmt. 
Als er sich mit Pol 1'01 zusammentat. hat 
Prinz Sihanouk eine Arl politischen 
Selbstmord begangen ... Wie dem auch 
sei. sein politisches Leben könnte wie­
derhelebt werden, wenn er sich I'on Pol 
1'01 louagt. (".) 

Er muß ,eine Wahl jetzt treffen: Entwe­
der muß er den Weg gegen Pol Pot mit 
uns nehmen oder bei ihm bleiben. Die 
i\lögliehkeit, die ihm jetzt offensteht , ist 
I'on außerordentlicher Wichtigkeit für 
seine Zukunft. 
(Quelle: AfricAsia, I'aris. Nr. 13/j anuar 
1985, S. 34-35) 
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Ab Elften im Elf«n, elf Uhr ~ 
elf wird wieder zurückgelacht: 
.. Die Nato ist die größte Frie­
densbewegung .... ha. ha. ha .... 
Revanchismus. da!!. i~t doch ab-
surd ... ho, ho .... Wir beginnen 
in fünfM inuIen mit der Bombardierung ... hi. hi. hi." 
Tusch! Finden .... ir gar nicht komiscl1. Fast vierzig 
Jahre nach dem Ende des 2. Weltkrieges plant das 

Pentagon den dritten. Schlacht-

~ 
feld: Europa. Mit Warnungen 
ist es längst nicht mehr getan. 
Wer Überleben will. muß han­
deln. Partei ergreifen gegen die 
Kriegsvorben:iter. Die Volks-

leitung/die tat liefert die Argumente für Friedensbe­
wegte. aktive Gewerkschafter, ungeduldige Frauen, 
Antifaschisten. Jede Woche. 

Die Unke Wocltell::eiwng. Jeden Freitag neu. 
"'""'" 
Volk~~ejtung 

Sie nennen uns 1 neuen Abonnenten 
Wir schenken Ihnen 10 Taschenbücher 

ßiltc krelllell SIC auf der Abo-Karte 
(ll1lk~ oben) un. \\elchc~ Ta,chcnbuchpakcl SIe \\linschcn. 
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Einsenden an: Röderberg·Verlag GmbH 
Postfach 4129 . 6000 Frankfurt 1 

Probeabo-Scheck 

Ja, Ich mächte die aktu­
elle Volkszeitung/die tat kosten­
los und unverbindlich kennenler-
nen. Drei Wochen lang. -

Bitte deutlich .u,fullen: 

Name. Vorname 

Straße. Hausnummer 

PLZ.Ort 

Beruf (wegen unseres Sonderpreisangebots für Studieren­
de, Auszubildende, Arbeitslose, Soldaten, ZDLl 

Themati~c h mtercs:-. icrt mich bc .... o nders: _____ _ 

Ja, ich möchte der Volkszei­
lung/die lot einen neuenAbonnenten 
nennen. Als Dankeschön erhalte ich das 
Taschenbuchpaket 1 0 

Taschenbuchpaket2 0 

Meine Adresse 
nach Zahlungse1ngang. 

Name, Vorname 

Postleitzahl, Ort 

Straße, Nr. 

Datum Unte,,,hrift 

AIB 51 

_____ ~~=============================================~/~ ___ ~_~K~fi~~~nm~ffi6wochffi~Qurta~ffi~~im Vcr(aJLsein,,,~ ______________ _ 

Ich bin der neue Abonnent der Volkszeilung/ 
die tat. 
Bitte liefern Sie mir die • Deutsche VolkJZl'irunKldle ,a," 
ab . 

Zahlungswei.e 

1I4jährlich 
l/2jährlich 
jährlich 

Name:, Vorname 

normale 
Abonnementpre .. e 

o DM 16,50 
o DM 33,-
o DM 66,-

Straße, Hausnummer 

PostleitLahl . Wohnort 

Beruf, ggf. , Studienfach 

Datum. Unte"chrift 

VerlrM uen!lo.: .. utnlie: 

SondcrprcI>e fur 
Schuler. Studenten 
Soldaten, etC . 

o DM B,SO 
o DM 27,--
o DM 54.--

Ich bin berechtigt, diese BeSleliung tnnerhalb ellltC Wuche 
nach Absendung gcgenUbcr dem Riidcrbcrg- \'cddg L.rllbH. 
Schumannstr. 56, t>OOO Frankfurt In .chrrfthchcr I'urrn zu 
wtderrufen . 

n_~h.,. •. __ ,",,;_AI._"" _ 11_ •.•• , _1-. ... ; •• 



Für's AlB werben lohnt sich! 
Warum Bücher kaufen, wenn sie als Geschenk ins Haus kommen? 
Für AlB-Abonnenten haHen wir jeweils aktuelle Buchtitel als Geschenk 
bereit. Bücher, die für DriHe-Welt.lnteressierte unentbehrlich sind. 
Unser Angebot wird alle zwei bis drei Monate aktualisiert. 
Jeder AIB·Leser kann in den GenuB unseres Buchgeschenks kommen, 
wenn er 
• das AlB bereits selbst abonniert hat, 
• einen neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt, und 
• der neue Abonnent das Jahresabo bezahH bzw. uns auf der 

Bestellkarte (siehe Heftmittel eine Abbuchungsvollmacht erteilt 
hat. 

Ruth Weiss/Hans Mayer 
Afrika den Europaern 
224 S., GroBlormat. Peter Hammer 
(nur jOr 2 Neuabonnentenl) 

Wtltere 80cbprlnlien sind 11$ InstrenI 6esanrtYenefchnls zv 
entnehmea. 8eunltYerzeldlnls antOfdem bei: 
AlB, Ueblgstra8e 4&, 3550 MI"'" 1 

Ernesto ehe Guevara 
Der neue Mensch 

176 S., WeUkrels 

Unser aktuelles Buchgeschenk 
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Indien 

Teresa Jungwirth 

Rajiv Gandhis Wahltriumph 
Das Ergebnis der indischen Wahkn vom 
Dezember 1984 ist eindeutig. ~Iit 401 
von 508 zu wählenden Sitzen in der Lok 
Sabha, dem indischen Unterhaus, errang 
Rajiv Gandhi mit seiner Kongreß-Partei 
den "größten Sieg in der Geschichte des 
unabhängigen Indien",l 
Sicherlich kam hier das britische ~Iehr­
hei tswahlrecht, das aus etwas mehr als 
50% der Stimmen eine dicke Dreiviertel· 
mehrheit werden ließ, der Kongrcß-Par­
tei ebenso zugute wie die Aussetzung der 
Wahlen in den krisengeschüttelten Bun­
desstaaten Assam und Randschab (zu· 
sammen 27 Sitze). 
lIauptgrund HiT den dennoch übenväl­
tigcnden Erfolg war jedoch das Fehlen 
einer glaubwürdigen und regierungsfa­
higen Alternative in der bunt schillern­
den indischen l'arteienlandschaft. 
Ocr Versuch der Formierung eines lin­
ken Wahlbündnisses, das sich der drän­
genden sozialen und wiruchaftlichen 
Probleme des Landes (siehe: AlB 
1/1985, S_ 40-42; d. Red.) mit Konse· 
quenz hätte annehmen können. war 
schon vor dem Mord an Indira Gandhi 
gescheitert. So traten von links nur die 
beiden kommunistischen Parteien zur 
Wahl an. Oie Kommunistische Partei 
Indiens (e PI ) konnIe 6 ihrer ehemals 13 
Parlamentssitze über die sie am Ende der 
Legislaturperiode im alten UllIerhaus 
vermgte, halten (wegen Parteiübertritten 
und Zwischenwahlen sind die hier ange­
gebenen alten SitlZah!en nicht mit dem 

Sitzwertellun. im indischen Unterhaus 

1971 1977 1980 19M 

IndilKb"r Nat;on.lkongreß (l) m os, 352 '" Janaw (5) - - .. -
Ja ..... '" - 270 " 10 
Bhar:ltiy~Janata P .... tei (SJP) - - - " Dalit ~bzdoor Kisan (DMKP) - - - , 
Kongreß (5) - - - 4 
Kongreß(V) - - " -
Tdugu Oe.am - - - 28 
Allindische Oravida Munne· 
t .... Kuhagam (A IAO~IK) - 19 , 12 
O ..... vida MUIl""tn Kazhagom 
(mit"! 18 , 16 , 
Jana S~ngh 

" 
- - -

C" 24 , II 6 
CPII~I " 22 " 22 
Andere 68 lO 25 ,. 
Gesamtsumme '" '" '" , .. 
(We~en \'erschiebun~ der Wahlen in eInigen Regionen ,;nd 36 
Situ de. "cUen Unterhau$C' noch nicht vergeben.) 
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PrlJident RaJi v Gandhi beim Wahlkampf ,n Unar Pra· 
deoh 

Wahlergebnis von 1980 identisch). Oie 
Kommunistische Partei I ndiens/ ~-larxi­

sten (C I' I/M) errang 22 (vorher 36). 

Die meisten Federn mußten die bürgerli­
chen Oppositionsparteien lassen. Sie hat­
ten zum Zeitpunkt der Wahl monatelan­
ge zähe Verhandlungen hinter sich. in 
denen verschiedene mögliche Koalitio­
nen weniger unter politisch-inhaltlichen 
Gesichtspunkten als vielmehr mit Blick­
richtung auf die mathematisch gÜllStigste 
Kombination von Sitzen und Stimmen 
diskutiert worden waren. 

Schwäc hu ng der Opposition 

So entkräftet. wurde die Janata·l'artei. 
die noch 1977 als Sieger aus den Unter­
hauswahlen hervorgegangen war. \"on 31 
auf 10 Sitze reduziert. Oie neugegriin· 
dete I'arteienkoalilion Dalit Mazdoor 
Kisan (O~IK I'. Zusammensehluß von 
Lok DOll, Demokr.ltischer Sozialistischer 
Partei Und Rashtrya Kongreß: d. Red. ), 
deren Zielgruppen vor allem Baucrn und 
Unberiihrbare Wl'fell, verlor 30 ihrer vor· 
mals 33 Mandate. 
Auch die ultrarechten Positioncn der 
proimpl.""Tialistischen BharatiYd Janata 
I'artei (BJ!' ). den·n Ideologie Indi.·n als 

Staat der Hindus beansprucht und damit 
immer wieder Nährboden für gewalt­
same Auseinanderse tzungen zwischen 
Angehörigen verschiedener Religions· 
gruppen liefert. erhielten eine Abfuhr: 
von ihren 16 Sitzen blieben 2 übrig. 
Die restlichen Mandate verteilen sich 
zum größten Teil auf verschiedene re· 
gionale Gruppierungen. Von ihnen ist 
die Telugu Desam des Ministerpräsiden­
ten des Bundessstaates Andhra Pradesh 
und ehemaligen Filmhelden. N.T. Rama 
Rao, mit 28 Sitzen stärkste Oppositions­
frdktion. 

Duldungdes Schwar.'.en Ge ldes? 

Nach dem Mord an Indira Gandhi und 
den darauffolgenden Pogromen gegen 
Angehörige der Sikh-Religion schien 
Rajiv Gandhi in der Tat als einziger in der 
Lage zu sein, die schwer erschütterte na­
tionale Einheit wieder herzuste llen. Zu 
Trauer und Empörung über den An­
schlag auf die auch von ihren Kritikern in 
Indien respektvoll verehrte "Mutter der 
Nation" hatte sich nämlich schnell auch 
Angst gesellt. 
Es ist dies eine berechtigte Angst vor 
einem zersplitlerten, sich in inneren 
Kämpfen aufreibenden Indien, das pa­
kistanischer Aggression und US·Destabi­
lisierungsplänen 2 zur idealen Zielscheibe 
gereichen dürfte. 
Rajiv Gandhi verkörperte in dieser Si· 
tuation die Tradition jener Regierung. 
die das Land bis dahin noch immer -
wenn auch immer häufiger mit militäri­
schen Mitteln - zusammengehalten hat­
te. 
Andererseits stand und steht der Vierzig­
jährige mr eine neue !'olit ikergeneration. 
unbefleckt \'On den Fehlern seiner Mut­
ter und den in Indien wohlbekannten 
korrupten l\lachenschaften der alten 
Garde der Kongreß-I'artci. Von Beru f Zi­
vilp ilot , englisch besser beherrschend als 
die indische Amtssprache Hindi. ist er 
ein typischer Vertreter der am Westen 
orientierten. technokratischen oberen 
l\lilldsehicht Indiens. Seine Berater­
gruppe wird von den Indern bezeichnen­
dcrweise .. die Comput('rboys" genannt. 
Ein dezidiertes Wahlprogramrn halle er 
nicht. Neben der Fortflihrung der anti­
imperialistischen ll.ußenpolitik und dem 



- von seiner l\lutler schon so oft ange­
sagten und nie gewonnenen Kampf 
gegen Armut und Korruption versprach 
er eine "saubere" und "effiziente" Poli­
tik. 
Daß keine konkreten Schritte zur Ver­
wirklichung dieses "Programms" ange­
geben werden. ist nicht weiter verwun­
derlich. 
Das Auseinderklaffen der rapiden tech­
nologischen Entwicklung und der Ver­
nachlässigung von strukturellen Verän­
derungen zugunsten der Masse der Bevöl­
kerung hat Indien in eine tiefe Krise ge­
fUhrt. Die schon fast sprichwörtliche 
Slumhütte neben dem Atomreaktor ist 
alltägliche Wirklichkeit. deren Gegensät­
ze sich zunehmend verschärfen. 

Steigende Preise und Arbeitslosigkeit, 
die Not der Masse der Landbevölkerung 
und ein wachsendes Lumpenproletariat 
in den Slum-Kolonien der l\lillionenstäd­
te stehen immensen Profiten nationaler 
wie internationaler Konzerne gegenüber. 
Diese richten ihre Produktion zuneh­
mend auf die luxuriösen Bedürfnisse ei­
ner Elite \'on 10-20% der Bevölkerung 
aus. J 

Verschärft werden die "robleme durch 

eine weitere Ausgeburt kapitalistischer 
Entwicklung: "Schwanes Geld", durch 
Schmuggel und Steuerhinterziehung er­
wir tschaftet, bildet die materielle 
Grundlage rur die Korruption und ent­
zieht ganze Bereiche der Wirtschaft der 
staatlichen Kontrolle. Schätzungen über 
die ständig im Umlauf befindliche Menge 
dieses "Schwarlen Geldes" gehen bis zu 
50% des Nationalcinkommens. 4 

Keine der bürgerlichen Parteien ist in der 
Lage, auch nur ansatzweise einen Aus­
weg aus dieser Situation zu weisen. Auch 
die Kongreß-Partci nicht. 
Auch ihr übe ..... vältigender Wahlsieg kann 
nicht daruber hinwegtäuschen, daß das 
soziale Elend schon heute einen frucht­
baren Nährboden rur sich ausbreitende 
religiöse und sepa~atistische Strömungen 
bietet. die in Indien gängigerweise unter 
dem Stichwort Kommunalismus (Ge­
meinschaftsgeist) zusammengefaßt wer­
den und ein ideales Operationsfcld rur 
jene darstellen, denen ein stabiles, fried­
liebendes Indien ein Dorn im Auge ist. 
Rajiv Gandhis ente wir tschaftspolitische 
l\laßnahmen setzen dieser Entwicklung 
nichts entgegen. 
Oie Genehmigung rur Kapa:dtäLSe ..... vei-

Georg Diederichs 

Die Giftgaskatastrophe 
von Bhopal 

terungen von Automobilherstellern und 
die Liberalisierung der Einfuhrvon Com· 
putertechnologie und -software 5 jeden­
falls bedeuten eine !-'ortsetlUng der ein­
seitig auf technologischen Fortschritt 
orientierten. auf Kapitalintc:ressen aus­
gerichteten Polit ik. 

Eine Forcierung der bereits von lndira 
Gandhi eingeschlagenen Linie der wirt­
schaftlichen Öffnung hin zu kapitalisti· 
sehen L:indern, wie sie im Westen - wohl 
nicht ganz ohne Grund - von dem jung­
dynamischen Rajiv erwartet wird, 
könnte zudem neue Abhängigkeiten 
schaffen. 
Der in Indien vorhandene Widerspruch 
zwis<:hen kapitalistischer Wirtschaftsent­
wicklung und antiimperialistischer 
Außenpolitik droht sich weiterzuzuspit­
"i.cn. 

Anmerkungen: 
1) SUddeuuche Zeitung, 51.12.1984 
2) Siehe: AlB 4f1983 
3) Zur ökonomischen Entwicklung unter 

Indira Gandhi siehe: New Agc, Delhi, 
18.11.1984 

4) Siehe: Busineu India, Bombay, 
22.10.1984 

:.) NewAge,2.12.1984 

Anfang Dezember 1984 wurde die 
I lauptuadt des zentralindischen Sundes­
staates Madhja Pudesch, Bhopal, zum 
Schauplatz einer industriellen Apoka­
lypse. 
Aus einem Chemiewerk des US-Kon­
zerns Union Carbide entwich eine Wolke 
hochgiftigen Methylisocyanau (l\IIC). 
Sie legte sich, einem Leichentuch gleich, 
über 65 eng besiedelte qkm der Stadt. 
Etwa 3.000 Menschen starben einen 
qualvollen Erstickungstod, weitere 
Zehntausende erblindeten oder wurden 
anderweitig verletzt. 

" Inneres Ertrinken" 

In sämtlichen Krankenhäusern Bhopals 
sowie den zahlreichen, notdürftig impro­
visierten Lazaretten kämpften aus allen 
Teilen Indiens eilends eingeflogene 
Arzte und deren Helfer um das Leben 
der Giftgasopfer. 
Sich erbrechend. hustend, nach Luft rin· 
gend. lagen die :-'lenschen auf Pritschen 
oder einfach auf dem nackten Boden. 
Totgeweiht die meisten von ihnen. Denn 
eingeatmetes ~'J1 C blockiert die Sauer­
stoffaufnahme im Blut und macht. eben­
so wie das vermutlich zur Verunreini­
gung enthaltene Phosgen (im 1. Welt­
krieg als chemischer Kampfstoff einge· 
setzt. \"gl. A [B-Sonderheft 2/ 1984. S. 14; 
d. Red.), die Lungen rur Körpcrflüssig­
keiten durchlässig. 
~ach einer gewissen Latenzzeit tritt der 
Tod durch " inneres Ertrinken" ein. Aber 
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auch viele der künftig überlebenden 
Opfer der Giflgaskatastrophe werden ir­
reparable Organschäden an Leber, Nie­
ren und Gehirn davontragen. Dadas MIC 
im Verdacht steht, auch die Erbanlagen 
zu schädigen, sind Tausende von Tod- , 
Fehl- oder Mißgeburten in der Region zu 
beftirchten_ 
Der indische Umweltforscher Dschaidew 
Mohanlal Dawe: "Das Sterben wird noch 
lange weitergehen." 

Sorglose Union Carbide 

Was auch immer die genaue Ursache ftir 
die Katastrophe gewesen sein mag, fest 
steht. daß der US-Konzern die Produk­
tion von hochgiftigen Pestiziden in Sho­
pal äußerst lax handhabte. 
So starb bereits im Dezember 1981 ein 
Arbeiter, weil Phosgen entwichen war. 
Er soll zusammengebrochen sein, nach­
dem er sieh seine Gasmaske vom Gesicht 
gerissen hatte. Weshalb das Phosgen 
überhaupt entweichen konnte, wurde 
allerdings nie geklärt. 
Nur 15 Tage später ver letzte ein erneuter 
Austritt von !'hosgen 24 Arbeiter 
schwer. Am 5. Oktober 1982 brach mil­
ten in der Nacht ein zwei Röhren \'er­
bindender Flansch: wieder entwich Gas. 
In den Elendsvierteln um das Werk kam 
es zu Unruhen. 

1983 erlitten zwei Arbeiter durch aus­
tretendes Giftgas schwere Verletzungen. 
Im Februar 1984 starb ein Arbeiter an 
einer Chemie-Allergie. 
Trotz dieser zahlreichen /lavarien beließ 
es Union Carbide, nach Du PanI und 
Dow Chemical drittgrößter Chemie· 
Konzern der USA, bei d<:n unzureichen­
den Sicherhei tsvorkehrungen. 

Doch auch die von der Kongreß-i-Partei 
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gestellte Regierung des Unionsstaates 
Madhja Pradesch ist von der r..I itschuld 
an dieser größten Industrie katastrophe 
in der Geschichte nicht freizusprechen. 
Als 1982, nach Bekanntwerden der 
ersten Unralle, Abgeordnete der Oppo· 
sition im Regionalparlament vor den Ge­
fahren warnten, die von der Chemie­
fabrik für die Bevölkerung ausgingen, 
antwortete der Arbeitsminister des 
Unionsstaates, in die Fabrik seien 250 
Mio Rupien investiert worden. "Sie ist 
kein kleiner Stein, den man so einfach 
von hier nach dort vcrlegen kann. Für 
Bhopal besteht keine Gefahr und wird 
auch keine bestehen." 
Das Massensterben Anfang Dezember 
1984 hat diese Worte auf schreckliche 
Weise widerlegt. 
Mit der GiftgaskataSirophe von Bhopal 
rächt sich aber auch die von der indi­
schen Zentralregierung in den letzten 
Jahren forcierte Politik der wirtschaftli­
chen "Liber.llisierung". 
Entgegen der uNpriinglichen Entwick­
lungsstrategie, die ganz auf die Schlüssel­
funktion des staatlichen Wirtschaftnek­
tors bei der Herausbildung eines "staat­
lichen Kapitalismus" setzte (siehe AlB 
4/ 1983 ;d. Red.), wurden Ende der 70erl 
Anfang der 80er J ahre, als die indische 
Industrieproduktion infolge der kapita. 
listischen Weltwirtschaftskrise erstmals 
Stagnations- und Rückgangstendenzen 

zeigte, Importbeschränkungen gelockert 
und l\laßnahmen zur "Verbesserung des 
Investitions klimas" getroffen. 
Die bis dahin geltenden Beschränkungen 
ftir Privatunternehmen wurden abgebaut 
und Wirtschafusektoren, die zuvor den 
Staatsbetrieben vorbehalten waren, dem 
in- und ausländischen Privat kapital ge­
öffnet. 
Doch die DC'.temberereignisse VOll Hho· 

pal haben gezeigt, daß die Hoffnung, 
Kapitalhilfe westlicher Multis sei .,lIilfe 
zur Selbsthilfe", mehr als trügerisch ist. 
Dies umso mehr. da sich mittlerweile 
Vermutungen konkretisieren, Union 
Carbide habe in Bhopal, neben der Pro­
duktion von Pestiziden, auch an chemi­
schen Kampfstoffen experimentiert. 
"Die gesamte chemische Industrie ist 
sehr, sehr betroffen von dem Unglück", 
erklärte ein Vertreter vom bundesdeut­
schen Chemie-Dach verband kun nach 
der Giftgaskatastrophe in Bhopa!. Diese 
Betroffenheit kommt nicht von unge­
fahr, denn in keinem Land der Welt lie­
gen chemische Produktionsanlagen und 
damit Gift- und Explosionsstoffe auf so 
engem Raum zusammen wie in der BRD. 
Kaum ein größeres Unternehmen 
kommt z.B. ohne das hochgiflige j'hos­
gen aus, e in Ausgangsprodukt zur Her-

Un,lilckson Union Carbide 

stellung von Pharmazeutika, Kunst- und 
Klebesloffen, Lackfarben und Insekti­
ziden. 
Wje risikoreich der Umgang mit Phosgen 
auch hieriulande ist, zeigt eine VOll 

TUV-Rheinland bereiu 1978 in Auftrag 
gegebene Störfallanalyse: Ein kleinerer 
I'hosgentank mit 30.000 J Inhah explo­
diert im Großraum Köln. 
Die Folge; Im Umkreis von 100 mstirbt 
binnen Minuten jedes Lebewesen. Eine 
halbe Stunde später finden 2/3 aller 
Menschen in einer Zone von 1,7 qkm den 
Tod. Bei einer mittleren Bevölkerungs­
dichte wie im Ruhrgebi<:! wären das über 
2.100 Personen. Im weiteren Umkreis 
erleiden ca. 17.000 Menschen zum Teil 
lebensgefahrliehe Ver1elzungen. 
Seit Anfang Dezember 1984 ist klar. daß 
sich die TüV·Analyse in eklatanter Wei· 
se mit den Auswirkungen \'on Hhopal 
deckt. Dazu kommt. daß die US-Armee 
tausende von Tonnen chemischer 
Kampfstoffe. die zum Teil weitaus gif­
tiger sind als Phosgen oder MIC, auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik lagern bzw. 
hindurchtransportierell. Ein Unfall in 
einem solch<:n Giftg-.lslagcr oder bei ei· 
nem der zahlreichen Transporte würde 
die grauenvollcn Auswirkungen der In­
dustrickatastroph", im indischen Shopal 
noch bei weitem übertreffen. 



Pazifik 

Johannes M. Becker 

Kanaken fordern Unabhängigkeit 
für Neukaledonien 

Über 130 Jahre übt Frankreich nun Ge­
walt aus über NeukaJeclonien. Heute 
scheint das Aufbegehren der Unabhän­
gigkeiubewegung kontrollierbare Gren­
zen zu überschreiten. 
Die in Paris regierende Sozialistische Par­
tei schei nt taktisch einsichtig. Die fran­
zäsische Bourgeoisie (und nicht nur sie) 
fordert hartes Durchgreifen. 
Was ist passiert? Die französische Links­
regierung ist im vergangenen Sommer die 
Ven .... irklichung eines Wahlkampfver. 
sprechens angegangen und hat vom Par­
lament für ihre Kolonie Neukaledonien. 
seit 1946 "OberSeeteTTitorium" ge­
nannt, ein Autonomicstatul verabschie­
den lallsen. 

Der Plan der Regierung war, daß die 
Kolonialbevölkerung dieser Inselgruppe, 
1.700 km von Australien und 17.000 km 
von Paris entfernt, im Jahre 1989 über 
ihre weitere politische Zukunft entschei· 
den sollte. 
Dies allerdings schien den Kämpfern rur 
die Unabhängigkeit als zu lang und als 
pOlitisch zu wenig kalkulierbar. 1986 
nämlich wird in Paris, geschieht nichts 
Unvorhergesehenes, bei den Parlaments­
wahlen wieder die Rechte aus Gaullisten 
(RPR). Giscardisten (UDF) und der neo­
faschistischen Nationalen Front (fN) 
die Mehrheit erhalten. 
Am 24. September 1984 schlossen sich 
vier von runf Parteien, die rur die Unab­

hängigken Neukaledoniens kämpfen 
und die in den 70er Jahren schon 1/3 dtr 
Wähler hinter sich hatten, zur Kanaki­
sehen und Sozialistischen Nationalen Be­
freiungsfront (F LNKS) zusammen. An 
diesem Tag jährte sich die Besetzung 
durch Frankrtich zum 131. Male. 
Die erste Handlung der Front war der 
Boykottaufruf rur die Territorialwahl 
am 18. November 1984. Lediglich etwa 
die Hälfte der Bevölkerung wählte. nor­
mal ist eine Dctciligung von 3/4 der 
Wählcr. 
Die "Wahlgewinnerin", die gaullistisch 
orientierte Sammlungsbewegung des 
Volkes rur ... in Kaledonien in der Repu­
blik (R PCR), crreichle ein ... n Anteil von 
70,9%. Auf eine Liste von Beftirwortern 
dt'r Unabhängigkeit entfielen 7,3%. 

0;. Fahn. de' kOllfh,en Republik "an.kr ... h. OM' ei..." 8arrikado: der FlNKS 

Der zweite Schritt des FLNKS waram 1. 
Dezember 1984 die Bildung einer Provi­
sorischen Regierung, die einen Volks· 
entscheid noch vor den französischen 
Parlamentswahlen 1986 forderte. 

Aber nicht das allein macht der politi· 
sehen Rechten Sorge: Die Kanaken 
(melanesisch rur Menschen), die Urbe· 
völkerung des Landes, wollen e igenstän· 
dig über ihre Zukunft abstimmen. Da sie 
mit 64.000 von insgesaml140.000 Insel­
bewohnern (davon allein 52.000 meist 
französische Europäer) auf ihrem eige­
nen Territorium in die Minderheit gera­
ten sind, wollen sie nur noch diejenigen 
an der Wahl beteiligen, von denen minde­
stens ein Elternteil auf der Insel geboren 
ist. 

Die Rechtsregierungen in Paris hatten im 
übrigen in den ersten Nachkriegsjahr­
zehnten systematisch ein besonders er­
fahrenes Bevölkerungspotential auf Neu­
kaledonien angesiedelt: die .aus allen Tei­
len ihres zusammenbrechenden Kolo­
nialreiches, I.B. aus Indochina und Alge­
rien, vertriebenen "Colonos". 

Die Zentralmacht steht übrigens mit 
beachtlichen K.räften in Neukaledonien. 
Den 400 Gendarmen (die in Frankreich 
zum Militär gehören) stehen neben 100 
Polizisten einer Sondertruppe immerhin 

4.000 ständig auf der J nselgruppe statio­
nierte, ausschl ießlich weiße "Ordnungs­
kräfte" zur Seite. Und: Französische 
Beamte, Soldaten und ihre Familienan­
gehörigen haben das Wahlrecht unmittel­
bar nach ihrer Ankunft auf der Insel, die 
übrigen franzosen automatisch nach e i­
nem halben J ahr Aufenthalt. 
Der Widerstand der weißen Siedler und 
der französischen Kapitalvertreter gegen 
die FLNKS ist aber nicht allein wegen 
des neu kaledonischen Wahlrechts nur zu 
verständlich. Zum einen besitzen 1.000 
..... eiße Siedlerfamilien heute 430.000 ha 
Land, 24.000 Melanesier (wie die Kana­
ken auch genannt werden) lediglich 
163.000 ha. 
Zum anderen lagern immerhin 40% der 
Weltnickelvorräte in Neukaledonien. 
Der französische Konzern "Le Nickel" 
katapultierte das Land an die dritte Stei­
le der Weltproduzenten. Auch die Eisen·, 
Chrom- und :\1anganer.t:vorkommen sind 
beachtlich. Dariiber hinaus stehen 
Frankreich die Gewässer und der Meeres­
boden, die Neukaledonien umgeben 
(2. 105.000 qkm), zur wirtschaftlichen 
Ausbeutung lur Verfligung. 
Man muß auch unter historischen Ge­
sichtspunkten Verständnis haben flirdas 
französi sche Auslandskapital: 1917 
endete schon das Rußland-Geschäft im 
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entschädigungslosen Fiasko (die UdSSR 
ist h eute der erste Nickelproduzent der 
Erde). Und in Kanada. dem zweilplazier­
ten, scheitene Frankreich schon 1763. 

Doch nicht nur wirtschaftliche, auch 

strategische Interessen spielen rur frank­
reich eine Rolle. 
"Dieses Territorium besitzt eine beson­
dere I'osition. um die Luftverkehrs· und 

Schiffahrtswege zu kontrollieren", heißt 
es in einer Studie des Oberkommandos 

der französischen Landstreitkräfte. Und 
weiter : "Neukaledonien ist wie ein Flug­
zeugträger. der im Herzen des Pazifik 
verankert ist. ... Am Vorabend des 21. 
J ahrhunderts entscheidet sich das 
Schicksal Frankreichs als mittlere Welt­
macht in der pazifischen Hemisphäre. "1 

., Beso n deres Interesse. daß Neukaledo­
nien bei Frankreich verbleibt ". schrieb 
der Pariser Figaro ... zeigen die USA im 
Zusammenhang damit, daß es dort ge· 
hd m e US-Satel1 i t en beobach tu ngssta lio­
nen gibt, deren mögliche Entfernung bei 
einem Mach twechsel auf der Inselgruppe 
schwerw iegen den Schaden rur die 
Sicherhei t des Westens herbeiftihren 
könnte. "2 

Ein Blick auf einen der 110 Vorschläge, 
d .h. Versprech ungen des Pr'.isident­
sch aftskandidaten von 1980/81, Fran· 
~ois Mitterrand. sieht die Soz ialisten in 
die pnicht genommen: .,Eine Ära der 
Zusammenarbeit und des Dialogs mit 
den Völkern der französischen Obersee­
gebiete. um im Wissen um ihre Identität 
und R echte ihr Sehnen zu erftillen", wur­

de da versp rochen. 
Während von seiten weißer .,Colonos" 

bewa ffnete Obernme und Massaker ge­
gen die kanakische Urbevölkerung ge­
meldet wurden. blieb die R egierung Mit­
terrand/Fabius in den vergangenen 
Wochen nicht untätig und signalisierte 
Verhandlungsbereit scha ft. 
Der eiligst nach :"Ioumea entsandte Re· 
gierungsdelegierte Edgard Pisa ni ließ 
einige inhaftierte Melanesier frei und er­
reichte so die Aufhebung von Straßen· 

Territorium: 19. 103 qkm 
Bnölkerung: 145.368 Einwohner; ethni· 
I<.:he Hauptgruppen: Kanak~n (Melanesier) 
43%. Europäer 37%, ehemalige Bewohner 
von Wai lis-et·Fuluna 8%, sOlUtige 1 Z% 
Hauillstadl: Noumca (74.300 Einwohner) 
Religion : 63% Ka tholiken, Protestanten 
Spra<.: he: Amuspra<.: he in Französisch 
Währung: CFP· Fran<.: ; I CFP-Fran<.:. 
0,01 79 DM (Sept. 1984) 
Wirtsehaft undeozialet: Das BruttO$oziaJ. 
produkt hct rägt 7.850 Dollar je Einwohner 
(1980). Die ..... i<.:htigilen WirlS<.:haftszweige 
sind der Bergbau (vor allem Nickel, aber 
auch Eisen, Chrom und Mangan) lowie die 
Ni<.: ke!yerhüttung. Ni<.:kel ist wichtigstes EJ<­
portptodukt (76% im J ahr 1983). 
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Was ist die FLNKS? 
Der Beginn der Unabhängigkeitsbewegung 
Neukaledolliens geht auf 1951 zuriick. In 
jenem Jahr wurde die Kaledonische Union 
(UC) gegründet. 
Sie umf"ßte am Anfang nur Weiße, nahm 
aber bald auch Kanaken auf. Am Anfang 
forderte sie mehr soziale und po~tische 

Rechte rur die Kanaken. 1975 spra<.:h siesi<.:h 
für die Unabhotngigkeit des Landes aus. 1979 
grundete sie zusammen mit anderen Organi· 
satlonen, die für die Unabhängigkeit eintra­
ten, die front der Anhänger der Unabhangig­
keit (FI). Bei den Wahlen zur Territorialver­
sammlung \'on 1979 erreichte diese 34,4% 
der Stimmen. 
Da die sozialistische Regierung eine mög· 
liehe Unabhilllgigkeit bis 1989 hinauszögern 
wollt~. beschlossen vier der fünf Partei~n der 
F1, die für den 18.11.1984 angesetzten \\Iah­
I~n zur Territorialversammlung. die über 
größere Re<.:hte verfügen wllte, zu boykot· 
tieren. Die ue. die Part~i der Kanakischen 
Befreiung (PAU KA), di~ Vereinigte Front 
der Kanaki~chen Befreiung (FULK) und die 
Melanesis.:he Fortschrittliche Union (UPM) 
gri,mdeten am 24.9.1984 die Kanakische und 
Sozialistische Nationale Befreiungsfront 
(FL~KS) und rief~n am 1.12.1984 eine 
"Provisoris<.:he Regierung" aus. Die fü nfte 
Partei, di~ Ka nakiS<.:he Sozialistische Befrei· 
ung (LKS) heteiligte sich an den Wahlen. 
Die FLNKS Iritl für einen .. Kampf außer­
halb de r neokolonialcn Institutionen ein". 
Sie errei<.:hte durch Massenmobiliserungen 

sperren und Belagerungen \"on seiten des 
FLNKS. Pisani versicherte mehrfach den 

Willen der "ariser Regierung. eine "neue 
Ordnung" fUr Neukaledonien zu ermög­
lichen_ 

Zur allgemeinen Verschärfung des Kli­
mas trug auf der anderen Seite - von 
RI'R, UOf und FN hofiert - der Präsi· 
dent der am 18. November 1984 gewähl. 
ten Territorial-Versammlung, Dick 
Ukdwe, bei. Er bezichtigte die Befrei· 

ungsfront des fortgesetzten T errofS. 
Die FLN KS indes versicherte wiederholt 
ihren Willen zur Gewaltlosigkeit, der Oll· 

lerdings nicht mit Nachgiebigkeit ver· 
wechselt werden dürfe: Zu erfolgver-

Neukaledonien-Daten 

lind Straßenblockaden. dJß d~r Unabhängig' 
keit>prozcß ~~chleunigt werden soll, Da di~ 
Kanaken da, ~inzi~ kolonisierte Voll.;, m 
Neukaledonien ~ind. fordert die FL"KS, 
daß sie allein über die Unabhj.ngigkeit des 
künftigen Staates Kanaky ab'ummen ~llen. 
Der FL"KS i~t es allerdings bisher nicht 
gelungen. auch Teile anderer Volksgruppen 
rur die Unabh,wgigkeit zu gewinnen. Die 
wins<.:haftspolitischen Vorstellungen der 
FLNKS sehen vor allem eine Ausweitung des 
Anbaus von NahrungsrniHeln, eine Förde· 
rung ausländischer Investitionen, des Hand· 
werks, der kleinen und mittleren Industrie 
sowie des Tourismus vor. 

EnnordCIU FL~KS·Filh",r IOloi ~h<hor<) 

sprechenden Verhandlungen könne es 

erst kommen, wenn Paris zum einen die 
Souveränität der kanakischen Ureinwoh· 
ncr anerkannt habe und zum anderen die 
provisorische Regierung der Befreiungs· 
front unter Jean.Marie Tjibaou al5 
gleich be rech tigten Gesprächspartner 
akzeptiere. 

Die Außenminister Australiens und I'\eu­
seelands kritisierten unlängst den .. ge­
müt lichen Fahrplan" Frankreichs bei der 
Entkolonisierung Nt;:ukaledonicns. 
Der Glaubwürdigkeit des Pariser Vor­
gehem diente im übrigen sicherlich nicht 
das Angebot von Premier Laurent Fabius 
vom 4.12.1984 an die politische Rechte, 

Die Ureinwohner des Landes. die Kanaken, 
leben heute noch zu 80% in Reservaten, die 
ihnen von de n Europäern in den unfrucht· 
baren Gebieten zu~wiesen wurden. Euro­
päische Pl3ntagenbuitzer verfligen über 2/3 
des bebauten Landes. 
Ge5<.: hi<.:h te: 
1774 Erste europäii<.:he Emdeckung durch 

J amesCook 
1853 Das Land wird framösische Kolonie 
1878 Beginn von Kolonialkriegen, die bis 

1917 mit Unterbrechungen andauern 
1946 Neukaledonien wird zum Oberseeltr­

ritorium 
1952 Die Kanaken erhalten das Wahlrecht 
\984 Ve."bs<.:hiedung eines Autonomieita· 

tutS 



zur Regelung des Neukaledonien-Kon­
niktes einen "politischen Burgfrieden" 
zu schließen. lu oHen sind die Bemrch­
tungen auf seiten der Rechten geäußert 
worden, die Befreiungsbewegung könne 
letztlich obsiegen und damit "Signalwir­
kung" bekommen rur die Frankreich ver­
bleibenden überseeischen Einfluß­
zonen. 3 

Auch der von E. Pisani am 7. Januar d.). 
vorgelegte Plan rur eine Lösungdes Kon­
nikts macht den Rechten weitgehende 
Zugeständnisse. Er sieht rur J uli d .). ein 
Referendum über den künftigen Status 
der Kolonie vor. an dem aUe, die m in­
destens 3 Jahre dort leben, teilnehmen 
sollen. 
Die Wählerkönnen sich mrdas bestehen­
de Statut der inneren Autonomie vom 
6.9.1984 entscheiden oder mrdie Unab­
hängigkeit ab dem 1.1. 1986. Die Kana· 
ken sollen, wenn sich die Mehrheit rur 
die Unabhängigkeit ausspricht, die poli· 
tische Souveränität erhalten. Allerdings 
soll Neukaledonien weiter durch ein 
Assozierungsabkommen an Frankreich 
gebunden bleiben. 
Paris behält die Zuständigkeit fur die in· 
nere und äußere Sicherheit. Oie haupt­
sächlich von Europäern bewohnte 
Hauptstadt Noumea soll ein Sondersta· 
tut erhalten und zum Freihafen aus· 
gebaut werden. 
Dieser Plan trägt zwar der Hauptforde­
rung der FLNKS nach Anerkennung der 
Souveränität der Kanaken Rechnung, 
schränkt sie aber zugunsten der Kolo· 
nialmacht und der weißen Siedler viel· 
fach ein. Dies gilt nicht nur mr Koumea, 
das die Hälfte der Einwohner des Landes 
und den Großteil der Industrie umfaßt. 
Auch im wirtschaftlichen und Sicher­
heitsbereich sind der Selbstbestimmung 
der Kanaken Grenzen gesetzt. 

Die Waffen der Sied ler liegen bereit 

Sowohl bei der FLNKS als auch der 
RI'CR stieß der Plan auf Kritik. 
Die Bdreiungsfront fordert weiterhin. 
daß altein die Kanaken bei einem Refe· 
rendum abstimmungsberechtigt sind. 
Die Rechte lehnt selbst eine formale 
polilische Unabhängigkeit ab. 
Bereits 4 Tage nach Bekanntgabe des 
Pisani·Plans spitzte sich der Konnikt zu. 
Nachdem ein weißer ,"'armer das Feuer 
auf eine Gruppe von Kanaken eröffnet 
hatte, die sich seinem Haus genähert hat· 
ten, wurde sein Sohn von diesen erschos· 
sen. Plündernde Gruppen von weißen 
Siedlern zogen anschließend durch 
Noumea Und zündeten Häuser von An­
hängern der FLi'oiKS an. 
Am folgenden Tag wurde bei einem An· 
griff der Polizei auf ein Haus, in dem sich 
ca. 40 bewaffnete Kanaken verschanzt 
hanen, einer der Führer der FLNKS, 

Elol Machoro (nebst seinem Stellvertre­
ter), durch einen Schuß in den Rücken 
getötet. Pisani verhängte daraufllin den 

Aunallm,nustand und holte weitere 
1.000 Polizisten sowie Fallschirmjäger 
ins Land. 
Die FLNKS lehnte daraufhin jede wei~ 
tere Verhandlung mit Pisani ab und for­
derte "schlicht und einfach die Wieder­
herstellung der Souveränität des Volkes 
der Kanaken über ihr Land". Eine Bei­
legtLng des Konflikts ist somit in weile 
Ferne gerückt und eille Verschärfung 
vorprogrammiert. 
Die Folge könnte eine Teilung des Lan­
des nach irischem oder zypriotischem 
"Modell" sein oder eine einseitige Unab­
hängigkeiuerklärung durch die weißen 
Siedler, wie 1965 in Südrhodesien ge· 
schehen. 

Auf dieses Szenario sind die Siedler 
bestens vorbereitet. Sie verfUgen über 
60.000 Feuerwaffen. ßereitsjetzt bilden 
ehemalige Algeriensiedler und eigens von 
der Nationalen Front entsandte Söldner 
Terrorgruppen aus. Dem haben die 
Kanaken b isher wenig entgegenzusetzen. 

Anmerkungen; 
I) Le Monde. Pari5, 29.1 1.1984 
2) Zit. nach: Neue Zeit, /.Ioskau. NT. !,>Ofl984 
j) Direkter franzö5i ~cher Kolonialeinfluß be· 

lieht zum dnen n<.>eh in den drei Ubersee· 
territorien (TOM) Franzö~isch·Polyne5ien, 
Wallis-et·Futuna und Südliche und Antark· 
tische ~biete. Zum anderen machen fünf 
Übersee-Departcments (DOM) den Rcst 
dc~ franzö,ischen "Empire" aus: Guade· 
loupe, Martinique, Französisch·Guayana. 
Reunion und Saint·Pierre-et·Miquclon. 
Hiervon unherührt bleibt der neokolonia.le 
Einfluß Franreichs vornehmlich auf 
Schwarlafrik.a. 
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Angola 

Augusta Conchiglia 

Alternative zum 
Namibia-"Linkage" 

Am 20. i'\ovembcr 1984 traf sich in der 
Provinz Cunene (Sudangola: d. Red.) , 
einige Kilometer von Ondj iva cnlfcrnt, 
die gemischte angolanisch-südafrikani­
sehe Militärkommission auf höchster 
Ebene. Auf der Tagesordnung stand wie­
der einmal der totale Abzug der sudafri­
kanischen T ruppen aus Angola. d.h. die 
Respektiemng der Abkommen von Lu­
saka vom 16. Februar 1984, die zur 
Gründung dieser Kommission, die ihre 
DurchfUhrung überwachen soll, geführt 
hatten. 
Warum dieses spczidll! Treffen der ge­
mischten Kommission, die doch seit Mo­
naten jeden Tag - erebnislos - zusam· 
mentr ifft. um den Abzug der Soldaten 
Pretorias zu beschleunigen? Dieser soll­
te eigentlich am 3 1. ~liirL 1984 ahgc­
schlossen sein, sein Ende ist aber noch 
immer nicht absehbar. 

Neubelebungder Verhandlungen 

Seit der angolanische Präsident im Okto­
ber 1984 den US-Amerikanern neue 
Vorschläge unterbreitete mit dem Ziel, 
eine Regelung zu finden, um den Frieden 
in der Region wiederherlustellen, um die 
Unabhängigkeit Namibias zu erreichen 
und die Bedingungen des Abzugs der ku­
banischen Truppen aus Angola festzule­
gen, scheinen die Dinge sich etwas zu 
bewegen. Dies trifft zumindest auf die 
hohen Beamten des US-Außenministe­
riums zu. die seit einigen Wochen unauf­
hörlich zwischen Washington, !'retoria 
und Luanda - mit Abstechern nach Sal 
und Lusaka- hin und herpendeln! 
Chester Crocker, US-Staausekretär rur 
afrikanische Angelegenheiten, hat sich 
lange - zweimal innerhalb,·onI4Tagen 
- mit dem südafrikanischen Außenmini­
ster "Pik" Botha unterhalten. Vor ihm 
hatte sich Frank Wisner, Unterstaats­
sekretär desselben Ministeriums inner­
halb einiger Wochen zweimal nach Luan­
da begeben, um von den angoranischen 
Vorschlägen Kenntniszu nehmen. Am 1_ 
November informierte Chester Crocker 
die südafrikanische Delegation - "Pik" 
Botha und Verteidigungsminister ~Iag­
nus MaJan -, die sich zu diesem Zweck 
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auf die kapverdisehe Insel Sal begeben 
hatte. 
Nach dieser Begegnung bezeichnete 
Botha die angolanischen Vorschläge als 
"positiv" und schloß sich damit den US­
Erklärungen an. Er ergänzte, er hoffe 
"daß mit den Angolanern vor dem 15. 
November 1984 eine Vereinbarung ge­
troffen werde"_ [n einigen Tagen, \"er­
sp rach er, würde seine Regierung den 
Amerikanern eine Antwort bezüglich 
dieser Vorschläge geben. ~Iit einiger Ver­
spätung, bezogen auf den ,-on Botha fest­
gelegten Zeit plan, kam Chester Crocker 
am 15_ November 1984 nach Südafrika, 
um persönlich die ,.Reaktion·' Pretorias 
in Empfangzu nehmen. 
Nach zweitägigen Unterredungen mit 
"Pik" Botha deren Inhalt geheim blieb 
- ging Crocker nach Lusaka, wo er Sam 
r\ujoma, den Präsidenten der SWAPO 
(Südwe5tafrikanische Volksorganisa­
tion:d. Red_) traf. 
In der Tat ist jede \'erpnichtung Angolas 
gegenüber Siidafrika und den US-.'\meri­
kanern einen Abzugsplan der kubani­
schen Truppen von ;tnKolanischem Ge­
biet vonulegen - was Washington und 
Pretoria verlangen ~ , nur vorste llbar, 
wie Luanda s tändig wiederholt, wenn zu­
vor ein Abkommen über einen Waffen­
stillstand zwischen Südafrika und der 
SWAPO unteneichnct und die Resolu­
tion NT. 435 des UN-Sicherhei tsrates 
(von 1978: d. Red.) angewandt wurde_ 
"Die Fragen der südafrikanischen Beset­
zung Angolas und der Unabhängigkeit 
i'\amibias'·, erkläne Präsident Dos San­
tos in der Washington 1'0St vom 
14.10. 1984. "müssen gelöst werden, be­
vor der Rückzug der kubanischen Trup­
pen in ,'oller Unabhängigkeit ,'on Kuba 
und Angola beschlossen wird.·' 
Nach Veröffentlichung - anläßlich der 
Feierlichkeiten zum 9_ j;threstag der Un­
abhängigkeit am 11. November des 
Wesentlichen der Vorschläge, die er den 
amerikanisch("11 Vertret('fn unterbreitet 
halle, richtete Präsident Dos San tos l'i­
nen Brief oll den Generalsekn'tar d('r 
UNO, !'erez {h; Cudlar, in dem er im 
Detail die Vorsdlläge, die er den Ameri­
kanern vorgdegt hatte, crläulcrtt: (siehe 
Kasten), 

Insberondere machte er Angaben uber 
den "prinzipiellen Terminplan" rur den 
Abi:ug der kubanischen Truppen. der 
"nach der Aufstellung von UNO-Trup· 
pen in !'\amibi •• und der Verringerung des 
siidafrikaniKhen Kontingents in diesem 
Land auf 1.500 Infanterie-Soldaten" be­
ginnen soll. 
Was die kubanischen Einheiten angeht, 
die zur Verteidigung des Südens des Lan­
des eingesetzt sind - 15.000 Mann - , so 
ist ihr Abzug in einem Zeitraum von 2 
jahren vorgesehen... (Die restlichen 
Truppen, die südlich des 13. Breitengrn­
des stationiert sind - 5.000 Mann -, 
sollen am ",nde des 3_ j ahres abgezogen 
werden, vom Beginn des Abzugs des 
enten Kontingentes an gerechnet: d. 
Red.) 
Indem der Abzug eng mit der Anwen­
dung der Resolution 435 verbunden 
wird, haben dic Angolaner eine .\rt "Ce­
gen-Linkage" entworfen. Wie man weiß, 
verstehen die Amerikaner unter "Un­
bge" ihre Forderung nach Ab.mg der 
kubanischen Truppen vor jeder Rege­
lung in Namibia. Luanda schlägt dagegen 
ein Globalabkommen - "Packagr" 
unter der Schirmherrschaft der UNO 
,·or. das durch die Regierungen von An­
gola, Kuba, Südafrika und die Vertreter 
der SWAPO (die Durchrtihrung dieses 
Abkommens müßte vom Sicherheitsrat 
der \-ereinten Nationen garantien wer· 
den) unteneiehnet werden solL 
In diesem "I'«ckagt·" hangt der Ab­
schnitt, der den Rückzug der kubani· 
St:hen Trupprn betrifft davon ab. ob drei 
Bedingungen erruHt wurden: Voll­
endung des Rückzugs der südafrikanj­
sehen Truppen aus Angola; Einstellung 
jeglicher Unterstützung der ~larionet1en 
der UN ITA (Nationale Union rur die 
Vollständige Unabhängigkeit Angola! 
unter Jonas Savimbi:d. Red_) sowie Oe­
monta",e ihrer Stützpunkte in i'\amibia 
und t\nwendu ng der Resolution 435. 

5adarnkanisch. PalrouiUe ,m .udanlotanischon G .. n"o· 
>,rt 



Der Abzug des ersten kubanischen Kon­
tingents 5.000 Mann vor der tatsäch­
lichen Unabhängigkeit Namibias 1 Stellt, 

wie Präsident Dos Santo! unterstreicht. 
"eine Demon$lration du guten Willens 
unse~rseiu" dar. 
Während der ganun Zeit du Rückzugs 
der kubanischen Truppen vom Suden 
Angolas werden diese: sich im :-.Iorden des 
16. Breitengrades (ca. 160 km von der 
namibischen Grenle) aufhalten, wie es 
schon der !-'an ist seit dem Abkommen 
von Lusaka \"om Februar 1984. Die ver­
bleibenden kuba nischen Einheiten 
(5.000-10.000 Mann; d. Red.) - im ~or­

den, im OSlen und in Cabinda stationiert 
- werden Gegenstand einer bilateralen 
Ubereinkunft zwischen Anlj:ola und 
Kuba sein und die Aufgabe haben, die 
"Verteidigung der territorialen Integri­
tät" gegen cventudle Angriffe aus Zaire 
zu sit;hem. 
Diese Einheiten werden den 13. Breiten· 
grad, d.h. die Linie, die von der Stadt 
Benguda bis zur sambischen Grenze 
fUhrt, nicht nach Süden ubeuchreiten. 
Abguehen \'on dem in jeder llinsicht 
gerechtfertigten i\tißtrauen gegen Süd­
afrika . .Jcder Akt der Aggression dieses 
Landes gegen Angola wird die sofortige 
Annullierung der Vernage zur Folge" 
haben, schreibt übrigens Pr.lsident Dos 
Santos - ist der auf 36 Monate "erteilte 
Rückzug der kubanischen Truppen vor 
allem darauf zunickzuriihren, daß die 
angolanische Armee diese: Zeit benötigt, 
um ihre t:.inheiten daraufvorzubereiten, 
nach und nach die kubanischen Truppen 
zu ersetzen. 
Seit Ende 1982 haben die FAPLA 
(Volksbefreiungsstreit kräfte Angolas; d. 
Red.) bemt'rkenswerte Fortschritte in 
der Reorganis.llion und Verbesserung 
ihrer Angriffskapazitäten gem .. eht. Sie 
haben endgültig die Initiative im Krieg 
gegen die Banden der UNITA übernom­
men. 

Vor allem aber i'lt es ihnengdungen, das 
direkte Kräfteverhältnis mit der süd­
afrikanischen Armee zu verändern. 
Nach der Operation Askari, die die Süd· 
afrikaner Ende 1983 durchfUhrten, muß­
te der Generalstab der Anncc: Pretorias 
zugeben, daß es nunmehr - unabhängig 
von den eingesetzten Mitteln - nicht 
mehr möglich sei, Angola ungestraft an· 
zugreifen. Die südafrikanische Armee: 
war dabei nur auf angolanische Einhei­
ten gestoßen. Die Kubaner wart:n an den 
Kämpfen nicht beteiligt. 

Obwohl die Südafrikanerund die Ameri· 
kaner öffentlich ihre Position ~um 

.,Linkage" nicht geändert haben, könnte 
ein laut Pretoria und Washington unmit· 
te lbar bevorstehendes Dreiertreffen (An. 
golaner, Südafrikaner und Amerikaner) 
lU konkreten Ergebnissen fü.hren. 
Aber dieser Optimismus ist verdächtig. 
Denn, obwohl sie seil mehr als I Monat 
die angolanischen Vorschläge kennen, 
die ein Globalabkommen und die aktive 
Beteiligung der Vert:inten Nationen vor· 
sehen, haben Washington und I'rt:toria in 
ihren Erklärungen nur den Abzug der 
kubanischen Truppen erwähnt angeb­
lich ein "Sieg" der amerikanischen 
Diplomatie. 

Ein ,,2. Nkomati"? 

Die Unehrlichkeit Washingtons geht 
noch weiter, da Chester Crocker, der sei­
ne Afrika·Rundreise nach dem Aufent­
halt in Lusaka fortsetu, äußerte. man sei 
dabei, mit Ango la ein "Nkomati Nr. 2" 
abzuschließen. J edoch im Gegensatz ~u 
dem, was die Südafrikaner in Nkomati 
(Vertrag Sudafrika.r.Io,ambique vom 
März 1984, siehe l\IB 5/ 1984;d. Red.) 
erreichen konnten, ist die Befreiungsbe­
wegung. in diesem Fall die SWAPO, nach 
den angolanischen Vorschlägen Ver· 
tragspartci des Abkommens. 
Es soll unter der Schirmherrschaft der 
UNO. die ja die Institution ist. die die 
Oberhoheit über dM momentan besetzte 
Namibia hat, unterzeichnet werden. 
Außerdem durchkreuzen diese Vorschlä­
ge auch die Pläne der Südafrikaner und 
US-Amerikaner. die kein Geheimnis aus 
ihrer Absicht machten. eine direkte oder 
indirekte Teilnahme der UN ITA an den 
Verhandlungen über eine regionale Rege. 
lung durch~uil-Ctzen. 
Aber die geheimen Pläne Washingtons 
und Pretorias wurden zunächst auf dem 
Gc:lände zum Scheitem gebracht. Seit 
der Offensivc der F APLA im September 
und Oktober 1984 befinden sich die Eli­
tetruppen Savimbis. in Namibia durch 
Südafrikaner auslj:ebildet - insbesondere 
im Stützpunkt Dod City - in Aunösung. 
Es ist daher noch unwahr.lchcinlieher, 
daß Luanda von seiner Ablehnung eines 

Dialogs mit der UNITA abrückt. 
Es gibt auch keine Anzeichen damr,daß 
Südafrika die Absicht hat, die UNITA 
aufzugeben - der Pakt von Nkomati ist 
reich an Lehren in dieser Hinsicht. Die 
Schaffung \'on Stiitzpunkten in Zaire. 
um diejenigen in Namibia zu enetzen, 
zeigt doch wohl, daß die Strategie, die 
"tur Destabilisierung des Regimes in An­
gola fiihren soll, in absehbarer Zeit nicht 
aufgegeben wird. 

Es ist sicher, daß die wachsenden 
Schwierigkeiten der südafrikanischen 
Armee. die Kontrolle über Namibia auf· 
recht zu erhalten und die politische Krise 
in Südafrika, die immer tiefer wird, zu· 
gunsten einer endgiiltigen Lösung der 
Konflikte wirken werden . an denen 
Südafrika außerhalb seiner Grenzen di­
rekt beteiligt ist. 
Vic:l wird in de r Tal von der Haltung 
Washingtons abhängen und von der Be­
deutung, die die USA ihren Interessen im 
ganzen Gebiet des Südlichen Afrikas bei­
messen werden. Eine bedingungslose 
Alliamr. Washingtons mit Pretoria wie in 
der Vergangenheit könnte auf Dauerden 
amerikanischen Interessen schaden. 
Während man in Luanda darauf wartete, 
die südafrikanische "Reaktion" auf die 
angolanischen Vorschläge zu erfahren,2 
stellte der offizielle südafrikanische 
Rundfunk die Zuversicht Pretorias über 
de'n "Schutz" bzw. die Mittäterschaft 
Wuhingtons zur Schau. Nachdem ein· 
mal mehr die "Zufriedenheit der Süd· 
afrikaner (aller?) über den uberwälti· 
genden Sieg Reagans" erklärt wurde, ver· 
sicherte der Kommentator. dies gebe 
Südafrika (noch!) "Zeit zum Atemho­
len". "Es wäre unsinnig, zu vergessen, 
daß während dieser letzten 4 Jahre die 
Reagan-Administration einen Schutz· 
schild gebildet hat, hinter dem Südafrika 
sein eigenes Schicksal bestimmen konn­
te, ohne von äußeren Einmischungen ge­
stört zu werden ... " 
Der Ausgang der Runde, die gegenwärtig 
im Südlichen Afrika gespielt wird, ist 
..... eitgehend bestimmt von der Entwick­
lung an Ort lind Stelle: von der Fortset­
zung so .... ohl des Kampfes gegen die süd­
afrikanische Besatzung in Namibia ab 
auch jenes, der die Vernichtung der 
UNITA in Angola zum Ziel hat. 
(Quelle: Afrique.Asie, Paris, Nr. 
336/3. 12.1984) 

AnmerkulIICn: 
I) In dcn Bcdingungen, die vorher in dcn an­

golaniKh·kubloniKhcn Erklirungen von 
1982 und 1984 fcstgelegt wurden, war im­
plizit enthalten, daß dcr Abzug crst nach­
hcr beginnen würde. 

2) Inzwischen hat "Pik" Botha auf die Vor­
Ichläge Angolas reagiert. Auf einer Presse· 
konfefl:nz am 26.1 1.1984 verurteilte erdic 
Vnöffcntlichung des Fricdensplans durch 
AngoLa und fordcrte cincn Abzug aller ku· 
banischen TruPVCn innerhalb von 12 Wo­
chen nach BcHinn der Anwendung der UN­
RHoLution4-'!l (1978). 
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Brief von Präsident dos Santos 
an UN-Generalsekretär de Cuellar 

an den UN-GcRcr.llsc:krc th 
J avier Pittz dc Cuellar ri chtete , wurden An" 
golu jüngsu: Vorschliige: zur Erringung der 
Unabhängigkeit Namibias und zum Abzug 
der südafrikanischen Truppen aus Angola er· 
läu ten. Wir bringen AU!izüge: . 

Herr Generalsekretär, 
ich habe die Ehre, mich an Ihre EiotZcllcru: zu 
wenden, um Sie über die Schritte zu unter­
richten, die die Regierungder Volksrepublik 
(VR) Angola mit dem wichlig<:n Ziel unter­
nommen hat, um die Unabhängigkeit Nami­
bia, durch mll~ Anwendung der Resolution 
4 3S (1978) des UN·SkhcrhcilSl'"dtcs zu 
siehem, den Rückzug der südafrikanischen 
Truppen aus dem Süden Angolas '!'u vollen­
den, intcm:uiooole Garamien für Angolas 
Sicherheit. Unabhängigkeit und territoriale 
Imegrität zU erlangen sowie zur Errichtung 
eines dauerhaften Friedem im Südlichen 
Afrika beizutragen. ( ... ) 
Im Verlauf unscnr Gespräche mit Vertre· 
tern der USA. die am 6. und 7. September in 
LI.uaka stattfanden. unterbreite ten wir Ih­
nen eine 5 Punkte umfassende Plattform für 
die Verhandlun!!<,n. die der Regierung Süd· 
afrikas '/;ugeleitet werden s.ollte. 
Im folgenden Libermittle ich den vollen Wort· 
laut dieser von der VR Angola vorgelegten 
Plattform: 
J) Abschluß des Ab'/;uges der wdafrikani· 
schen Streitkräfte vom Territorium der VR 
Angola und Kontrolle det Staangrem:en An­
gola' durch die FAPLA (Volk5befreiunv· 
strei tkräfte Angolas ;d. Red.). 
2) Eine offizielle Erklärung der Republik 
SUdafrika (RSA), in der sie lich verpflichtet, 
die UN·Resolution 435 (1978) über die Un­
abhängigkeit Namibias ,/;u re.pektieren und 
:tu ihrer Anwendung beizutragen. 
3) Eine übereinkunft ilber eine Feuerein­
steIlung zwischen der RSA und der SWAPO 
(Südwestafrikanische Volksorganisation; d . 
Red.). 
4) Eine Erklärung der Regierung der VR 
Angola, in der sie, in Ab!itimmung mit der 
Regierung Ku bas, ihren Beschluß bekräftigt. 
den Beginn de~ Rückzuges des kubanischen 
interlUlIionaliuischen Kontingents erit ein­
zuleiten. "enn die Anwendung der Resolu· 
tion 435 (1978) im Gang ill. 
5) Die Unterzcichnung eine, internationa­
len Abkommetli im R~hmen des UN-Sicher· 
heitsrates der VR Angola, der RSA. Kubas 
und einem Vertreter der SWAPO. in dem die 
jewei1i!!<,n Maßn.lhmen zur Erreichung der 
Unabbängigkeit Namibias und die Garantien 
für die Sicherheit und territoriale Imegrit:it 
der VR Angola und für einen dauerbaften 
Frieden im Südwesten Afrikas f.:stS"'legt 
~ind. 

Dies.:s Abkommen soll folgendes umfas!i.:n: 
I) Sobald in Namibia die UN-Truppcn zu· 
sammrn mit d.:n UN·lkbÖrden in dcrdafiir 
vorge$Chenen Zei! sta tioniert waren. würden 
die RSA ihn: Str.:ilkdfte vollständig aus 
Namibia '/;uruckziehen, b.:ginnend mit der 
Luftwaff.: und d.:n Einheiten an der Grenze 
mit Angola. d.:ren Kontrolle sofort an die 
Truppen der Vereinten Nation~n überginge. 
2) Sobald die Luflsm,ilkr'.Ifte Südafrikas 
volluändig vom Territorium Namibias abge-
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zogen und nur noch 1.500 Soldaten der süd· 
afrikanischen Infanterie-Truppen verb lieben 
sind. würden Angola und Kuba den Abzug 
von 5.000 kubaniscben Intemaüonalisten 
"on den im Süden stationierten Truppen als 
Geste de~ guten Willens einleiten. 
3) Di.: kubanischen Truppen würden keiner­
lei Aufstellung von militärischen Einheilen 
oder Manöver südlich dc~ 16. Breiltngrades 
vornehmen. 
4) Der Rest derim SUden stehenden kubani· 
schen Truppen wird in einer Zeilspanne von 
böchstens 3 J ahren nach Kuba zUTÜckgezO' 

"'". 5) FaJls irgwdein AWessionsakt Südafrikas 
gegen Angola erfolgen oder eine unmittel· 
ban: Aggressionsgefahr entstehen s.ollte, 
würde da, gesam te Abkommen ausgesetzt 
oder annulliert. 
6) Die RSA würde sich "on Anfang an 'Zur 
Einstellung jeglicher Art Unterstützung für 
die UNIT A·Banden "«pflichten und die UN­
Behörden müßten den Abbau der UNIT A­
Basen auf namibischem Territorium .'erifi· 
zieren. 
7) Der Rückzug der in der Provinz Cabinda 
und anderen Regionen des Nordens der VR 
Angola stationierten kubanischen T rup pen 
einschließlich der in der Hauptstadt des Lan­
des würde nach einem eigenen, zu diesem 
Zweck zwischen der VR Angola und Kuba 
vereinbarten Zeitplan festgelegt. ( ... ) 

Danach haben wir am \'erlpngenen 9. Okto· 
ber ab Bew~~s der Ernsthaftigkeit, mit der 
Angola die Verhandlungen durchfUhrt, einen 
Ergäm:ungsu:xt zu der Plattform \'orgckgt, 
in dem unsen: genauen Vonchlägo: hinsicht· 
lich des kubanisehcn Militalllersonals klar 
dargelegt sind. 
Der voUstimdigc Text de~ Dokumentes lau· 
tet folgendermaßen ( ... ): 

Erstens: Obcr die Ableilung kubanischer 
Truppen im Süden Angolas (A TS) 
I. Innerhalb von 24 Monaten nach Ankunft 
des UN-Truppenkontingcnts zum Zwecke 
dtr Anwendung der Resolution 435 ( 1978) 
des Sicherheiurates werden die 15.000 
Mann von der gegenwärtigen Linie, die sie im 
Süden Angolas verteidigen - I'amibe -
lubango - Matala - Jamba - Menongue­
in folgender Weise zurückgezogen werden: 
• von der 16. Woche an in einem Zeitraum 
VOll 4 Monaten 5.000 Mann; 
• vom 12. bis zum 16. Monal weitere 5.000 
Mann; 
• "om 20. bis :tum 24. Monat zusatzlich 
5.000 Mann. 
W<i.hrend dic!i.:.r Zeiupanne würden die kuba· 
nischen Truppen zu keinem Mommt den 
16. Breitengrad in 160 km Entfernung von 
der Grem:e zu Namibi" und 1.360 km vom 
Oranje· Fluß. übeT>chreitcll. 
2. Die re~tliehen. aus etw" 5.000 weile ren 
Mann belitehenden .... TS·Truppen. die hinte r 
der erwähnten Linie ~Iationiert sind. würden 
zwist:hen dem 32. und dem 36. Monat abge­
zogen. 
Diese T ruppen würden in diesem 3. J ahr zu 
keinem Zeitpunkt den 13 . Breilengrad in 
mehr als 500 km Entfernung von d.,. Land­
grenze 'Zu Namibia und in 1.700 km Entfer­
nung vom Oranje·Fluß überschreiten. D.h .. 
daß vom 24. Monat an keine TrUI)peneinheit 

der ATS den J 3. Breitengrad überschreiten 
würde. Auf diese Weilie würden in 36 Mona­
tcn ungefJ.hr 20.000 ~1ann der kubanischen 
Truppen aus Angola abgezogen sein. 

Zweitens: Ober den Rcst der kubanilichen 
Tn.tppen in Angola 
I. Der Rest der kubanischen Truppen, die 
mit der Verteidigung des SüdclU des Landes 
nichu zu lun haben und auch in keinerlei 
Beziehung sei es zu Namibia. sei es zu Süd· 
afrika stehen, würden - wie in Punkt 5.7. der 
Plaoform dargeslellt _ nach einem davon 
unabhängi!!<,n Zeitplall abgezogen, den die 
VR Angola und Kuba zu gegebener Zeit ver­
einban:n. 
Diese n:sllichen Truppen werden cbensQ:tu 
keinem Zeitpunkt den 13. Bn:itengTad übe .. 
schreiten. ( ... ) 
4. J)ie VR Angola be~itzt keine organisier· 
len und mit d.:m nötigen kulturellen Niveau 
amgestaneten Ress.ourcen an Menscben, 
noch "erfügbare materielle oder finanzielle 
Mille!. um einen Krieg gegen die Banden der 
UNITA und andere Marioneuen·Organisa· 
tionen '/;u fUhren und gleichzeitig die kuban i­
schen TruppeIl und Waffen an den strJlegi­
schen Punkten im Süden, Zentrum und Nor­
den des l.lnde~zu ersetZen. 
Angola muß vora!lclIl die Bandi!eH bekämp­
fen, die, aus dem Ausland unterstiit:tt, aus· 
gebildet und ausgeriiuet, dem wnd be· 
trächtliche menschliche und wiruchaftliehc 
Vedus!e beigebracht haben und weiter bei· 
bnngen. 
Zugleich wird es. falls bei den gegenwartig<:n 
Verhandlungen eine übereinkunft zus tande 
kommI, in nUr 36 Monalen das Potential an 
~hnnern und Ausrüslungen der kuba nischen 
Truppenverbande im Süden ,/;u ersetzen und 
die Veranlwortung flir die von ihnen gehal· 
tenen Anlagen und Stellungen zu ilbernch­
men baben. 
Aus diesem Grund kann Angola nurnach der 
Durchflihrung dieser Ersetzung und wenn 
der ,,'rieden und die innere Ordnung gc· 
sichert sind, selbst die Aufgaben wahrneh· 
men. die der Rest des kubanisch<'n Milit .... 
pcrsonah zum Schutz der Sicherheit und 
Integrität des Landes erflillt. Dies erfordcT1 
Zei!, beträchtliche Mittel und einc außer­
ordenlliche Anstrengung b~i der Aus\Jildung 
von Fa.chkräft~n und seines techni~,hen Per· 
sonals. ( ... ) 
Es könn~n von Angola Zuge"andni~,e weder 
gefordert noch erwartet werden, die Vef­
hjngnisvoU furscine nJtionale In tegrität und 
die Entwicklung seines politischen und !iO· 
zialtn Proz~s""s wären und bedeuten WÜr­

den. daß di~ Opfer Zehntausender seiner be· 
Stell Söhn~ und Töchter der Vergessenheit 
anheim fallen. ( ... ) 
S<:hlicßlkh möl·btt i<:h Ihnen, lIerrGcncra!­
sekn:tär, mitteikn, daß Angola die!'<: Ver­
handlungen in engeT Koordin~tion mit K\Lb~ 

flihrtc und liber de.sen volle Unl\:r.;tüt7.ung 
wrfugt. Zugleich wurde die Führung der 
SWAPO liber die Entwicklullg der V~rh:",d­
lungo:Ilunterrkhtet. I ... ) 

Jo~ Eduardo dus Sant"" 
Pr'Jsident der Volksrepublik Angola 

(QueUe: Angola In formation Bulletin. t...",. 
don, Nr. 97/26.11. 1984) 



Europäische Gemeinschaft 

Pierre Cla, 

Zweischnei ges Loma 111 
Am 1. Män. cl.]. wird das dritte Lome­
Abkommen in Kraft treten. Es wurde am 
8. Dezember 1984 in der Hauptstadt 
Togos unterzeichnet, nachdem die 64 
Länder Afrikas, der Karibik und des 
Pazifik (AKI') und die Länder der Euro­
päischen Gemeinschaft (EG) nach mona­
teangen Diskussionen in den letzten 
Novemberwochen 1984 zu einer Eini­
gung gelangt waren (zu den Hintergrün­
den der Lome-Abkommen siehe; AlB 
7-8/1979. S. 67ff.; d. Red.). 
Interessanterweise ist der entscheidende 
Punkt, nämlich die Höhe der durch die­
ses Abkommen vorgesehenen Finanzie­
rung. nicht Gegenstand einer direkten 
Verhandlung. Die Logik der Lome­
Abkommen schließt eine Verhandlung 
auf dieser Ebene aus, da es die Länder 
der EG sind, die sich im Rahmen der 
Aktivitäten des Europä ischen Entwick­
lungsfonds (FED) und der Europäischen 
Investitionsbank (BEI) verpflichten. ei­
nen gewissen Teil der EG·Finanzierung 
ftir die finanzielle Realisierung des Ab­
kommens bereitzustellen. 

Gekürzte EG-Hilfe 

Alles in allem werden 7,4 Mrd ECU! von 
der EG ftir das Lome-Abkommen aufge­
wendet; die Forderung der AKP-Länder 
lag bei 8,3 i\lrd ECU. 
Man wird sich daran erinnern, daß das 
zweite Lome-Abkommen bei seiner Un­
ter.leiehnung im Oktober 1979 finan­
zielle Verpflichtungen bis zu 4,5 Mrd 
ECU vorsah. Aktualisierte man diese 
Summe entsprechend der weltweiten In­
flationsrate, der Bevölkerungszuwachs­
rate, des Hinzukommens neuer Staaten, 
ganz zu schweigen von den zunehmen­
den wirtschaftlichen Schwierigkciten 
(DUrre, Verftinffachung der Schulden ... ), 
erschiene die Forderung der AKP-Län­
der gering. 
Die EG-Kommission hatte im übrigen 
den Finanzbedarf auf etwa 8,5 Mrd ECU 
geSchätzt. Aber der EG-Ministerrat, in 
dem dic 10 Mitgliedsstaaten vertreten 
sind, war von cincr wcsentlich niedrige­
ren Summc ausgegangcn: 7 Mrd ECU 
plus [. [, Mrd ECU Darkhen der BE[. 
Die schließliche Festlcgung auf 7.4 Mrd 
ECU ist demnach ein Kornprorniß, der 
eher den europäischen Staaten zugute 
kommt, vor allem, wenn man bedenkt, 

daß während der Hauptlaufzeit des Ab­
kommens, die bis zum Februar 1990 
dauert, zwei zusätzliche Länderden EG­
Haushalt mitfinanzieren werden (Spa­
nien und Portugal). 
Man muß sich außerdem die Funktions­
weise der Lome-Abkommen vergegen­
wärtigen, um den genauen Wert solcher 
finanzietter Verpflichtungen einschätzen 
zu können. Die vorgesehenen Summen 
stellen keine automatische und globale 
Hilfe von seiten der EG dar. 
Auf Lome [] bezogen. hatten von den 
gesamten Verpflichtungen (5,3 Mrd 
ECU einschließlich der Darlehen der 
BE I) 56% der Mittel den Status von Sub­
ventionen, während der andert' Teil in 
Form von Darlehen gegeben wurde oder 
in Regulierungs-Systeme wie Stabex 
oder Sysmin eingebunden war. 2 

Griines Licht fUrs Privatkapital 

Zwischen den urspriinglich eingegan­
genen Verpflichtungen und dem Tempo 
der realen Umsetzung des Abkommens 
besteht folglich eine große Diskrepanz 
zuungunsten der AKP-Länder: 
Ende 1983 waren von einer Finanzaus­
stattu ng von 5,2 Mrd ECU ganze 2,68 
Mrd ECU eingesetzt worden, d.h. nur die 
Hä[fte der Gesamtsumme, während 
Lomc 11 am I. Män 1980 in Kraft trat. 
Man wird diese Situation in Bezug zum 
Bankrot t des Garantiesyslems rur Ag"rar­
einnahmen - Stabex - sei zen, das 
1980-81 nur 50% des Bedarfs der AKP-

Länder abdeckte. 
Wegen der Verfahrensweise bei der Mit­
tel vergabe gab es sehr starke Gegensätze 
zwischen den EG-Ländern und den AKP­
Ländern. Sie wiesen daraufhin, daß "der 
Dialog über die Programmierung" der 
Projekte der EG (d.h. über die Entwiek­
lungsprogramme der AKP-Länder; d. 
Red.) zu große Möglichkeiten der Ein· 
mischung in ihre nationale Politik eröff­
nen würde. Formal haben sieh die AKP­
Länder durchgesetz t. 
In seinem Inhalt erscheint Lome 111 in 
erster Linie als eine Korrektur von Lome 
11. Dabei wären z.B. die Verbesserungen 
in der Kalkulation von Stabex sowie er­
weiterte Interventionsmöglichkeiten 
von Sysmin zu nennen. Das Schwerge­
wicht liegt vor allem auf der Sicherstel· 
lung von Nahrungsmitteln, und zwar 
durch Dringlichkeitsverfahren, gekop­
pelt mit der Ausrichtung der Agrarpoli­
tik auf Selbstversorgung. 
Die in den letzten Jahren in einigen 
Ländern propagierten Nahrungsmittel­
strategien wird man auch auf andere aus­
dehnen können. Im Fischereibereich er­
öffnet Lomc [11 den EG-Fangflotten 
einen Zugang zu den Fangwnen der 
AKP-Länder. Dies geschieht gegen eine 
Bezahlung, die die Entwick[ungder loka­
len Fangflonen fördern soll. 
Die Zukunft wird zeigen, ob dieses 
System eine ausgewogene Entwicklung 
der Nutzung ihrer Fischfangreserven ge­
währleistet. 
Die im Laufe von Lome [I initiierten 

In die EG uponitne, Roh .... 1 a~. Tans.ania 
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Indllstrieprojekte haben nicht die er­
hofften Resultate gebracht. 
Ohne daß das neue Abkommen einen 
expliziten Hinweis darau f enthält, haben 
das Europäische Parlament und die 
Kommission ihre Bemühungen auf die 
Nahrungsmittel- und Agrarfragen kon­
zentriert, um sich der Industriefragen zu 
entledigen. die immer mehr dem Privat­
sektor überlassen werden. 
In einem Bericht von 1983 äußerte das 
Europäische Parlament den Wunsch, 
"daß in Zukunft privates Kapita l stärker 
zur Finanzierung von Entwicklungs­
projekten herangezogen würde, und daß 
die Gemeinschaft und die Mitgliedsstaa­
ten entsprtthende Anreize schaffen; im 
besonderen soll das neue Abkommen 
Möglichkeiten zur Förderung und 
Garantierung privater Investitionen in 
den AKP-Ländern vorsehen".J Lome 111 
hat ein solches Garantiesystem nicht vor· 
gesehen, aber es ist viel davon die Rede, 
einen gemeinsamen Versicherungsfonds 
zur Garantierung der Privatinvestitionen 
zu schaffen. 

Es ist überraschend, daß zu einer gemein­
samen staatlichen Organisation von EG­
und AK I'-Ländern ein dritter Partner 
hinzukommt, der keiner politischen 
Kontrolle unterliegt. Auf dieser Ebene 
liegt ein Risiko, das es erforderlich 
macht, die überschwengliche positive 
Einschätzung des Lome-Abkommensals 
Modell rur die Nord-Süd-Kooperation 
sehr differenzier t zu beurteilen. In der 
Vergangenheit haben multilaterale Ab­
kommen, die den Privatinteressen einen 
zu großen Raum gaben, noch nie die 
Resultate gehabt. die der Entwicklung 
besonders förderlich waren. 4 

Aber nach dem Auslaufen der zwei Ab­
kommen haben sich die Berurchtungen 
hinsichtlich der Lome-Abkommen ge­
wandelt: Es ist nicht so sehr das stärkere 
Abhängigkeitsverhähnis der AKP-Staa­
ten gegenüber der EG, das beunruhigend 
ist, sondern die Unwirksamkeit und Un­
zulänglich keit der 11 ilfe. 
Auf handelspolitischer Ebene geht der 
Austausch zwischen den beiden Regio­
nen zuriick: 1975 machte der Anteil der 
AK I'-Länder an den Importen der EG 7% 
aus, 1982 waren es nur noch 5 ,5%. 
Im gleichen Zeitraum sind die Exporte 
der EG in die AKP-Länder von 6,9 auf 
6.4% gefallen. Die europäischen Investi­
tionen im Bergbau Afrikas sind zugun· 
sten anderer Regionen der Welt ständig 
zurückgegangen. Der Anteil derafrikani· 
sehen Industrie am Weltindustriepoten. 
tjal bleibt sehr geri ng: 0,72% 1960,1, 1% 
1982. 

Insgesamt schlägt die Weltwirtschafts­
krise (die die - mehrheitlich afrikani­
schen - AKP-Länder noch härter trifft) 
auf die Lome-Abkommen durch. Sie 
haben es nicht vermocht, die Auswirkun­
gen der Krise auf die Wirtschaftsbezie· 
hungen zwischen der EG und den AKI'­
Ländern entscheidend zu mildem. 
Alle Dokumente zur Vorbereitung von 
Lome 111 aus europäischen Kreisen :tei· 
gen, daß, wenn die handelspolitische An­
näherung auf Kosten der öffentlichen 
Hilfe gefördert werden soll. nicht die 
jeweiligen Märkte der beiden Zonen ge­
meint sind, sondern die Drittmärkte. 
Dies wird dadurch belegt, daß die Pro­
dukte der AKP-Länder zu 99.5% wll­
freien Zugang zum europäischen Markt 
haben, Lorne III aber immer noch keine 

A,Cp· The 64 counlrces JOllled to Ihe 
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Liberalisierung ftir die 51] 0 vorsieht. die 
Beschränkungen unterliegen. 
Dabei stellen diese einen bedeutenden 
Wert bei den Exporten der AKP·Länder 
dar. haben jedoch .,den Nachteil", direkt 
mit der AgrarpOlitik der Gemeinschaft 
zu kollidieren. 
Lome III stellt also lediglich eine ein­
fache finan zielle Hilfe ftir die Entwick­
lungsprojekte dar und besiegelt gleich­
sam das wirtschaftliche Desinteresse der 
europäischen Staaten an der Region 
südlich der Sahara. 

Vertrag zwischen Ungle ichen 

Dieses mangelnde wirtschaftliche Enga. 
gement kann die politische Bedeutung 
des Abkommens freilich nkht schmä­
lern. Es sind gerade die ärmsten und den 
Witterungsschwankungen am stärksten 
ausgese tzten Länder, die ftir politischen 
Druck am empfanglichsten sind. 
Für die anderen hängt alles von der Aus­
richtung ihrer nationalen Polit ik ab. Der 
erwartete Schrill von Angola und 
Mot,;ambi(jue zu Lome 11 1 muß in diesem 
Zusammenhang gesehen werden. Die 
Präambel des Abkommens spricht vom 
Geist der Gleichheit zwischen den Mit­
gliedern. Und das llinzukommcn dieser 
neuen Staaten könnte dieser Formulie­
rung tal5achlich einen realen Inhalt ge­
ben, "die sich im Laufe der Jahre zu der 
Ein5tclIung gewandelt hat, daß das domi­
nierende Mitglied alles daran setzt, aus 
dem anderen einen ohnmächtigen Part­
ner zu machen". 5 

Die Zweischneidigkeit der Lome­
Abkommen ist im übrigen niemals be­
stritten worden. da die wirtschaftlichen 
und politischl'n Beziehungen stark mit­
einander vernochten sind. Lorne I1 [ wird 
diC'se Tendenz verstärken, da ein beson­
derer Hinweis auf die Respektierung dcr 
Menschenrechte und der Grundrechte 
vorgesl'hen ist. Bei den Entwicklungs­
ziden wird die i\knschenwürdc hervor­
gehoben wlTden, wobei die Apdnheid 
eine Verletzung derselben darstellt. l\'ie­
mand erwartet, daß die l:.G rur ihre Be­
zichungen mit Südafrika daraus Konse­
quenzCllzicht. 
(Quelle: Afrique-Asie. Paris. Nr. 
337/17 . 12.1984, S. 87-88) 

Anmerkungen: 
L) L ECU-2,24 DM (seitdem 18.5.1983) 
2) Srab"" ist ein Umer!ilützung.~ystem rur 

Exporteinnahmen aus Agrarprodukien. 
Sy.min ein Korrek tunystem rur die Pro­
duktion der erzexportierenden I...änder. 

3) Bericht "on Ulrich Irmer. EuropäischeS 
ParIameIlI, L 983 

4) Siehe z.B. den Fall des Industry Coope",· 
Ij~e Programme bei d<:r FAO. Vgl. SUsall 
GeOTlI'" I..es Sirarcges de la faim. Paris 1981 

5) ErkläruclII "on M. Cavaleva vord.,r ber.aten­
den Versammlung EG·AKP. Bcrli'l (West) 
1983 



Volodia Teitelboim 

Pablo Neruda -
Schöpfer des chilenischen Geistes 

Von bleibender Aussagektaft Pablo Ncrudas (1904-13), des berühmtesten Dichten Chiles. zeugt 
zur J ahrcliwcndc 1984/8:' K ine AJllcgcnwirtiglu:it in de r hiesigen Kulturnene: An der Kölncr 
Oper lief di., vOn J .P. Ostendorf in,unitrtr Oper , ,Mur;"',"" an, wol)ci Ncrudas Schau~pid " Glanz 
und Tod des Joaquin Mur;cllI" ab Vorlage diente. Nuudasübcrragcndc. W"rk, sein VcrscpGS "Ocr 
gros., Gesang" (ent\,.,rörrentlicht 1950 und VOr einigen Jahren verlont vOn M.l'hcodoraki.$, M. 
Farantouri), der Grundstein der zeitgenössischen Litera tur Latcinamcrikas, erschien in derSamm· 
Jung Luc hterhand. Da mit sind cntm:oh alle bedeutenden GedichtzykJ"n des chilenischen P~tcn . 

darunl o:T Au fenthalt auf Erden und Licbc.~dichtc . in deutscher SpriIChc zuglinglich ;cbenso seine 
gdäufigst<:n Essays in "Du g<:mord<:t<: Albatr{)S" und ...,in<: höchst <:mpf<:hknsw<:rten Memoiren 
,J eh bc:k<"nne. ich habe gdebt ", In bundesdeulSchcn Kinos ist der~cit ferne r dnc Ve rfilmung der 
le-lzten 5 Lcbensjahn: Pablo Nerudas zu !lChen: Antonio Skarmetas Entlingsfilm "Mit brennender 
Ungc:duld", in dem sich di<: intimt Baic:hung dn Die ht<:n zum ehikni!Che:n Volk in Kintr 
. ·r<:unruehaft z um Bridtrigc:r Mario verkörpert. 
Pablo Neruda. Sohn tines Lokomotivflihrers, der in Südchilc (Temuco) auf ... 'U ch~ und inSantiago. 
stud ier te. ~<"rö ff<:ntlichte sdn <:nkS Buch 1923. N<:bcn seinerTätigkdt ah Konsul bzw, Bot.Khaftcr 
u.a. in Burma. ~ylon . Arg .. ntinkn, Spanien, M<:"iko und Fn.nkreieh macht<: er ~or alkm ~'o n sich 
redc:n mit .... inc:m Engag .. ment im spauisc:he:n Bürgc:rkrieg (1936-39), mit seiner Wahl zum kommu­
n istisch<:n S<:nator in Chile- (1945). zum Präsidc:nt .. n dc:s chiknisehcn SchriflSldkn'erbandes 
( 1957) u"d mit seinu Un tt rs tütz ung d<:r Prä.idtntsc:haflswahlkäm"f<: Sak~dor AlkndCl (1964 und 
1969). Sein Bc:gribnu knapp 14 T. nach dtm Stu ... ~ AUendt' wies ihn als Symbol auc h dc:. 
ant if;ueh istiJChc:n Wid<:ntand. g.-g<:n die: Pinochc-t.Diktatu r luS. 
Hö hepunkte von Nerudu sc:h rifmtJkrischem Schaffen warc:n di<: Verleihung des Ly rikprdsc. d .. r 
Stadt Sanliago 1944, du Lcnin-hicd~nsp""i5"5 1950 und deo Nobdprciscs fü r Literatur im Jahr 
1971. Ncrudu Poesie und Prosa '·ent .. ht sich z uallerers t Ils plrkii ilCh zugun.tcn der Bui tzlol-t: n. 
d .. , Arbeiter, als verqu ickt mit ihren, Kampf. Er verknüpft di<: Wiede rbele bung d .. s lat<: inamerikani_ 
sehen Kultu re rbes. der Träume und dc:s Prolcstes, mit eine r leidenschaftlichen Zundgunlpu se inem 
Vaterland Chil", d,h. mit der En~hJoSlenheit "au füb"rkgl<: Art nationalKzu scin. Seine auffäUigc 
Heimat· und Natun'erbund<:n heit I\"' he n d nhe:r mit eillem starke n Engagement fürd<:n Wdtfricden 
und für den rcvolutionärcn P rO"~.<:8 Lal<:inameriku - <:in Sdbst\"entändnis. da~ er in sein~ r 

Nobclprciued<: dc:s Jahr.,. 1971 mit an, d"ullieh~tcn xu Papie r b l"llchlt (I;"he: Kasten . 'pflichten des 
Dichlrrs"). 
Sein ehiknisehcr MiUUdter, der im Exil kbcnd.c Schrift.ileUer Volodia Teitdboim. hidt binlic h 
Riick$Chau ;o.uf N .. ruda. Wir bringen Ausschnitt<:. 

Der chilenische Dichter J'ablo Neruda 
nannte sei ne Erinnerungen "Ich beken­
ne, ich habe gelebt". Und das hat er 
getan, intensiv. 
Was aber hieß rur Neruda leben? Eswar 
rur ihn alles, was das Dasein einschließt, 
vor allem aber drei Dringe: Dichtersein, 
rur eine gerechte und menschliche Ge­
sellschaft kämpfen und lieben. 
Innerhalb solchen Entwurfs vom Sein 
machte er aus dem Leben eine Kunst. Sie 
war rur ihn nicht der einsame Turm, sie 
bedeutete rur ihn. sich ganz und gar sei· 
nem Land und der Weh:w verbünden. 
Seines reichen Registers wegen ist I'ablo 
Neruda auch ein universeller Dichter. 
Nur so ist zu erklären, daß er ein Mann 
rur die vier J ahreszeiten und rLir alle Meri· 
diane ist. 
Für Neruda ist der Dichter weder der 
Fürst der Wolken noch ein auf die Erde 
Verbannter, w ie der Albatros Baude­
laires, der auf ihr wegen seiner riesigen 
Flügel nicht laufen kann. 
Umgekehrt . Nerudas Aufenthaltsort ist 
die Erde. Seine Wohnstatt ist der 
r.Iensch. Und seine Geschichte: ist die 
Ge:schichte, wie sich de:r Mensch gerade 
auf dem Erdball zum Menschen macht. 
Ein Ereignis, ein Datum steht am Beginn 
seines Lebenszy klus: die russische Revo­
lution (siegreich im Oktober 1917; d, 
Red.). Dieses Ereignis hört nicht auf, 
sein Gehen zu lenken, seine raumumgrei­
fenden Schritte, seine Dichtung ; eine 
Dichtung, "die sieh nicht in einem Zirn· 
mer zu friedengibt " und die sich nicht 
zum Himmelsgewölbe aufmach!, son­
dern hin zum Leben in der Gesellschaft. 
Neruda ist ein Lehrer des Volkes. Er 
trägt dazu bei, daß es sich scine:r eigenen 
Bedeu tung bewußt wird. Er ist deshalb 
auch ein Schöpfer des chilenischen Gei­
stes_ Neruda hat nicht nur die Li teratur 
erneuert und nicht nur die Sprache be­
reichert. Er gab seinem Volk den Vor­
schlag rur ein besseres Land wieder, ei­
nen Entwurf. in den Wurzeln dieses Vol­
kes geboren, ein Konzept, welches die 
besten WeTte festhält, die den Chilenen 
"igen sind. 
Natürlich ruhrte ihn dieses sein Unter­
fangen nicht auf die Plattheiten eines 
lIurrapatriotismus_ Er gab dem kollekti­
ven Bewußtsein, dem kollektiven Stolz 
eine moralische Dimcnsion. jene der 
Identifizierung Chiles mit dcn festen 
Fundamenten der Menschlichkeit. Der 
Horizont des Dichters end"t nicht am 
Andengcbirge und nicht im ozeanischen 
Süden. 
Dic Hei mat, von dcr Neruda träumte, 
ideal ru r einc neue Welt alkr Völker zu 
verwcnden . diese Heimat ist langge­
streckt und schmal, mit WUI"l.eln einer 
armen vorspanischcn Zivilisation, die in 
Chile karge Spuren hinterließ. 
Eine Heimat, die Ncruda größer machte 
als sie is t, weil er sie in seiner Dichtung 



ausdehnte und vertiefte. In diesem Land 

gab es unbekannte Strecken, bis Neruda 

kam, sie zu erforschen. Erentdeckteden 
Chilenen ihre bis dahin noch verschlos­

senen, unveröffentlichten, unerschaf· 

fenen Seiten. Und trug auf solche Weise 
dazu bei, sich ihres Wesens. des Ur­

sprungs ihres Seins, ihrer tiefsten Dinge 
bewußter zu werden. 

Sein poetisches Forschen fUhrte dahin, 
das chilenische Volk neu zu entdecken, 

neu zu sehen. Er brachte ihm - ein 

Schöpfer und Inspirator - die neue Vi­
sion von der Gesellschaft, des Landes, 

der Kultur nahe. Das heißt, er beIrat die 

Herzkammern Chiles. Und fUhrte es ihm 

vor Augen, brennend, nackt. 
Vor das beschattete Gesichtsfeld der ein­

fachen und geschlagenen chilenischen 

Menschen, umgeben vom ~Ieer, breitete 

er den Schnee der Kordilleren aus, das 

duftende Holz der Araucania, den Hun­

ger, den Tod und den Wert des Lebens. 

Er zeichnete sein Volk nicht nur auf 

neue Weise, in sriner fruchtbaren und in 

seiner unfrochtbaren Geographie. 

Sein unzerstörbares menschliches Sein 

ist heute \·om Faschismus verwundet. 

Neruda war eines der ersten herausragen­

den Opfer. Ein gewisses symbolisches 

Pathos griechischer Tragödie liegt in 
seinem Tod. 

Neruda und Allende habcn ihrcn Gegen­

part in Pinochet. Es gibt nichts Gegen-

Oll ,rOh Freulle 

Das Dunkel, d.u kh dur.:;h ronchte, gehört 
mir nicht mehran. 

Ich be5itzede. Maste. dauerhafte Freude, 
das Erbe der Wälder. den Wind derWese 
und unter dem irdischen Licht einen entschlossenen Tag. 

Ich schreibe nicht, damit T1~U~ Bucher mich 
gdllngeTih lhen, 

nicht fur,·cnessene KunJtjtinger der Lilie, 
sondern rur setllichte ErdeTIbewohner, die Wa'$Cr 
und ~toTid '·ernnsen, Elemente derun,,·andelbaren 

Ordnung, 
Schulen, Brot uTid Wdn, Werkxeuge und Gitllrren. 

Ich schreibe furdas Volk., auch "enn es mll >e;T1en 
ländlichen Ausen meine Dichtung noch nicht lesen kann. 
Der Au~enblick wird kommen. m dem eine Zeile,die luft. 
,'OTl mciTiem Leben erregt, dringen wird an $Cin Ohr, 
und daTiTI wird der LmdmaTin die Augen "ufheben, 
wird, Steine brechcnd,der lkrgmann Eicheln, 
der La5tenrrägerdie Stirn sich wischeTI, 
der Fischer schößer den Glanz ~rblicken 
eine< Fi.ch., derzuckeTid ihm die ljände ~ernngt. 
sauber um] !Tisch gewaschen, nach Seife duftend, 
wird der Mechaniker meine Gedichte zu erforschen lTachten, 
und sie ~ielleicht werden sageTI: "Er ware,n Kamerad.·' 

Das genügt, das i,t die Krone,die ich erstrebe. 

Ich möchte, daß beim Ausgang von Fabriken und Gruben 
meine Dichmng der Erde verh6ftet !!Ci, 
der Luft. dem Sieg des mißhandelten Menschen. 
Ich möchte,einJiiTlslmg fande in der Harte, 
die ich ersch3ffen mit ßiegsamkeit uTid Metallen, 
wie eineTi Schrein sie öfrnend. von Anseslcht zu Angesicht 

das LebeTI, 
und die Seele ,·enenkcnd, möge er an Lichthöen rühren. 
die meine FrÖhlichkeit schufen aur stiirrn,s.:hem G,pfel. 
(Au", "Der Große Ge_ang", Kapitel XV) 

3. 

Die Pflichten d .. Dlcht.r. 

Was insbesondere uns, die Schriftsteller des weiten amerik3ni9chen Raums, bttrirft, so ergeht aTi 
uns unablässig der Ruf, diesen riesigen Raum mit Wtsen aus Fleisch und Blut anzum]]en. Wirsind 
uns unSerer Pflicht als Bevölktrer btwußt uoo w.ihrtnd uns gltichztitig die Pflicht zu einer 
biüschen Ve~tändiguTig iTi einer unbewohnten, gleichwohl ~on Unsertchtigkeit, Strafe und 
SchmtneTi erfilllten Welt al'l we$CTltlich eneheint, fühleTi ",ir uns auch gehalteTI, die alten Traume 
wiederaufzunehmen, die in deTi Steinstatuen schlummern, in dtn alten, ze",törten Monumenten, 
in dem weiten Schweigen planetarischer Pampao;, dichttr Urwälder uTid dOTinergleich singeTidtr 
Flüsse. Wi r müsscn die Gtbittt eint< ,tummen KOTitiTienu mit Worten anfullen ... 
Da ich diesc Pflichten des Dichters _ in dtr Wahrheit oder im Irrtum - bis "ur ihre letzten 
KonsequtlU.en ausdthntt, beschloß ich, daß me;T1e lIaltuTig vor der Gescl1schaft und ~or dem 
Leben iTi aller Bescheidenheit auch parteiisch sein sollte. Ich beschloß es angesichts glorreicher 
FthlschläSe, einsamer Siege, täuscheTIder NiedtrlageTl. Als einer. der auf dit Buhne der Kämpfe 
Amerikas gestellt ist, begriff ich, daß meine Aufgabe als Men.lch keine andere w8r, als mich der 
weitgespannten Kraft des organisierten Volkes am:u9chließen, mich mit Blut und Seele, Leiden· 
schaft und Hoffnung anzuschließen, wtil nur aus ditsem angeschwollenen Sturzbach die m. die 
SchrihstelleruOO für die Völker notwendigen Vtriinderungen hervorgeheu könneTI ... 
UnscTe Leitsttrne ,iTld der Kampf und die HoffTiung. Aber es gibt keinen Kampf und keine 
Hoffnung in der Einsamkeit. In jedem Menschen fließtn längst ~trgangene Epochen, Triightit, 
Irrtümer, Ltidensehaften, die drängendtn Probleme unserer Zl"it, die SchTidligkeil der Geschi~hte 
zusammeTl ... 
Ich habe den schwierigen Weg der mit anderen gemeinsam getragenen Verantwortung gewählt, 
und anstalt die Anbetung des Individiums als Sonne und Mitttlpunkt des Systems zu erneuern, 
habe ich es vorgtzogen, mich in aller Bescheidenhtit iTi den DiensttiTies beachtlicheTi Heeres zu 
stellen, das sich streckenweise irren kaTlTl, das jtdoch unermüdlich gehl und jedtll Tag vorrückt 
und den anachronistischen Starrköpren ebenso die Stirn bietet wit den überheblichen UTigedul­
digen. Denn ich glaubt, daß meine I'flicht als Dichter mir nicht nur Briiderlichkeit mit der Ro>e 
und dtr Symmetrie, mit der vtrherrlichlen Liebe und deruntndlichen Wthmut auferlegt, sondern 
auch mit den sprödtn mtnschlichtn Aufgabtn. die ich in mtine Poesie aursenommcn habe. 
(Rtdt Pablo Ncrudas anläßlieh der Verleihung des Literatur-Nobelpreists 1971) 

sätzlicheres zu Nerudas Entwurf von 

Chile al~ das faschistische Unterfangen 

der Zerstörong. Mit unsäglicher Gewalt 

soll das gefrln:htete Gespenst des wirk­

Iichcn Chile ausgetrieben werden. 

Aber der faschistische Putsch taucht ei­

nen Hintergrund in grelles Licht, den der 

Dichter in seinem Werk als das obskure 

Antichile denunzierte. Ein Antichile, 

welches dem Land in dtr Stunde t iefer 

Krise und Gefahr an die Kehle springt, 

um die Vorherrschaft des dumpfen Pri­

vilegs zu sichern. 

Nerud3 und I'inochet - die Antipoden. 

Neruda benutzte sein einflußreiches 
Werk, um einem zivilisierten, verjiingten 

und zugleich kultivierten Chile Gestalt 

zu geben uTid es zu popularisieren; einem 
Land, das ideologisch durch das Erbe 

aller fortschrittlichen Strömungen der 
Verg-,lIIgenheit bereichert ist, das un­

widerruflich offen ist rur die Orientie­

rung des Sozialismus, offen für die Ge­
stalten der neuen Wclt. die sich in so 

vielen Räumen des 20. J ahrhunderts zei­

gen. 
In sein{'r Dichtung - und vergessen wir 

seille gehaltvolle Prosa nicht - Cnt­

wickelte er ein Bild, das bis heute le­

bendig ist und von d~·n bestl;n Chilenen 

wie eine kostbare, unauslöschliche' 

Fackel in der Nacht des T errors mitge­

führt wird. 

Das Gefecht zwischen beiden Konzepten 

eines Chile gcstaltet sich als schwieriger 
Kampf. Jede Alternative der Befreiung 

wird die Idec Nerudas von einem sitt­

lichen, wahrhaft menschlichen Chile auf­

nehmen, die kein bloßes Zuriick sein 

wird. Denn niemals kehrt man zu dem 

zurück, was war. In ihrer Kraft wird ein 

neues Potential w irken, das ganz selbst­
verständlich über das Literarische oder 

die historische Tradition hinausgeht. 

Aber Neruda wird jeden Streit mit sei­

nem inspirierenden Atem beleben, mit 

seinem verschwenderischen Repertoirt, 

das die positiven und revolutionären 

Werte unterstreicht. In diesem Sinn 
schreibt Neruda dnen Epilog rur jene 

Epoche. die zwölf Tage vor ihm starb 

(gemeint ist der Putsch gegen dit Regie· 
rung Allcnde vom 11.9.1973;d. Red.), 

und er schreibt glekhzeitig ein Prälu­

dium für das Chile, das nach dem Fa· 

schismus kommen wird. Dieses Vorwort 

wird das Volk vervollständigen. 

Bei allem, was er geschrieben. gesagt und 
getan hat, wird es für niemanden leicht 

sein, ihn zu verf;ilsehen, zu entfUhrcn, 

ihrn seine wirkliche Identität zu rauben. 

Und außerdem hält sein Werk seine Art 

autobiographischen Rekord, 

Seine Dichtung ist kein schönes oder Iie­

gengclassenes Spidzcug. Auch kein Fos· 

si!. Sie gibt Rechenschaft über das großc 

Abenteuer. Sie ist mit historischem Sinn 

befrachtet, nicht nach der Art eines Mu­

seums, sondern mit dem Erstaunen, den 
Faszinationrn des Daseins, mit der Ge­

nealogie seiner Gertihle. mit dcr Flug­
bahn seiner Ideen, dem Entdecken des 

Unbekalll\t\'n, seinen ungestümen l.ie­
ben und seiner sehr bestimmten Verach­

tung g<'gellüber dem Mißbrauch des J\·lcn· 
ScJll'lI. 

Man muß nicht umständlith forsthen, 

um dem revolutionären Denken des 
Dichters. seiner sozialen Unruhe zu be­

gegm'n. Wedcr Oe·tai! noch Zurall krnn-



uichncn sie, ,"idmehr seine Haltung; als 
das Bewußtsein der :-':otwendigkeit, ein 

immer waches Bewußuein. dem jeder 

unnütze Ästhetizismus ebenso fremd ist 

wie jeder banale Soziologismus. 

Der Dichter arbeitet mit dem Gedächt­

nis, er arbeitet mit dem " Ich muß mich 

an alles erinnern", Er hat sich crinnert, 

und du fuhrte ihn zu bestimmten 

Schlußfolgerungen. Zum Beispiel: "Es 

gibt viel zu regeln in dieser Welt. um zu 

erproben. daß wir alle gu t sind ... " 

Neruda ist weder eine Erinnerung noch 
ein uns ferner Mensch. Wenn er es auch, 

den Primitiyen gleich, yerweigen, e in 

fest umriUene5 Bild zuruckl.ulassen. 50 
gibt es in seiner Poesie enorme Rcserven, 

nicht aufgespürtc Fundorte, Es wird lan· 
ge Zeit brauchen. diese Dichtung zu klas· 

sifizieren, sie in ihren enten und in ihren 

drittcn J ahrgängen zu ergründen. Man 
wird viele Studierte brauchen, um seine 

Masken zu enträtseln . um die Gon~ zu 

berühren, dk cr aus dem Osten brachte, 

und die Tambore, die er von Spanien zu 

uns trug. 

t:.ine Dichtung in ErwartunK. Sie wartel 

auf Jenen, sie wartet auf alle, die nach 
Abenteuern dursten oder heldenhaften 

Eroberungen, die in die Liebe "ersinken 

wollen oder hinabgleiten in die Aqua­
rien, 

Poesie der Barfüßigen 

Einc Charakteristik: In diesem Univer­

sum gibt es keine Statuen von Marmor. 

E, enthalt die kräftigen Gerüche der 

Mcnschen, die Durchsichtigkeit der wil· 
den Tiere und auch d ie Beschreibung 
jener Banditen, die Menschenkopfe sam­

meln. Seine Feder lIlilgriincrTintesagte 

allcs: d,;J.5 Geliebt", und das Verabscheu· 

te, die Durre und die hut:htbarkeit,den 

widerlichen Verfall, der der huchismus 

ist, und die olcanist:hen Resen'cn des 

Volkes. 

Er bewunderte den Regengott, aber 

Opfer vo n l\lcnschen akt.eptierte er 
nicht. Er hinterläßt dem Menschen ein 

Depot, mit Heiligem und "rofanem, eine 

die !:imnt; "erwirrendc und riesige Erb­

st:haft. in der der Schatz seiner Dichtung 
y~"Tborgen ist, kcine be ..... egungslosc Frau. 

Sein W('rk iSI dk Fortführung seines 

wunJ\'rbaren Lebens, das Vermächtnis 
eines Malllles, deT\' erschiedcne 1-.popoell 

schrieb, der Haut und lien in die Dich· 

tung legtc, der nicht nur eille Botschaft 
hinterlit'ß, ~ondern eille poetiscbe 1:.po­

ch~', eine, in d",r dic ßarftißitlcn in diesem 

Jahrhumll'rt zu sehen sind und der dunk· 
k Strom der kollektiYl'n Träume. das 
Pcrsonlkhe, dito Städte im Krieg, ditO 

I'cst"pidelllicn, der .\Il·nseh, der Mensch, 

t'iner, der trot" alkdem d.'m Menschen 
y,·rtrJut. 

Lesermeinungen • Standpunkte 

Miliveritindlichel zu Angola 

In dem Artikel von W, ~iJlerzur militäri,ehen 
ZUJammenarbeit BRD·Süddrika in AlB 
111985, S, 11 ist eine zumindest milh-efStlllld­
liehe Passage: cnthalten. 
Don wird cingangs festgestellt, daS Südafrika 
gemeinsam mit "angolanischen Einheiten" 
den SUden Angolas gegen SWAPO-Freiheiu· 
kampfer kontrolliert, Unter dem Begr,ff "an· 
golanische Einheiten" könnte man Einheiten 
der angolanischen Streitkräfte ve""uten. Da 
jedoch zwischen Angola und Südafrika keine 
derartigen Abkommen beslehen und nichtJ 
auf eine solche Zuummenarbcit schlielkn 
läßt, können p. wohl nur Einheiten der 
UNIT A-Banden Jona) Savimbis gemeint sein. 
PeterGrobin!ky.l/amburg 

Anmerkung der Redaktion: In der Tat können 
- ~us uru.erer Sicht - damit nur die "Contras" 
der UNITA gcmeinl selll. Wir stimmen da p, 
Grabinsky yoll Zu. Es bleibt selbstkritisch an· 
zumerken, daß, um ellle lOlche Mifh'erständ, 
lichkcil auszuräumen, an besagter Stelle eine 
redaktionelle Anmerkung erforderlich und an­
gehracht gewesen w .. re, 

Entgegnung zum Bericht über den 
PlD-Natlonllut won Amman 

Der Beitrag VOll G. Stein, Der Nationalrat von 
Amman, in AlB 111985. S. :U·36, uber die 17. 
Sitzung des "Palästlllensischen Nationalrali~ 
(PNC) in Amman, der sich auf den ersten Blick 
durch völlige Neutralitlit auszeichnet, verlangt 
aus zwei Grunden eine Entgegnung, Der erste 
ist der, daß eine lOlche Neutralitii.t nicht ange· 
messen ist, und der zweite der, daß diese Neu· 
tralitlit nur eine scheinbare ist und G. Stein in 
..... ichtlgen Punkten der rechten Mehrheiu­
fraktion der PLO IU neigt, 
Der Autorist auf der einen Seite offensichtlich 
vom Ziel der Einheit der PLO völlig gefangen 
genommen. Das Problem der Einheit hat eine 
weit Uber die PLO hinausgehende Bedeutung, 
E. mangelt leider übendlauf der Welt nicht an 
Einheiu-Fans, die über dIe Begeisterung ftiTdie 
lieher \o'"n«henswerte größtmögliche EinheLt 
die Frage nach dem ZLel dieser Einheit lußer 
Achtlasscn. 
G. Stein scheint lich immerhin rur einen 
Zweck der Einheit der PLO zu erwärmen, 
wenn er schreibt: "Die äußerst maßvollen und 
pragmatischen Po,itionen reflektieren deul­
lich wie niemals zuvor die Absicht der PLO, die 
besetzten Gebiele auf dem Weg einer Verhand· 
lungslösung zu befreien, D,e Absichtserkla­
rung von der ·Vent,.ukung des bewafrneten 
Kampfes im Widerstand gegen die liollLstische 
Besatzung' iSI da nur mehr von kosmetischer 
Ikdeutung." 
Ich frage mkh ...... alL an emer Strategie "prag' 
matisch" - und das heißt doch ..... ohl auf 
Dun:hsetzbarkcit ausgerichtet - ist, die fak· 
tisch VOll der Möglichkeit ausgeht, unter dem 
hernehelllu,n (regional sowie zwischen bnel 
und der PLO) Kräftevertahnis den cxpansio· 
nistisehen lionisliKhcn Siedlerkolonialil'mus 
zum Zuruckwekhen zu be ..... egen. 
Daß die§cs Knftc"trh~1tnis nicht relevant 
durch Diplomatie zu verändern iSI, bedarf 
nach den bisherigen hislorisehen Erfahrungen 
wohl keiner weitertn Erläuterungen mehr. Die 
Vorausselzung rur irgcndwelche sinnvollen 
Verhandlungt'n ;'1 d,e Enlwicklung der ver­
sctlledcnSlen Kampfformo:n, in enter limc deI 
bewaffneten Kampfts. Die Erfahrung.:n Im 

Südlibanon zeigen das. Bicser bewaffnete 
Kampf kann nicht von einer PLO geführt wer­
den, deren Truppen uberull in der ar .. bischen 
Welt, nur nicht an der zur Zeit eimigen offe­
nen Front im Libanon sind, 
Die von G, Stein behauptete politische Stär· 
kung der Posilion Araf .. u iu ebenlO wie die 
angeblich wiedergewonnene HandluI\gifrei· 
heit der PLO ein Trugbild. Ungeachtet dei 
dubiosen CharakteN des syrischen Regime! 
kann der palästinenJische Widerstand nur -
mangels der E~iSlenz belSerer Regime - im 
Zus.ammenwirken mit die$!:m anStilU im Zu· 
sammenwirken mit König Hussein und dem 
Sadat·Ersatz Mubarak Druck auf brael aus­
uben. 
Ein anderer perspcktiviKh wohl noch wichti, 
gerer Verbündeter du palästinensilchen 
Widenlandes müssen die fortschrittlichen 
Kräfte in den arubischen Ländern, :{..Z. in er· 
"er Linie die des Lib~non, liCin. Auch auf 
diesem Gebiet hat die rechte Fraktion - wenn 
~uch leider nicht nur sie - dem WiderlUlnd 
großen Schaden zugefügt, Das opportunisti· 
liche &ndnis der Arafat·Fraktion mit der kleri, 
kal·fil$chi5lischen Tauhidi-Bewegung in Tri· 
polis, die mit ihrem kruden islamischen Funda­
mentalismus die rechteu Krafte im christlichen 
Lager politisch stll.rkt, ist der bisherige Höhe· 
punkt dieser Entwicklung ge\O,'esen. 

Die Ersetzung dei PNCPräsidenten Khaled 
Fahoum durch den Sheikh Abdcl Hlr.mid al 
Saleh filhn die$!: gefihrliche Entwicklung, 
vom laizistischen PL()..Programm weg. weller. 
Shelkh AI·Saleh wird zwar mitunter angeblich 
der "rote Sheikh" genannt. Beieincmjord3ni­
,chen Minister für die religiösen Stiftungen 
(auqaf) kann es mit der Röte wohl kaum lehr 
weit her sein. Ungeachtet dessen ist die Ernen· 
nung eincs islamischen WUrdentriigen zum 
Präsidenten des höchsten Organes des palist'· 
nensischen Widerstande' ausgere<:hnct in einer 
Zeit de r Reaklivierung des reaktionären Fun· 
damentalismus in der ge»mlCn Region eine rur 
alle fortschrilllichen, laizistischen oder nicht· 
islamische Kräfte beunruhigende Entwick· 
lung. 
Die größtmögliche Einheit des palästinensi­
schen Volkes ist zweifellos notwendig. Auf der 
Basis, die vom 17. PNC Itelegt wurde, wird sie 
jedoch ihre historische Aufgabe der Befreiung 
zumindest eines Teil, von Palästina "enehlen. 
Natürlich gibt es andererseits auch keine 
Garantie für den endgultigen Erfolg des unter 
den htrnchendcn Bedingungen äulknt 
schwierigen bewaffncten Kampfes und über­
haupt für die auch nicht widerspruchslose Stru­
tegie der PLO·Oppo,ilion, Die TatJache, daß 
das palästinensi5chc Volk ein Recht auf seine 
Heimat hat. gellüg\ leider nicht. 
Lotlulr A. Heinrich, Sonn 
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Rezension 

Zwischen Tradition und Kolonialismus 
Afrikanische Ultra!Ur hat cs schwer auf dem 
Buchmarkt der Bundesrepublik, auch wenn 
nach dem Afrika-Schwerpunkt 1979 der 
Frankfuncr Buchmesse die Siluation, zumin­
den Wa:JI die Anuhl und Qualitiil der vcrfilg­
b;ircn Obcnetzungen angeht. schon schr viel 
giinsligcr geworden in. Gleiches pi aber nicht 
rur den FcuillclOntcil der Massenmedien, wo 
afrikanische Literatur so gut wie übcrMupl 
nicht besprochen wird und von der Literatur 
aus der sog. Drinen Welt .llcnfal1s die latein­
amerikanische Ultralur, die Literatur des 
.,rcvolulionärcn Kontinents", e inigermaßen 
du rchgesetzt iSl. 
Afri kanische Liltratur hCl'1Iunugebcn, in für 
d ie Verlage bis heUle meinen! ein Vcrlungc· 
schäft geblicben. Daß dennoch TelaI; .. viele 
Obcnctzungcn erschienen sind, kann man sich 
nur durch verlegerischen Idealismus besonders 
der kleineren Verlage erklaren. Das gilt auch 
rürdie Neuerschemung: 
Ngugi WI Thion,'o, Der Fluß daz " 'ischen, 
Weismann.verlq, Mllnchen, 1984, 192 5., 
19,80DM. 
Innerhalb der afrikanischen Gegen"'arulite­
r.nur ill hierzulande der kenianische AUIOr 
Ngugi wa Thiong'o vielleich I noch am rel~tiv 
bekannteslen. Von ihm liegen bisher schon "A 
grain of wbeal", "PelaIs of blood" und ,,Devil 
on the 0"011$" lowir; de r Ertihlunpband 
,,~cret lives" in deuucher Obuscuung VOf. 

Neu enchienen in jeUI beim Münchner Weis· 
mann·Verlag se;n Erstlingswerk "The ri\"et" 
belwecn", das er während teiner Studenten­
zeil an der Mak.arere-Uni\·ersität in Kampala/ 
Uganda geschrieben hatte. Diese neue Ober­
setzung ist sehr zu begruBen, da sie es dem 
deutschen Lcserennöglicht,lUmindest ansatz­
wdse die li te rarische Entwicklung im Werk 
Ngugil zu verfolgen. Natürlich wäre dafiirletzt· 
endlich d ie Obersetzung Kines Gesamtwerks, 
zumindest aber einer reprlisentaliven Auswahl, 
erforderlich, an d ie man bei Ngugi als ersten 
afrikanischen Auto r inzwischen schon zu den­
ken wagt, 
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RofNn ~smaM~ 

Inhaltlich geht es in "The river betwecn _ der 
fluß dazwischen" um dnes der zenltalen 
Themen der afrikanischen Literatur der 50cr 
und 60« Jahre, um den Kampf um die Erhal­
tung der afrikanischen Identitäl während du 
Epoche der Kolonisierung Kenias durch Eng­
land_ Erzählt werden Kmdheit, Jugend und 
fruhes ErwachsenenaltCT eines Gi kuyu-Jungen, 
der, hindngeboren in eine der führenden Fa­
milien des Gikuyu-Volks, von seinem Vater 
dazu au~ersehen ist, eine führende Rolle im 
Kampf um die Erhaltung der traditIonellen 
Gikuyu-Kullur gegenüber der eindringenden 
europä.;sch-christlichen Kultur zu überneh· 
men. Die Ankunfl der Europäer hat in dem im 
Roman geschilderten Gikuyu-Dorf zunächn 
einmal die Spaltung der Bewohner in einen 
chrinlichen Teil und in einen Teil, der der 
tradi tionellen Giku)"u-Religion Ireugeblieben 
ist, bewirkt. 
Ngugi stelh den Held $Cines Buchel millen in 
diesen Gegensatz hinein, indem er ihn einer­
seiu in einer traditionellen Gikuyufamilie auf­
wachsen, anderenc:its aber die Min ionuchule 
besuchen und ein christliches ~udcben heben 
läßt. (In die Missionsschule wurde er vom 
Vater geschickl , um die Europ~er mit ihren 
eigenen Waffen schlagen zu lemen.) lnncnles 
Anliegen dieJeI Helden ist CI, eine Venöh· 
nung. eine Srnthese, ~wlschen diesen Kultu~n 
zu finden_ F'ureine !lOlche Haltung ];ißI aber die 
zunehmende Radikalisierung beider sich be­
gegnender PaTleien Immu wentger Ra.u m. In­
nerhalb seiner Ikzugsgtuppe, den um ihre kul­
lurelle Selbnbestimmung k..ompfenden trad,· 
tiondlen Gikuyu, kann sie "l;unehmcnd nur als 
Verrat an ihrer Sache aufgefaßt werden. Der 
Prota.gonill verliert seine Rolle dIs chari'lma­
tische Führerfigur und wird zwischen den 
Fronten zerrieben. 
Bücher, die die Siluation der frauen in der 
Dritten Welt oder in einzelnen Regionen ... ie 
Afrika behandeln, kennen innerhalb des 
Genre, besondere Verkaufserfolge. Beispiel 
danir ist Mariama Ms Roman "Une ~i longue 
kilTe - ein so langer Brief", der wohl größte 
Verkaufserfolg eine'i Werkes der afrikaniK hen 
Literatur in der Bundesrepublik. Du hingt 
... ohl damit zusammen, daß der Leserkreis von 
Literatur aus der Dritun Welt allgcmelD und 
speziell auch der Ifrikanischen Litentur noch 
immer ... eitgebend .uf die Drilte-Welt -Szene 
beschränkt iSI, die fut uberall mehrheitlich 
von Fnuen getragen wiTd. 
Mit dem Roman 
Buchi Emechetl, Nnu Ego - :r. ... anzil Sielr." 
Muschelgeld . .-n uenbuch\"C:rb l, Munchcn 
1983,2595.,29,80 m,·t 
hat dlCkr Verbg ein weiten:, \\'uk einer .fri­
kanisehen Sehrifutellerin in dcutf<:her Ober­
KlZung herausgebracht, das sich mit der SitUI' 
lion der Fnu lD der ifribnischen GeKllschaft 
- hier am Beispiel der Gesells"!<lft der Ibo lD 
Nigeria - auseinanderset:r.t. Es iSI dies ein 
Werk, d!:Ssen engliJehspra<.:hlge Originali Ul­
pbe Innerhalb der FrauenbewCSUDi Großbri­
lanniens große Beachtung gdunden hai. 
Ich selbst empfind dienn Roman als "in be· 
wegendes Dokument für die doppelte Enl ' 
fre mdung, die der Koloniali~mul rur die afri ­
kanischen f r .. uen bedeutete: e!lunal für die 
allgemeine kulturelle Entfremdunll, die die 
afrikanischen FraueIl JlCmeillllm mll den 
~unnern zu "rleidcn hau"n. dann aber auch 
befondcn fiir Kine s~zifischen AU5wirkulllI"lI 
auf die Simalion der F,....ueu. lhrr- den M.:i u-

n.ern unte~ordnete Stellung aus der \'orko­
lonialen Zeit verfestigte sich unler dem Kolo­
niali'lmus, Ihre in den tradiliondlen Gesell­
schdlen immerhin gegebenen Freir.ume rur 
~Ibstverwirklichung und Gewinnung sozialer 
Anerkennung aber gingen \·uloren. 

Von der Handlung her erz.ahh der Roman die 
Leben'lgcschichle einer Ibo-Ftölu in den letzten 
vier J ahnehnlen der englischen Kolonialherr­
schaft über Nigeria bi'l zum Vorabend der Un­
abhängigkeit. Sie mußte in ihrem Leben die 
beiden gcgenl-ätzlichen Kultu~n, die die s0-

ziale Wirklichkeil des heutigen Nigeria be­
stimmen, vereinbaren: die traditionelle Gesell· 

'Ichafustruktur des Ibo-Dorfcs Ibuza, in die";e 
hineingeboren wurde, und die wutLich-ma­
terialistisch geprägte Kultur der Großsladt 
Lagos, in die sie dUr<;h Heirat hineingeworfen 
"'"!Jrde. 
Diese Aufg-.. be wäre rlir ~ich allein genommen 
IIChon schwierig g~nug, zerbrechen doch in 
vielen Werken der afrikaniu;hcn Gegen .. · ... ,,· 
literatur die Pro tagonisten an eben die.em Kul­
IUrkonflikt. Bei di~5Cm Lebens$chicks~l einer 
Frau kommt aber noch die spe:r.ifiKhe Fremd­
bestimmung dUKh die Nonnen einer mdnnlich 
dominitnen Ge'iellschaft hinw, die rur eine 
Fnu nur e'llC: einzige Möglichkeit rur di~ Ge­
winnung einer "ollgültigcn weiblichen Iden· 
111.1 >"<nsehen, die der Mutterschaft hornchm­
lieh ,'on Söhnen). 
bl der Romanprolagonistin innerhalb der Ira­
ditiondlen Gesellschaft des Ibo-Dorfes ihrer 
Jugend diese Möglich keit der IdentilaUgt'­
... innung venagt geblicben - sie bleibt m der 
enlen }:hc kinderlos _ , so bleibl anderenei ts 
m der zweiten Ehe in derGroßsudt Lagos, "'0 

ihr Leben auf eincn nackten K.ampfums über­
leben reduzierl ist, die mit der MUllen(.h~fl 
'·crbundene soziale AnerkennuIII;. die m .. t<"li­
elle und emotion .. k Sichern .. il aus. Am dra­
, tiKh>!cn wird dies durch ihren cinsamen Tod, 
troll. der in dkser Ehe gt'borenen sirben 
Kllldcr verdeutlicht. 
Ich habe dieses Buch einerseil s ~Is Denul1Zia· 
tion dei P-dlriarchalismus illnerh~lb der afrika­
nischen Kulturen )o;elesen (rul die die O!lteriani­
J<; hc Ibo-Kullur als Beispiel skht), anda"rse,u 
aber auch als Ankl"lI" g<:lIell die dur~h den 
Koloniali! ml15 bt-wirkte kulturelle Korrum· 
pierung und materielle Verd .. ndung all)o;~mein. 

Diel lindc llaull 



Buchtlps: Südafrika 

D~m Widerstand gc~n die Aparthdd in Süd· 
afrika sind zwei im Dezember 1984 erschie· 
n<:n<: Bücher gewidmet. Das eine 
De~mond Tutu, Gon segne Afrih, Rowohlt 
Taschcnbuch\'crlag, Rdnbc:k bei Hamburg 
1984, 156 S., 9,80 DM 
enthiilt Texte und Predigten des Friedens­
nobelpreisträgers von 1984. In ihnen bezeich· 
net er die Apartheid- und Bantustanpolilik 
und die Verwehrung von Bürg<:rrechten als 
eine Kriegserklärung an die Schwanen, die 
:wm Kampf herausfordere. Scharf greift er den 
ßesatzungsterror Südafrikas in Namibia und 
die überfalle auf die Nachbal'llaaten an, die 
nur im Schutze der USA ungestraft betrieben 
werden könnten. Sein Engagement gegen die 
Apartheid leite t er aus seinem christlichen 
Glauben ab. Die Befreiung seines Lande~ ist rur 
ihn nur dUf(:h den gemeinsamen Kampf von 
Schwarzen und Weißw erreichbar. 

Das andcr~ Buch stammt von einer dergTöflten 
Symbolfiguren des siidafrikanischen Wider' 
standes; 
Winnie Mandela, Ein S tück mcin~ r Se~k ging 
mit ihm, Rowohlt TaschcnbuchnrJag, Rein· 
bekb..·i Hamburg 1984, 222S., 10,80 DM. 
Es ist eine Reverenz an ihn:n 1964 zu lebens· 
langer Haft auf der Gerlingnisinsel Robben 
Island verurteilten Mann und Führer des Afri­
kanischen NationalkongTc~ses (ANC), Nelson 
Mandcla. 
Obwohl Winnit Mandela seit 1962, Mm Jahr 
der Verhaftung ihres Mannes, fast ständig im 
Gerangnis, unter Bann oder Hausarrest kbte, 
haben trotzdem Tnuer und Schmerz ihren 
Kllmpfeswillen nicht brechen können, so er· 
schütlcrnd ihre Zeugnisse üher Haft, Verfol­
gunI:( und Leben im Untergrund auch sind. 
Erg'.inzt werden ihre Berichte dun;h den Brief· 
we<;hsd zwischen ihr, Nelson I>bndela, ihren 
Angehörigen und Fn:unden sowie dun;h Do­
kumente und Zeillafcln. 

Rültunglexporte 

Eine Verurteilung von vier Managern des 
Rheinmeta!lkonzems wegen Verstoßes gegen 
das Kriegswaff<:nkontrolllllesetz (KWKG) wird 
,mm~"T unwahueheinliehn. Nach jahrdangcn 
Ermittlunlllen wurd.· am 7.2.1984 das Verfah· 
ren gegen si<: eröff"cI. Sk werd<:n b<:s~huldigt, 
iJl"gal Waffe'n ""ch Südafrika, Arg"ntin;en und 
Saudi Ar,lI)iell ,·xport;"rt zu haben. So bekam 
das Aparthcidr"llIime ein" vollständilllc Muni· 

tionsabfüllanlage geliefert. 
Die Bundesregierung beabsichtigt jetzt das 
KWKG dahingehend zu ändern, daß bei einem 
Verstoß gegen das Gesetz es sich nicht mehr 
wie bisher um ein Verbn:ch~n, sondern nur 
noch um ein Vergehen handelt. Somit könnte 
das Verhhren eingestellt wCTden. Der Deut­
sche Richterbund warnte davor, erneut zu ver­
suchen, eine fragwürdige Amnestie durchzu· 
setzen. 
Die SPD.Sundestagsfraktion forderte unter­
deuen eine Verschärfung des Gesetzes. 
Danach sollen nur noch Waffen in die 24 
Länder der Organisation rur Wirtschaftliche 
Entwicklung und Zusammenarbeit (OECD) 
geliefert werden,die die Menschenrechte nicht 
verletz~n . Das Parlament soll über die Waffen­
exporlgenehmigungen informiert werden. 

Sportboykon ZU SÜd.'rlk. 

In einem Schreiben an Vorstand und Mann­
schaft protestierte die Anti-Apartheid·Bewe­
gung (AAS) gegen die für Dezember 1985 ge­
plante Teilnahme von BoruS$ia Mönchenglad­
bach an einem internationalen FußbaUtumier, 
das in dem angeblich unabhängigen südafrika­
nischen "Homdand" Sophuthatswana statt­
finden sol!. 
"Kein Land der Welt", heißt es in dem Schrei­
ben der AAB, "haI bisher ein 'Homeland' aner­
kannt. Die rassistische Regierung in Pretoria 
bemüht sich venweifelt um deren internatio­
nale Anerkennung und scheut keine Kosten, 
um ihren Heimatländern internationale Repu· 
tation zu verschaffen. 
Bdiebte Mittd dazu sind das Knüpfen von 
'unpolitischen' Kontakten insbesondere in 
Tourismus, Kultur und Sport. Doch diese Kon· 
takte sind die ersten Schritte Zu einem interna· 
tionalen Renomm~, sie bedeuten in letzter 
Konsequenz: Unterstützung der Apartheid. 

Deswegen fordtrn wir Sie auf; Brechen Sie 
Ihre Kontakte zu Bophuthatswana ab. Treten 
Sie allen Kontakten mit Südafrika und dessen 
Marionetten entgegen." 
Die AAB fordert alle Fußballfreunde und 
Apartheidgegner auf, ebenfalls gegen die Teil· 
nahme von Borussia ~löncheng1adbach an dem 
Turnier in Bophuthatswana zu protestieren. 
Die Anschrift des Bundeslig" .. ·Vereins lautet; 
BOlUssia Mönchengladbach e.V., Bökdberg· 
Sir., 4050 Mönchengladbach I. 

Ausstellung zu Vletn.m 

Im Vorfeld des 10.Jahrestages des Endes des 
Vietnam krieges (31.4.1975) ist eine Aumcl· 
lung zum Thema "Der Giftkrieg in Vietnam 
und die Folgen" fertiggestellt worden. Ein· 
druck~volle Schaulafeln behandeln die Aus· 
wirkungen der von den US·Streitkräften Ver· 
spriihten "Entlaubungsmittcl" auf die Ökolo· 
gie des Landes und die Gesundheit der Men· 
Khen. 
Die 20 Tafeln mit dem dazugehörigen Gestell 
zum Aufhängen erfordern eine Ausstellungs­
tui<;hc von 21 qm. Sie können für 50 DM pro 
Woche ausgeliehen werden bei: Wern<:r Gallo, 
Salierstr. 22,6720 Speyer. 

BRD-Infodienst 

Grüne In N.hOlt 

Am 30. Dezember 1984 ging eine 14tägige 
Nahostrundreise einer Delegation der Griinen 
zu Ende. An ihr hatten U.a. die Abgeordneten 
des Bundestags Gaby GOllwald und Jürgcn 
Reems, sowie des EG-Parlaments, Brigitte 
Heinrich, teilgenommen. 
Schwerpunkte der Reise w~en neben einem 
BC'luch im israelisch besetzten Südlibanon Ge­
spräche mit Vertretern der Palästinensischen 
Befreiungsorganisation (PLO). In Damaskus 
trafen sie mit Vertretern der Demokratischen 
und Nationalen Allianz zusammen.lnAmman 
empfing sie der PLQ-Vorsitzende Yassi. Ara­
rat. 

An einem abschließenden Israel-Besuch, wo 
man die Griinen wechselweise als "Grün· 
Braune" und "Antisemiten" diffamierte, Wuf' 
de B. Heinrich gehindert. Die israelischen Be­
hörden verboten ihr die Einreise mit der Be­
gründung, sie unterhalte Kontakte Zur PLO 
und zum "internationalen Terrorismu~". In 
Israel traf die Delegation mit Vertretern der 
Friedensbewegung wie demokratischer und 
linker Parteien zusammen. 
Am !I.Januar klagten die Grünen im Bundestag 
Israel an, "Schrecken und Terror" im Süd­
libanon zu verbreiten. Sie forderten einen Ab­
zug Israds aus dem Libanon und den anderen 
besetzten Gebieten, damit ein unabhängiger 
Palästinenserstaat neben brael entnehen 
könne. Von der Bundesregierung verlangten 
sie, die PW anzuerkennen und sich für eine 
internationale Nahostkonferenz einzusetzen, 

' erlolgre,Ct!en MOQeIlS"? EG - ASEAN 

und die Au!lenm,nlsterlcoole.enz in San 
",,, 
surgency-Staat. Was ve.!);rgt s>C~ fl,n_ 
t&l der "DemolualiSlElrUfl\l autoritare, 
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Kubl - USA 

Am 14. Dezember 1984 haben Kuba und die 
USA zum ersten Mal ~cit 1977 ein zwischen­
staatliches Abkommen unterzeichnet. Es 
regelt die Auswanderung von Kubanern in die 
USA. 
Die USA .. rklärten sich bereit. jedesjahr binu 
20.000 Kubaner aufzunehmen, darunter in 
diesem Jahr 3.000 ehemalige politisch .. Gdan­
gene. Im G<:genzug verpOichlclC sich Kuba, 
2.746 Kubaner, die bei der großen Auswandc· 
rungswellc 1980 das Land in Richtung USA 
verlassen hatten, von den USA aber "nicht 
cIWünscht" sind, wieder aufzunehmen. 

Obwohl dieses Abkommen von Kuba als ein 
positives Zeichen rUf eine Verbesserung der 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten ge­
wcrlet wurde, gehen in Kuba die Vorber .. itun­
gen rur die Verteidigung der Insel gegen tine 
mögliche US·lnvasion weiter. 

Brasmen 

Am 15. Januar dJ. wurde in der Hauptstadt 
Brasilia Tancredo Neves von einem Wahlmän· 
nergremium zum neuen Präsidenten Brasiliens 
gewählt. T. Neves, Mitglied der Partei der Bra· 
silianischen Demokratischen Bewegung 
(PMOB), hatte die Untentützung aller demo· 
kratischen und linken Parteien - mit Aus· 
nahme der Partei der Arbeit (PT) "Lula'· da 
Silvas - erhalten. Auf ihn entfielen 480 der 
686 Slimmen. Sein Gegenkandidat, Paulo 
Salim Maluf von der regierenden Sozialen 
Demokratischen Partei (POS), der von den 
Militärs untentützt wurde, erreichte lediglich 
180 Stimmen. 

Noch Anfang 1984 hatten die Milit.ärsunddie 
POS gehofft, durch die erfolgreiche Verhinde· 
rung von Direktwahlcn einen Wahlsieg eines 
Oppositionskandidatcn verhindern zu können 
(siehe AlB 9/1984, S. 29ff.). Im Wahlmänner· 
kollegium verfügte die POS - aufgrund seiner 
undemokratischen Zusammensetzung - über 
eine Mehrhei t. Im Laufe de. J ahres gingen, 
trotz Bestechung und PUlSchdrohungen fUh· 
render Generäle, immer mehr POS·Parlamen· 
tarier auf die Seile der Opposition über und 
gründeten eine eigene Partei, die T. Neves 
unterstützte. 
Das Programm des neuen Präsidenten sieht die 
Aufhebung aller repressiven Gesetze vor, die 
DurchfUhrung von Direktwahlen zur Präsi· 
dentschaft und die Einberufung einer verfas· 
sungsgebenden Versammlung. Einschränkun· 
gen dn Strcikrechts und der Gewerkschafts· 
autonomie sollen abgeschafft und weitere 
Linksparteien, darunter die Brasilianiseh .. 
Kommunistische Partei, legalisiert werden. 

Auf wirtschaftlichem Gebiet sind Maßnahmen 
gegen dk Inflation (deneit 220%), Hunger 
und Arbeiulosigkeit geplant. Die Ausland.\­
schuld (fast 100 Mrd Dollar) solluntcn·erbes· 
:;erten Bedingungen umgeschuldet werden. 

Ob diese sozialrcformerischen Maßnahmen 
(darunter auch Reformen in der Lohn· , Steuer· 
und Agrarpolitik) inmitten der Wirts<:hafts· 
krise durch""tzbar oder weitgehend genug 
sind, ist mehr als zweifelhaft. Jedoch verbes· 
sert das Ende der Diktatur die Kampfbc· 
dingungen ftir die Lösung der sozialen und 
wirtschaftlichen Problemedes Landes. 
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Hondurll - Nlkirigul 

Am 8. Januar d.J. wurde der Führerder "um· 
tca "·Organisation MISURA, Steadman Fagoth 
Muller, aus Bonduras ausgewie:;en. Er hatte 
damit gedroht 23 gefangene nikaraguanische 
Soldaten zu erschießen, wenn Managua 
keinem Gefangenenaustausch zunimmen soll· 

". 
Bereits am 3.1.1985 hatte Honduras die Au.· 
weisung aller "Contras'· angekündigt, ohne 
daß jedoch entsprec-hende Maßnahmen getrof· 
fen wurden. Hintergrund rur diesen scheinba· 
ren Kurswechsel sind die Verhandlungen mit 
Washington über einen ständigen US·Stütz· 
punkt und ein regionales militärisches Ausbil · 
dungszenlrum. Honduras fordert im Gegenzug 
1,3 Mrd Dollar Wirtschafts · und 400 Mio 001· 
lar MiJilärhilfe ftirdie näehsten 4 Jahre. 

Mit den angedrohten Schritten gegen die 
"Contras'· sol! Druck auf die USA ausgeübt 
und gleichzeitig der innere Widerstand gegen 
die US·Truppen (1.700 Mann) geschwächt 
werden, zumal in den nächsten Monaten er· 
neut gemeinsame Militärmanöver mit USo 
Truppen stattfinden sollen. 

Oie "Contras·' mischen sich ~eflltärkt in die 
Innenpolitik von Honduras ein. Allein 1984 
waren sie gemeinsam mit honduranischen Ta· 
desschwadronen am Mord von 18 Oppositio· 
nellen beteiligt. Nach dem offiziellen Stopp 
der US·Hilfe leiten Hondura., EI Salvador und 
lsr .. ei Militiirhilfe aus den USA an die "Con· 
tras" weiter. 

Bei seinem Amuantritt 11m 10.1.1985 hat der 
nikardguani, che Pr.isidellt, Daniei Orteg .. , eine 
Amnestie rur alle "Contras" angekündigt, die 
bereit sind sich ins normale Leben einzuglie· 
dern. Gleichzeitig s<>lIen die Verhandlungen 
mit der MISURASA TA Brooklyn Riveras, die 
"on Kostarika aus operiert, fortgesetzt wer· 
den. Si<, hahen dic Rückkehr der Indio·Flücht· 
linge aus den Nachbarländern sowie ein Auto· 
nomiest3.tut für die Atlant ik küste zum Ziel. 
Brooklyn Rivera hatte die Gespräche Anfang 
Januar d.J. für gescheitert erklärt. 

BeUze 

Die enten Wahlen seit Erringung der Unab· 
hängigkeit im Jahr 1981 gewann am 14. 
Dezember 1984 die konservative Vereinigte 
Otmokrati~che Partei (UDP) unter Manucl 
Esquivel. Sie crhielt 54% der Stimmen und 21 
von 28 Sitzen. Verlierer ist die seit 34 Jahren 
regierende Vereinigte Volkspartei (PUP)unte! 
dem bisherigen Premierminister Georg Price. 

Die neue Regierung möchte den privaten Sek· 
tor in dn Wirtschaft stiirken und das Land für 
ausländische Investoren auraktiver machen. 
Gemäß scinen Wahlversprechungeu will 
Esquive1 versuchen, den Strom der Flüchtlinge 
aus den Nachbarstaaten eirur.udämmen. Und er 
heabsichtigt mit Guatemald, das Gebietsan· 
spriiche auf Bdize erhebt, in Verhandlungen 
zu treten. 
Mit dem Wahlsieg der UDP werden sith auch 
die ßeziehungen zu den USA '·erbessern, d;,· 
Bdize nach Honduras zu einem n.·ucn USo 
Stützpunkt in da Regiun ausbauen wollen. 
Bdize gilt als möglicher Standort dn im Okto· 
ber 1984 ~sch!oss .. n,·n US·Militärschu1e in 
Panama. 

Srl Llnkl 

In d<n .<hrarr..n.n G.hi'l.n 51.II.n die Tamil.n di. B.· 
'Olhrunpon.h,h.il 

Im Dezember 1984/Januar 1985 haben die 
Kämpfe zwi~chen Guerillerus der tamilischen 
Bevölkerungsminderheit und Regierungstrup· 
pen an Schärfe zugenommen. Auf beiden Sei· 
ten kamen ca. 500 Menschen um~ Leben. Bei 
Masiem·erhaftungen wurden (iber 1.000 an· 
gehliche Terroriiten feugenommen. 
Die meisten Aktionen gehen von der Guerilla· 
organisation Tiger rur die Befreiung von Tamil 
Ee1am (LTTE) aus. Ihre 4.000 Kämpfe r Itre· 
ben einen unabhängigen iOzialiuischen und 
nichtpaktgebundenen Separamaat der Tami· 
len an (Eelam). Ihre Angriffe ri chten sich nicht 
nur gegen Regierungstruppen. sondern auth 
gegen Zivilisten du singhalesischen Bevölkc· 
rungsmehrheit, die von der Regierung in Tami· 
lengebieten angesiedelt werden. 
In den vergangenen Monaten kam es auch zu 
mehreren Maso;akern durch Armeeinheiten, so 
am 4.12.1984 als 83 tamilische ZivWiten getö· 
tet wurden. 
Die LTTE wird von Sympathisanten aus dem 
indischen Bundes.laat Tamil Nadu unter· 
stützt. Die Regierung J.R. Jayewardene ge· 
nießt bei ihrer Aufstandsbekämpfung den Bei· 
stand vun israelischen und britischen Ber .. tefll 
sowie von den USA. Sie beschuldigt Indien, an 
den Unruhen beteiligt zu sein. 
Ein Vorschlag der Regierung an die am 
22.12.1984 \"erdnstahete Konferenz aller Par· 
teien (APe), der eine größere Selbständigkeit 
für die T amiiengebiete vorsieht, ist von einigen 
singhak~ischen Parteien und dem buddhisti· 
schen Klt'rus als zu weitgehend ahgelehnt WOl"· 

den. Ocr legalen Verdnigten Tamilisthen Be· 
freiungsfront (TULf), die mit friedlichen Mit · 
tein kämpft, wu der Vorschlag ni .. ht weit · 
gehend genug. 
Die Regierung ma~htc daraufhin ihre Teilzu· 
geStändniue riickgängig. 



Mluretanlen 

Am 12. Dezember 1984 wurde der §ci! 1980 
Il:giercnde Stdalspniiidcnt Mohammed Ould 
Haidalla dur<:h den ~ner.llnalHChd Maouya 
Quld Taya abgelöst. Haidall.a befand sich zu 
dem Zeitpunkt des unblutigen Machtwechsds 
in Burundi auf dem fram;ösu;ch·afrikaniichcn 
Gipfeltreffen. 
Sein Nachfolger warf ihm Korroption, Vet­
ternwirtschaft und Verantwortlichkeit fLiT die 
hohe Arbeitslosigkeit und schlechte wirt­
$Chaftliche Lage des Landes ~or. 
Haidalla befindet sieh in Haft, über das Land 
wurde kunfriilig eine Ausgangupc:rre und die 
Schließung der Flughäfen verhängt. Von den 
17 Ministern der Regierung HaidalJa blieben 8 
im Amt. Am 21. Oc,",cmber 1984 erließ die 
ncue Regierung eine Amnestie für politische 
Gefangene und Exilanten. 
AußcnpoJitiKh bnt:Higte die neue Regienmg 
das Blllldnis mil Alger;en und Tun",ien und die 
im Februar 1984 erfolgte Anerkcnnung der 
Demokratischen Arabiu:hen Sahrauischen 
Republik, deren Territorium von Marokko 
beamprueht wird. 

China - UdSSR 

Am ? 1.12.1984 traf der .owjetis<;he crste ~tell­
vertretende Ministcrprä5idcnt Iwan Wauilje· 
witsch ArchiJWw in Peking ... u einem einwöchi· 
gen Besuch der Volksrepublik Olina ein. Er 
kam ah ranghöchster sowjetischer Besucher 
seit I:' J ahren. 1m Minclpunkt der Ge~pr'.iche 
mit der chinesischen t'i.ihrung nand der AU$' 
bau der bilateralen Beziehungen. 
Zwar unterstrkh der chinesische Ministerprä· 
sident Zhao Ziyang. daß er noch große Hinder· 
nisse fur eine r\ormalisierung der gegenseitigen 
Verhallnisse 5ehe, die er an der Afghanistan·, 
Kampucheafragc und an der .owjetischen 
Truppenpr'ascnz an der gcmcimamen Grenze 
festmachte. 
Trotzdem gelang eine Obere;nkunfl in wichti· 
gen wirtSChaftlichen und technologildu~n Fra· 
gen. So wurden am 28.12.1984 drei Abkom· 
men zur wiruchafllichen und winemchaft· 
lich·technologischen Zusammenarbeit unter· 
zeichnet. die flir :. Jahre Gültigkeit besitzen. 
Vorgesehen ist U.a. die Errichtung einer ge. 
meinsamen wiruchaftlichen Beratungskom· 
minion. die Modernisierung einiger vor 1958 
von der Sowjetunion errichteter Fabriken. 
Eine Vereinbarung übereinen drutiichen Aus· 
bau dei l landebvolumens bio 1990 .oll Anfang 
dJ. unterleichnet werden. 

$.nol0' E. Kenn~y 'm Ge,prJck mit \\ onnie \landd. 

Plklstln 

Am 19.12.1984 fand in Pakistan ein Refer~n· 
dum nan. Zur Abstimmung stand die Islami· 
sierungspolitik deli Militärdiktaton Zia u!·llaq, 
seine Bestätigung im Amt rur weitere 5 Jahre 
sowie die Durchführung von Parlamenuwah· 
len in diesemjahr. 
Durch mauive \\IahlbeeinOuS$ung - so stand 
die Durchftihrung du Referendum~ unter Auf· 
sicht deli Miliüin - und \\Iahlfalschung .uchte 
Zia ul-Ha'l das Referendum zu $Cinen Gunsten 
zu entscheiden. So war Juf aUe drei Fra!:"'n nur 
eine Antwort möglich. Die Wähler wurden 
nicht registriert und Boykonbefürwortern 
drohte eine Hafmrafe bis tu 3 Jahren. 
Die in der Bewegung ftirdie Wiederherstellung 
der Demokratie (MRD) tU5.1mmenge"hlos· 
senen 12 OppOiitioll.lparteien hatten lur 
Nichtbeleiligung an dieser Farce aufgerufen. 
Entge!:"'n dem dann \'eröffentlichten offitiel· 
len Wah!ergebnis (60% Beteiligung bei 98", 
Ja-Stimmen) bezeichnete die I.IRD ihren Boy· 
kottaufruf ab \'ollen Erfolg. Lediglich 1:'%­
die Pakistanische Volkspartei (P PP) sprach von 
lediglich 8'11> - hätten lOlch an dem Refe~ndum 
beteiligt. 
Da die bevorstehenden Parlaments· und Pro· 
viru:ialwahlen am 2:'. und 28.2.198:'. nur ein 
weiterer Legitimierungsversuch der Diktatur 
sind - Parteien lind nicht zugelasiCn _ hat die 
MRD erneUtlUm Boykott aufgerufen. 

Südl'rlk. 

US·Senator Edward Kennedy hielt sich vom 
:'.·14. J anuar dJ .• auf Einladung Bischof 
Tutus, zu einem Be,uch in Südafrika auf. Er 
nutlte ihn lU lahlreichen Gesprlichen mit Ver­
lretern der Regierung und der Opposition. Ein 
Besuch des inhaftierten ANCFührers Nelson 
Mandela wurde ihm I'on der südafrikanischen 
Regierung "e(\l·tigert. Er ,raf sich jedoch am 9 . 
Januar .I.). mit dessen Ehefrau. Winnie Man· 
dela. an deren Verbannungsort Brandfort. 
Kennedy krili,ierte die Apartheid und Rea· 
gam Politik des "konstrukti"en Engage­
ments", und er furderte Wirtschaft~sanktio· 
nen. Von der südafrikanilichen Regierung wur­
de Stine Kritik scharf zurüek!:",wiesen. 
Eines der herau,ragenden Ereignis!><: der Rei$C 
des US·Senaton war die Obergabe eine~ Me· 
morandums der 7 fuhrenden WirtsehaflWer' 
bände Südafrikas an t:. Kellnedy. Diese Unter· 
nehmerverbände. deren Mitglicder ca. 80% der 
Lohnabhängigen deli Landei beschäftig\:n, for· 
dern: Beteiligung der Schwar~en an der Politik 

Kurzinformationen 

des Landes. Abschaffung der rassistischen Ar· 
beitsbellchränkungen, Handels· und Gewerbe· 
freiheit für die Afrikaner, freie und unabhän· 
gige Gewerkschaften, StaaUbürgerrechte rur 
alle und Beendigung der Zwangsums;edlungen 
sowie den Abbau der polizeilichen Vollmach· 
ten. 
Sie sehen darin die einzige Möglichkeit, das 
wiruchaftliche Potential des Landes voll aus' 
zunu!;;:en und politische Stabilität zu errei· 
ehen. 

Slng.pur 

Bei den Parlamenuwahlen vom 22_12.1984 
!:"'wann die seit der Unabhängigkeit im Jahr 
196:' regierende konservative Volks.aktiom· 
partei (PAP) des amtierenden Premiermini· 
sters Lee Kuan Vew 77 der insgesamt 79 Par· 
lamenusitze. Ihr Stimmenanteil ging gegen­
über 1980 von 7:',:'~ auf 62,9~ zu!'Ü<:k. Die 
beiden \'erbleibenden Sitze gingen an J.B. 
Jeyaretnam. Generalliekretilf der Arbeiterpar­
tei (WP) und einziger 0ppoiitiompolitiker im 
biiherig~n Parlament sowi~ an Chaim See Tong 
von der DemokratiIChen Partei Singapurs 
(SDP). 
Dieser bescheidene Po .. itiomau.bau derOpp0-
sition nellt unter den gegebenen politilchen 
Bedingun!:",n im Stadt .. taat einen Erfolg dar. 
Lee Kuan Vew hatte nicht nur allen Wahlbezir· 
ken, die einen Oppolitionskandidaten wählen, 
den Entzug sO'liaJer Dienstleistungen angekün· 
digt. Er drohte auch im Falle de> Sieges der 
beid~n bürgcrlich-demokmtilchen Parteiflihrer 
eine Ein~chränkung des allgemeinen Wahl· 
rechts an. Dabei sind die Oppositionsparteien 
sowie .. o schon stark in ihrer politischen Tätig· 
keit eingeschränkt. Die Gc""erkllchahsbewe· 
gung iSI staatlich konuollierl und die Presse 
unterliegt einer strengen politischen Zensur. 
Am 2.1.1985 wurde das aus 13 Mitgliedern 
bestehende Kabinett "on Präsident Devan Na,r 
\'ereidigt. 

Athloplen - Isrlel 

Von den schätzungsweise 25.000 äthiopischen 
Juden, Falaschen ( .. Fremde)genannt.""urden 
von November 1984 bi. ;\nfangJanuar dJ. ca. 
10.000 nach Israel geflogen. Ihr Weg ruhrte sie 
über den Sudan und mehrere westeuropäische 
Staaten. 3 .000 von ihnen kamen bei dieser als 
Hilfsaktion getarnten "Operation Moseli"ums 
Leben. Äthiopien \'erurteilte die Aktion und 
beschuldigte den Sudan der Kumpanei mit 
Ilirael. 
Die Mittel fur die großangelegte Aktion und 
die Integration der Falaschen in Israel stellten 
jüdische Organisationcn, vor allcm aus den 
USA, bereit. Die US·Regierung 5agte Israel 
eine "Nothilfe" von:' Mio Dollar tu. Diese 
De\'ilenmenge \'eranlaßte die Regierung Perei, 
trotz der zu erw:l1tendcn sozialen Probleme, 
die äthiopischen Juden nach Israel zu holen. 
Dort sollen sie wahrscheinlich in einigen neu 
geplanten Dörfern auf der beKtzten Westbank 
angesiedelt werden und ~Is Kanonenfuner im 
Kri~g gegen den Libanon benutzt werden. 
Bereit' 1.000 äthiopische J uden solltn in mili· 
tärischen Ausbildungslagern im Süd libanon 
sein. 
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